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Editorial
Eine wache Zivilgesellschaft ist der Schlüssel für den Men-
schenrechtsschutz – auch in Demokratien. Dieser Satz der 
beiden Autoren dieses Heftes steht wie in Stein gemeißelt. 
Er ist gewissermaßen ein Dauerauftrag an die schulische und 
außerschulische politische Bildung. Die Landeszentrale für 
politische Bildung Baden-Württemberg (LpB) kommt diesem 
»Auftrag« in einer Fülle von Veranstaltungen und Publika-
tionen nach. Unter anderem ist bereits im Jahr 2005 eine 
Ausgabe von »Politik & Unterricht« zum Thema Menschen-
rechte erschienen, die damals nach nur wenigen Wochen 
vergriffen war und die über die Jahre hinweg zehntausend-
fach von unserem Onlineangebot heruntergeladen wurde. 
Das war uns Lob und Ansporn zugleich. Höchste Zeit also für 
eine komplett neu bearbeitete Ausgabe zu diesem wichtigen 
Themenkomplex.

An Aktualität hat die Forderung nach der Einhaltung und 
Durchsetzung der Menschenrechte leider nicht verloren, 
denken wir nur an die Stichworte Flüchtlingsschutz, Asylrecht 
oder Religionsfreiheit. Das vorliegende Heft stellt neben 
einer fundierten sachlichen Einleitung eine ganze Fülle von 
informativen und aktivierenden Materialien zur Verfügung. In 
einem ersten Baustein geht es um die Frage,  wo es im Alltag 
Bezüge zu Menschenrechten gibt. Darüber hinaus können 
Schülerinnen und Schüler hier altersgerecht erarbeiten, 
was es bedeutet, dass die Menschenrechte unveräußerlich, 
universell und unteilbar sind. In einem weiteren Baustein 
werden sowohl in nationaler als auch in globaler Perspek-
tive besonders gefährdete Menschengruppen thematisiert: 
Kinder, Mädchen bzw. Frauen sowie Flüchtlinge. Der dritte 
Baustein legt einen besonderen Schwerpunkt auf Menschen-
rechtsverletzungen in den zwei beispielhaften Bereichen 
Pressefreiheit und Wohnen, bevor in einem vierten Bau-
stein ausgewählte Kampagnen unterschiedlicher Menschen-
rechtsorganisationen sowie Möglichkeiten zur Eigeninitia-
tive vorgestellt werden.

Mit dieser Ausgabe von »P&U« wollen wir der Menschen-
rechtsbildung im Land einen weiteren Impuls geben. Dazu 
gilt es, die Kultur der Menschenrechte zu fördern, den Be-
kanntheitsgrad der Menschenrechte zu heben und dann zu 
fordern, dass sie auch eingehalten und respektiert werden. 
Dass das in der Realität nicht immer leicht ist, ist uns wohl 
bewusst. Aber den Dreischritt Bildung über Menschenrechte 
(Inhalt, Bedeutung, Instrumente), durch Menschenrechte 
(Bewusstsein und Refl exion) und für Menschenrechte (Be-
fähigung zum Handeln) wollen wir dennoch nachhaltig un-
terstützen. 

Lothar Frick
Direktor der LpB

Prof. Dr. Reinhold Weber
Chefredakteur

AUTORIN UND AUTOR DIESES HEFTES

Gertrud Gandenberger M. A. arbeitet als Studienleiterin 
des Internationalen Forum Burg Liebenzell e. V. in Bad 
Liebenzell. Sie ist Autorin von Menschenrechtsbildungs-
materialien und Mitglied im Menschenrechtsbildungs-
netzwerk des Deutschen Instituts für Menschenrechte. 

PD Dr. Michael Krennerich arbeitet als Privatdozent am 
Lehrstuhl für Menschenrechte und Menschenrechtspolitik 
der Universität Erlangen-Nürnberg. Er ist Vorsitzender des 
Nürnberger Menschenrechtszentrums (NMRZ) und Mitglied 

des Koordinierungskreises des bundesweiten Netzwerkes 
»Forum Menschenrechte«. Außerdem ist er Mitherausge-
ber der »Zeitschrift für Menschenrechte« (zfmr).

Ein herzlicher Dank für die Unterstützung bei der Suche 
und Auswahl von Materialien geht an Dr. Sandra Reitz, 
Deutsches Institut für Menschenrechte, sowie Lena Esken, 
Izabela Bajalska und Christina Walz, seinerzeit Praktikan-
tinnen im IFBL bzw. NMRZ.
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●●●   E INLEITUNG

Die folgende inhaltliche Einführung versteht sich als Über-
blick für die Lehrenden. Sie ist als ein Katalog häufi g gestell-
ter Fragen (Frequently Asked Questions) angelegt. Daran 
knüpfen die vornehmlich handlungs- und praxisorientierten 
Materialien an, die als »Ideensteinbruch« zu verstehen 
sind. Sie enthalten also keine strukturierten Unterrichts-
vorschläge (mit Ablaufbeschreibung, Zeitvorgaben usw.), 
sondern Ideen und Anregungen, die sich in ihrer konkreten 
Ausgestaltung an die Bedingungen vor Ort anpassen lassen. 
Obwohl die Übungen in einem Sinnzusammenhang stehen, 
lassen sie sich auch einzeln verwenden. 

Was sind Menschenrechte? 
Menschenrechte sind besondere, grundlegende Rechte, die 
in ihrer Gesamtheit darauf abzielen, die Würde jedes einzel-
nen Menschen zu schützen und einem jeden Menschen ein 
freies, selbstbestimmtes Leben in Gemeinschaft mit anderen 
zu ermöglichen. Ohne Vorbedingung stehen sie jedem Men-
schen aufgrund seines »Menschseins« zu und sind ihm als 
unveräußerliche Rechte eigen. 

Die Menschenrechte sind mit dem Anspruch verbunden, aus-
nahmslos für jeden Menschen, also universell zu gelten. Über 

Menschenrechte
Unveräußerlich – universell – unteilbar

spezifi sche Kontexte hinweg beschreiben sie einen Grundbe-
stand an Rechten, der jedem einzelnen Menschen zukommt. 
In ihrer Eigenschaft als universelle Rechte vertragen sich die 
Menschenrechte also nicht mit Partikularismen, die anderen 
(Gruppen von) Menschen ihre Menschenrechte absprechen. 

Dabei stehen die Menschenrechte allen Menschen glei-
chermaßen zu. Ihrer egalitären Natur nach lassen die Men-
schenrechte keinerlei Diskriminierungen zu, beispielsweise 
aufgrund rassistisch konstruierter Unterschiede, des Ge-
schlechts, der sexuellen Orientierung, der nationalen oder 
sozialen Herkunft, der Sprache, der Religion, des Vermögens, 
der politischen oder sonstigen Anschauung sowie anderer 
Diskriminierungsmerkmale. 

Die Menschenrechte sind unteilbar: Sie bilden einen Sinn-
zusammenhang aufeinander bezogener Rechte. Bürgerliche, 
politische, wirtschaftliche, soziale und kulturelle Menschen-
rechte bedingen sich gegenseitig. Sie gehören daher un-
trennbar zusammen und sind nur im »Set« zu haben.

Menschenrechte sind komplexe Rechte. Auf eine Kurzformel 
gebracht, stellen sie moralisch begründbare Ansprüche dar, 
die mittels politischer Entscheidungsprozesse als »positive« 
Rechte verankert, inhaltlich ausgestaltet und umgesetzt 
werden. 
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Gefährliches Spiel: In Dhaka (Bangla-
desch) spielt ein Kind auf Bergen von 
giftigen Abfällen von Gerbereien, in 
denen auch Kinder arbeiten.
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Einleitung

Wer bestimmt, was als Menschenrecht gilt? 
Diese Frage ist (nur) auf den ersten Blick einfach zu beant-
worten. Die gegenwärtigen Menschenrechtskataloge, wie sie 
in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte (AEMR)
von 1948 und den darauf aufbauenden internationalen Men-
schenrechtsabkommen zu fi nden sind, wurden im Rahmen 
der Vereinten Nationen erarbeitet und zwischen Staaten 
abgeschlossen, beeinfl usst von einzelnen Personen, Betrof-
fenengruppen, nichtstaatlichen Organisationen sowie dem 
fachlichen und öffentlichen Diskurs der damaligen Zeit. In 
die Ausarbeitung und Weiterentwicklung gingen ideenge-
schichtliche und verfassungsrechtliche Traditionen ebenso 
ein wie konkrete historische Erfahrungen von Unterdrückung 
und Not. 

Die völkerrechtliche Verankerung und die Entwicklung von 
Menschenrechten sind also Ergebnis von politischen Über-
einkünften zwischen Staaten zu spezifi schen historischen 
Zeitpunkten. Allerdings wurden die Menschenrechte so all-
gemein formuliert, dass sie in ihrem Geltungsanspruch weit 
über die historischen Entstehungszusammenhänge hinaus-
weisen und offen sind für unterschiedliche Begründungen 
und für andere Kontexte, mit je eigenen Traditionen und 
Unrechtserfahrungen. Zugleich tragen sie einen überposi-
tiven Gehalt in sich. Die Frage, was als Menschenrecht gilt, 
hängt daher nicht nur von der völkerrechtlichen »Normset-
zung« ab, sondern auch von der moralischen Begründung 
sowie der politischen und gesellschaftlichen Anerkennung 
der Menschenrechte, die ihnen zuteil wird. Hierzu ist ein 
offener Menschenrechtsdiskurs vonnöten, der letztlich die 
Grundlage dafür bildet, was als Menschenrecht allgemein 
anerkannt wird. 

Wo sind die Menschenrechte verankert? 
Ungeachtet früherer historischer Anknüpfungspunkte wur-
den Menschenrechte seit dem ausgehenden 18. Jahrhundert 
formuliert, allen voran in der Virginia Bill of Rights und der 
amerikanischen Unabhängigkeitserklärung (beide von 1776) 
sowie in der französischen Erklärung der Menschen- und Bür-
gerrechte von 1789. Mit der »Erklärung der Rechte der Frau 
und Bürgerin« proklamierte Olympe de Gouges, die 1793 
hingerichtet wurde, im Jahre 1791 Freiheits- und Gleich-
heitsrechte auch für Frauen, ohne jedoch für ihr Anliegen 
Gehör zu fi nden. 

Trotz der universalistischen Wortwahl stellten die »Men-
schenrechte« seinerzeit Rechte dar, in deren Genuss – über-
spitzt formuliert – zunächst vor allem das »weiße«, männ-
liche Bürgertum kam. Selbst als im Lauf der Geschichte 
die Rechte – in langen und schmerzhaften Kämpfen – auf 
alle Angehörigen der Nation ausgedehnt wurden, handelte 
es sich vorrangig um nationale Rechtskonzeptionen, deren 
Nutzung für gewöhnlich an die Staatsbürgerschaft gekoppelt 
war. 

Der moderne internationale Menschenrechtsschutz beginnt –
mit Ausnahme der internationalen Arbeits- und Sozialnormen 
der 1919 gegründeten International Labour Organization 
(ILO) – erst mit der Charta der Vereinten Nationen von 1945. 

Diese verpfl ichtet sich auf allgemeine Weise unter anderem 
dem Ziel, die Achtung vor den Menschenrechten zu fördern 
und zu festigen. Diesem Ziel dienen die »Instrumente« des 
heutigen globalen Menschenrechtsschutzes, namentlich die 
Allgemeine Erklärung der Menschenrechte (AEMR) von 1948 
sowie die darauf aufbauenden Kernabkommen des interna-
tionalen Menschenrechtsschutzes (siehe Tabelle S. 4). Die 
AEMR – eigentlich besser übersetzt als »Universelle Erklärung 
der Menschenrechte« – ist hierbei von überragender Bedeu-
tung und entwickelte eine damals kaum für möglich gehal-
tene moralische, politische und inzwischen auch rechtliche 
Wirkkraft. Ursprünglich als völkerrechtlich unverbindliche 
Erklärung verabschiedet, enthält sie allgemeine Rechtsprin-
zipien und Garantien, die heute völkergewohnheitsrechtlich 
anerkannt sind. Sie ist der wichtigste Referenzpunkt für 
Menschenrechtsbewegungen weltweit und bildet die Grund-
lage für viele Menschenrechtsabkommen, die im Geiste der 
AEMR erarbeitet wurden. 

Die allermeisten Rechte der AEMR wurden später in zwei völ-
kerrechtlich verbindliche Verträge überführt, den Internati-
onalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte sowie 
den Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Rechte, die beide 1966 verabschiedet wurden und 
1976 in Kraft traten. Sie wurden im Laufe der Zeit durch eine 
Reihe internationaler Abkommen ergänzt. Diese garantieren 
nicht einfach neue Menschenrechte. Vielmehr konkretisieren 
und erweitern sie die bereits zuvor verankerten Menschen-
rechte aus der spezifi schen Sicht bestimmter Bevölkerungs-
gruppen (Frauen, Kinder, Wanderarbeiter und Wanderar-
beiterinnen, Menschen mit Behinderung) und fokussieren 
besondere menschenrechtliche Probleme (Rassismus, Folter, 
»Verschwindenlassen«).

Gibt es auch regionale Menschenrechtsabkommen? 
Nicht nur auf globaler, sondern auch auf regionaler Ebene be-
stehen Menschenrechtserklärungen und -abkommen, die im 
räumlichen Geltungsbereich der Abkommen allen Menschen 
ihre Menschenrechte garantieren. Im Rahmen des Europa-
rates, in dem mittlerweile 47 Staaten zusammengeschlossen 
sind, ist hier vor allem die Europäische Menschenrechtskon-
vention (EMRK, verabschiedet 1950/seit 1953 in Kraft) zu 
nennen. Hinzu kommen die bislang bedeutungsarme Europä-
ische Sozialcharta (1961/1965) in ihrer revidierten Fassung 
(1996/1999) sowie jüngere Abkommen zur Verhütung oder 
Bekämpfung von Folter, Menschenhandel, sexuellem Miss-
brauch von Kindern sowie Gewalt gegen Frauen. Die Europä-
ische Union mit ihren derzeit 28 Mitgliedsstaaten wiederum 
verfügt über eine eigene Grundrechtecharta (2000/2009) 
und wird wohl in absehbarer Zeit der EMRK beitreten. 

Weit entwickelt ist auch der interamerikanische Menschen-
rechtsschutz im Rahmen der Organisation Amerikanischer 
Staaten (OAS). Dort wurde bereits 1948, ein halbes Jahr 
vor der AEMR, die »Amerikanische Erklärung der Rechte 
und Pfl ichten der Menschen« verabschiedet, die ein ähnlich 
breites Spektrum an Rechten verankerte wie die AEMR. Zu-
sätzlich sah sie Pfl ichten vor, die aber keinerlei rechtsprak-
tische Bedeutung entwickelten. Das zentrale Abkommen ist 
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hier – analog zur EMRK in Europa – die Amerikanische Men-
schenrechtskonvention (1969/1978). Hinzu kommen das 
Zusatzprotokoll von San Salvador (1988/1999) sowie einige 
Abkommen, die auf die Verhütung und Bekämpfung von 
Gewalt gegen Frauen oder Diskriminierung von Menschen 
mit Behinderung abzielen. 

In Afrika hat sich der regionale Menschenrechtsschutz 
später entwickelt. Grundlegendes Dokument ist hier die 
Afrikanische Charta der Menschenrechte und Rechte der 
Völker (Banjul Charta, 1981/1986), die ein breites Spek-
trum an Rechten umfasst. Auch in Afrika fi nden wir spe-
zifi sche Abkommen zu den Menschenrechten von Kindern 
und Frauen. Regionale Menschenrechtsinstrumente in ande-
ren Weltregionen sind hingegen nur rudimentär ausgebil-
det. Allerdings sind auch die dortigen Staaten an die von 
ihnen ratifi zierten UN-Menschenrechtsabkommen gebun-
den. 

Welche Rechte umfasst der heutige Menschenrechts-
kanon? 
Der Menschenrechtskanon, so wie er heute positiv-rechtlich 
verankert ist, umfasst sowohl bürgerlich-politische als auch 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Menschenrechte. Zu 
Ersteren gehören die »klassischen« bürgerlichen und po-
litischen Freiheits- und Beteiligungsrechte, wie sie auf 
nationaler Ebene seit dem ausgehenden 18. Jahrhundert 
sukzessive ausformuliert wurden. Sie sind heute u. a. im 
Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte 
sowie in der Europäischen und der Amerikanischen Men-
schenrechtskonvention niedergelegt. Darunter fallen etwa 

das Recht auf Leben, das Verbot der Folter, die Rechte auf per-
sönliche Freiheit, Freizügigkeit und Schutz des Privatlebens, 
die Gedanken-, Religions- und Weltanschauungsfreiheit, die 
Presse- und Meinungsfreiheit, die Versammlungs- und Ver-
einigungsfreiheit, das Recht auf Mitwirkung an öffentlichen 
Angelegenheiten und Wahlen sowie justizbezogene Rechte 
(Gleichheit vor dem Gesetz, Unschuldsvermutung und faires 
Verfahren). 

Wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte entstanden – 
auf nationaler Ebene – vor allem seit dem 19. Jahrhundert 
infolge der Industriellen Revolution. Zentraler Bezugspunkt 
ist hier heute der Internationale Pakt über wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Rechte, der u. a. das Recht auf Arbeit 
und das Recht auf faire Arbeitsbedingungen, auf Gesundheit 
und soziale Sicherheit, auf Nahrung, Wohnen, Wasser, Bil-
dung, Teilnahme am kulturellen Leben und Schutz geistiger 
Urheberrechte verankert. Die traditionelle Vorstellung, dass 
sich diese Rechte ihrem Wesen nach grundlegend von jenem 
der bürgerlich-politischen Rechte unterscheiden, da sie keine 
Abwehr- und Freiheits-, sondern lediglich »Leistungsrechte« 
seien, wurde in den vergangenen Jahren zusehends in Frage 
gestellt und revidiert. 

So sind auch die wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen 
Menschenrechte als Freiheitsrechte anzusehen. Einerseits 
dienen sie dem Schutz der einzelnen Menschen, nicht aus-
gebeutet zu werden, sich vor menschenunwürdigen Arbeits-
bedingungen und Gesundheitsschäden zu schützen, sich 
selbstständig ernähren zu können, ein sicheres Wohnumfeld 
zu bewahren, sich angemessen zu bilden sowie an der Aus-

verabschiedet/
in KraftGrundlegende UN-Menschenrechtsabkommen

Anzahl der 
Ratifi kationen 
(Stand 23.6.2014) 

Internationaler Pakt über wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Rechte 1966/1976 162

Internationaler Pakt über bürgerliche und 
politische Rechte 1966/1976 168

Internationales Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form 
von Rassendiskriminierung 1966/1969 177

Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von 
Diskriminierung der Frau 1979/1981 188

Übereinkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder 
erniedrigende Behandlung oder Strafe 1984/1987 155

Übereinkommen über die Rechte 
des Kindes 1989/1990 194

Internationales Übereinkommen zum Schutz von Wanderarbeitern 
und ihren Familien 1990/2003 47

Übereinkommen über die Rechte von Menschen 
mit Behinderung 2006/2008 147

Internationales Übereinkommen zum Schutz aller Menschen vor 
gewaltsamem Verschwinden 2006/2010 42
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übung der eigenen Kultur nicht gehindert bzw. vom kul-
turellen Leben nicht ausgeschlossen zu werden. Anderer-
seits müssen die Voraussetzungen dafür geschaffen werden, 
damit die Menschen tatsächlich ein freiheitliches, selbst-
bestimmtes Leben in der Gemeinschaft mit anderen führen 
können. Dies schließt aktive Maßnahmen gegen extreme 
Armut, Bildungsnotstände, Arbeitsausbeutung, Krankheiten, 
Wohnelend und soziale Ausgrenzung ein. Während bürger-
liche, politische, wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Menschenrechte heute gemeinsam in jüngeren Menschen-
rechtsabkommen verankert sind, sind die umfassenderen, 
überwölbenden Rechte auf Entwicklung, auf Frieden oder 
auf saubere Umwelt bisher kaum kodifi ziert.

Entwickeln sich die Menschenrechte weiter? 
Als Ergebnis geschichtlicher Prozesse unterliegen die völker-
rechtlich verankerten Menschenrechte auch weiterhin einem 
Wandel. Selbst wenn die »Normsetzung« weit vorangeschrit-
ten ist, kann der »Katalog« der Menschenrechte verändert und 
erweitert werden. In den vergangenen Jahrzehnten wurden 
zahlreiche Menschenrechtsabkommen erarbeitet, welche die 
in der AEMR postulierten Rechte ausdifferenzierten und auf 
besondere Bevölkerungsgruppen und menschenrechtliche 
Probleme hin konkretisierten. Prinzipiell ist anzunehmen, 

dass neue Unrechtserfahrungen und künftige Veränderungen 
in den menschlichen Lebensbedingungen und Sozialbezie-
hungen (etwa im Bereich der Gentechnik oder der digitalen 
Kommunikation), verbunden mit der Kritik an Unzuläng-
lichkeiten des bestehenden Menschenrechtsschutzes, auch 
weiterhin neue Menschenrechte hervorbringen können. 

Zugleich stellen die Menschenrechtsabkommen living in-
struments dar. Die Interpretation der bereits bestehenden 
Menschenrechte ist also nicht starr. Viele völkerrechtliche 
und politische Debatten kreisen gegenwärtig weniger um 
die Festschreibung neuer Menschenrechte als um eine zeit-
gemäße Auslegung bestehender Rechte. Auch das Verständ-
nis davon, wer Träger der Menschenrechte ist und wen die 
Menschenrechte auf welche Weise verpfl ichten, ist Verände-
rungen unterworfen. 

Die historische Entwicklungsoffenheit der Menschenrechte 
bedeutet allerdings nicht Beliebigkeit: Die Festschreibung 
neuer und die Neuinterpretation bestehender Menschen-
rechte sind zwar notwendig, um neuen Gegebenheiten und 
Problemen Rechnung tragen zu können (wer hätte 1948 
etwa bereits an eine weltweite Datenüberwachung denken 
können), doch sind sie stets daraufhin zu prüfen, ob sie sich 

Internationaler Pakt über 
bürgerliche und politische Rechte

Diskriminierungsverbot
Recht auf Leben
Verbot der Folter und grausamer, unmenschlicher oder 
erniedrigender Behandlung oder Strafe
Verbot der Sklaverei, Leibeigenschaft, Zwangsarbeit 

Recht auf persönliche Freiheit und Sicherheit
Recht auf Freizügigkeit
Gleichheit vor dem Gesetz, Unschuldsvermutung, 
faires Gerichtsverfahren, verfahrensrechtliche Mindest-
garantien, Doppelstrafverbot
Rückwirkungsverbot
Anerkennung als Rechtsperson
Schutz vor Eingriffen in die Privatsphäre
Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit
Recht auf unbehinderte Meinungsfreiheit und 
freie Meinungsäußerung
Recht auf Versammlungsfreiheit
Recht auf Vereinigungsfreiheit
Recht auf Heirat und Familiengründung; Schutz der Familie
Rechte von Kindern auf Schutz
Recht von Staatsbürgern auf Mitwirkung an Gestaltung 
öffentlicher Angelegenheit, auf freie Wahlen und auf 
Zugang zu öffentlichen Ämtern

Internationaler Pakt über 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte

Diskriminierungsverbot
Recht auf Arbeit
Recht auf gerechte und günstige Arbeitsbedingungen 
(angemessener Lohn, gleiches Entgelt für gleiche 
Arbeit, sichere und gesunde Arbeitsbedingungen, 
Arbeitspausen, angemessene Begrenzung der Arbeits-
zeit, bezahlter Urlaub, Vergütung gesetzlicher Feier-
tage)
Recht auf Gründung und Betätigung von 
Gewerkschaften
Recht auf soziale Sicherheit (Sozialversicherung)
Schutz von Familien (Gründung, Erziehung), 
Müttern (Mutterschaftsurlaub) und Kindern 
(vor wirtschaftlicher und sozialer Ausbeutung)
Recht auf angemessenen Lebensstandard 
(ausreichende Nahrung, Bekleidung, Unterkunft 
und Wasser*) und Recht auf Schutz vor Hunger
Recht auf erreichbares Höchstmaß an körperlicher 
und geistiger Gesundheit
Recht auf Bildung (Grundschulpfl icht, offener Zugang 
zu höheren Bildungseinrichtungen)
Recht auf Teilnahme am kulturellen Leben und 
auf Teilhabe an den Errungenschaften des wissen-
schaftlichen Fortschritts sowie Schutz geistiger 
Urheberrechte

* Das Recht auf Wasser ist nicht explizit erwähnt, wird aber im Wesentlichen aus dem Recht auf angemessenen Lebensstandard und 
dem Recht auf Gesundheit hergeleitet und wurde später durch UN-Resolutionen bekräftigt.
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inhaltlich-systematisch in das Gefüge des Menschenrechts-
schutzes einbetten. 

Wer hat Menschenrechte inne? 
Die Menschenrechte stellen das »autonome Individuum« in 
den Mittelpunkt und schützen es. Dementsprechend sind die 
Menschenrechte in der Regel als individuelle Rechte formu-
liert (»Jeder Mensch hat das Recht auf ...«). Selbst wenn 
spezielle Menschenrechtsabkommen auf einzelne Personen-
gruppen, etwa auf Frauen und Kinder bezogen sind, stellen 
Frauen- und Kinderrechte doch individuelle Menschenrechte 
dar, die den Einzelnen zustehen. 

Daneben gibt es Bemühungen, zusätzlich Gruppen- oder 
Kollektivrechte in internationalen Abkommen zu verankern, 
mittels derer etwa ganze Völker oder ausgewiesene Minder-
heiten geschützt werden sollen. Kollektivrechte im eigent-
lichen Sinne sehen dabei nicht nur Rechte für die einzelnen 
Angehörigen einer Gruppe vor, sondern erheben die Gruppe 
als solche zum Träger von Rechten. Sie werden teils als ei-
genständige, von Menschenrechten abzugrenzende Gemein-
schafts- oder Minderheitenrechte angesehen, teils als eine 
besondere Kategorie von Menschenrechten betrachtet. Die 
Trennung ist allerdings insofern unscharf, als Menschen-
rechte oft individuelle wie kollektive Dimensionen in sich 
tragen. Ein Beispiel hierfür ist die Religionsfreiheit. 

Individuum versus Gemeinschaft? 
Auch wenn die Menschenrechte als Individualrechte ange-
legt sind, weisen sie gemeinschaftliche und gesellschaftliche 
Bezüge auf. Die Umsetzung individueller Menschenrechte – 
seien dies nun bürgerliche, politische, wirtschaftliche, sozi-
ale oder kulturelle Rechte – ist ohne das soziale Miteinander, 
ohne die Einbettung in das Gemeinwesen kaum denkbar. Die 
individuelle Autonomie bedarf daher immer auch der sozialen 
Teilhabe, Solidarität und Inklusion. Demgemäß schützen die 
Menschenrechte gerade auch gegen soziale Ausgrenzungen. 

Zugleich wirken die Menschenrechte, obwohl sie vornehm-
lich als Individualrechte ausgestaltet sind, auf eine frei-
heitliche und gleichberechtigte Ausgestaltung des Gemein-
wesens als Ganzes hin. Indem die Menschen nämlich ihre 
Menschenrechte nutzen, jene ihrer Mitmenschen achten und 
der Staat die entsprechenden Freiräume achtet, schützt oder 
erst schafft, verändert sich auch das Gemeinwesen, in dem –
im Idealfall – sozial und politisch autonome Menschen im 
Verbund mit anderen leben, sich zusammenschließen und 
handeln. Der Schutz der Individualrechte weist also weit 
über den einzelnen Menschen hinaus.

Wen verpfl ichten die Menschenrechte? 
Die Staaten tragen die Hauptverantwortung für die Umset-
zung der Menschenrechte. Staatliche Organe dürfen dem-
nach die Menschenrechte nicht selbst verletzen (Achtungs-
pfl ichten). Zugleich haben sie gesetzgeberische und andere 
Maßnahmen zu ergreifen, um die Menschenrechte vor Ein-
griffen durch Dritte zu schützen (Schutzpfl ichten) und um 
die Ausübung der Menschenrechte durch positive Leistungen 
zu ermöglichen (Gewährleistungspfl ichten). 

Die drei Verpfl ichtungsdimensionen beziehen sich prinzipiell 
auf alle Menschenrechte. Dadurch wird die herkömmliche 
Einteilung in Frage gestellt, der zufolge bürgerlich-politische 
Rechte vornehmlich Abwehrrechte, wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Rechte hingegen vor allem Anspruchsrechte 
seien. Beide »Generationen« von Menschenrechten können 
einen Abwehr-, Schutz- und Leistungscharakter haben.

Traditionell bezieht sich die Verantwortung des Staates auf das 
eigene Hoheitsgebiet. Umstritten ist, inwieweit die Staaten 
auch extraterritoriale Verpfl ichtungen haben, inwieweit sie 
also als international handelnde Akteure menschenrechtlich 
in der Pfl icht stehen. Zugleich gibt es jüngere Bemühungen, 
auch internationale Organisationen sowie private Akteure, 
allen voran Wirtschaftsunternehmen, zu verpfl ichten, die 
Menschenrechte zu achten. Die bisherige völkerrechtliche 
Fokussierung auf den staatlichen Menschenrechtsschutz 
droht vor allem dort ins Leere zu laufen, wo die Staaten zu 
schwach und die Regierungen nicht fähig oder willens sind, 
die Menschenrechte effektiv zu schützen. 

Wer verletzt Menschenrechte?
Der internationale Menschenrechtsschutz nimmt vor allem 
den Staat in die Pfl icht, die Menschenrechte zu achten, zu 
schützen und zu gewährleisten. Dementsprechend sprechen 
wir im völkerrechtlichen Sinne von Menschenrechtsverlet-
zungen, wenn staatliche Organe und Funktionsträger die 
Menschenrechte verletzen oder wenn staatliche Stellen – 
auch eingedenk ihrer Gestaltungsspielräume – offenkundig 
zu wenig unternehmen, um die Menschenrechte zu schützen 
und umzusetzen. 

Im Rahmen der Diskussion um die Schutzpfl ichten des 
Staates kam jedoch verstärkt die Rede von Menschenrechts-
verletzungen seitens nichtstaatlicher Akteure auf, etwa sei-
tens privater Wirtschaftsunternehmen. Der Staat ist zwar in 
diesem Fall verpfl ichtet, die Menschen vor solchen Eingriffen 
in ihre Rechte zu schützen, doch wurden die Wirtschafts-
unternehmen ausdrücklich aufgefordert, die Menschenrechte 
zu achten und nicht selbst zu verletzen. 

Auch der Kampf gegen Rassismus und Diskriminierung be-
schränkt sich nicht mehr nur auf staatliche Akteure. Er gilt 
gerade auch den vielfältigen rassistischen und diskriminie-
renden Übergriffen in den jeweiligen Gesellschaften, etwa 
in Form rassistischer Gewalt oder von Diskriminierungen auf 
dem privaten Wohnungs- und Arbeitsmarkt. Das Gleichheits-
gebot und das Diskriminierungsverbot werden hier offenkun-
dig von Privatpersonen verletzt, auch wenn der Staat hier 
im Sinne seiner Schutzpfl icht regulierend und sanktionie-
rend eingreifen muss – und eine Menschenrechtsverletzung 
begeht, wenn er dies unterlässt. 

Haben die einzelnen Menschen auch Pfl ichten?
Unserem Rechtsverständnis zufolge gehören zu Rechten 
unweigerlich auch Pfl ichten. Auch Menschenrechte kennen 
ein solches wechselseitiges Verhältnis. Allerdings sind hier 
vornehmlich die einzelnen Menschen die Träger der Men-
schenrechte und die Staaten die Träger der Pfl ichten. Un-
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Kindheit in Kriegszeiten: Das Foto zeigt 
Kinder in einem zerstörten Straßenzug 
in einem Dorf bei Aleppo (Syrien).

mittelbare völkerrechtliche Grundpfl ichten des Einzelnen 
ergeben sich lediglich aus dem Verbot der Mitwirkung an 
schwersten internationalen Verbrechen (Völkermord, Kriegs-
verbrechen, Verbrechen gegen die Menschlichkeit, Verbre-
chen des Angriffskrieges). Ansonsten kennt das Völkerrecht, 
da es vornehmlich ein Staatenrecht ist, im Unterschied zum 
nationalen Recht kaum Pfl ichten des Einzelnen.

Das heißt allerdings nicht, dass die einzelnen Menschen 
ihrer Verantwortung gegenüber der Gemeinschaft entbunden 
sind. »Jeder hat Pfl ichten gegenüber der Gemeinschaft, in 
der allein die freie und volle Entfaltung seiner Persönlichkeit 
möglich ist« (AEMR, Art. 29 Abs. 1). Eine inhärente Pfl icht 
der Menschenrechte für den Einzelnen besteht bereits darin, 
die Menschenwürde und die Menschenrechte anderer Per-
sonen zu achten und die eigenen Rechte nicht auf Kosten 
der Rechte anderer wahrzunehmen. Der Respekt vor den 
Menschenrechten fängt bereits in unserem Alltag an. Erzie-
hung, Moral und Recht beinhalten entsprechende Regeln des 
Zusammenlebens. 

Ist die Inanspruchnahme der Menschenrechte an 
die Erfüllung von Pfl ichten gebunden?
So wichtig der Zusammenhang zwischen Rechten und Pfl ich-
ten ist, so darf daraus nicht gefolgert werden, dass die In-
anspruchnahme von Menschenrechten zuvor an die Erfüllung 
bestimmter gesellschaftlicher Pfl ichten durch den Einzelnen 
gebunden sein soll. Wer die Menschenrechte generell unter 
den Vorbehalt sozialer Pfl ichterfüllung stellt, weicht den 
Menschenrechtsschutz auf. Bezeichnenderweise ist es gän-
gige Praxis von Diktatoren, unter Hinweis auf – oft will-
kürlich auferlegte – Gemeinschaftspfl ichten grundlegende 
Freiheitsrechte des Einzelnen einzuschränken. 

Menschenrechte sollen aber vorbehaltlos gültig sein und 
dürfen nur unter besonderen Bedingungen eingeschränkt 
werden. Jeder Mensch hat also Menschenrechte, unabhängig 

davon, ob er seine gesellschaftlichen Pfl ichten erfüllt. Selbst 
Gewaltverbrecher, die offenkundig Recht und Moral verlet-
zen, haben Anspruch auf Achtung ihrer Menschenwürde und 
ihrer Menschenrechte. Dementsprechend haben sie in demo-
kratischen Rechtsstaaten beispielsweise Anspruch auf ein 
faires Gerichtsverfahren, dürfen nicht gefoltert werden und 
haben im Gefängnis Zugang zu angemessener Ernährung und 
medizinischer Versorgung.

Können Menschenrechte eingeschränkt werden?
Während einige Menschenrechte, wie das Verbot von Völker-
mord, Folter oder Sklaverei, absolut gelten und unter keinen 
Umständen – selbst nicht in Notlagen – eingeschränkt werden 
dürfen, lassen die meisten anderen Menschenrechte unter 
sachlich qualifi zierten, legitimen Gründen Einschränkungen 
zu. Die Rechtswissenschaft spricht hier von »Schranken« der 
Menschenrechte. 

In den Menschenrechtsabkommen selbst sind solche Schran-
ken mitunter ausdrücklich erwähnt, besonders deutlich etwa 
bezüglich der Meinungs-, Versammlungs- und Vereinigungs-
freiheit. Zulässige Eingriffszwecke können in einer demo-
kratischen Gesellschaft dementsprechend beispielsweise 
die Aufrechterhaltung der nationalen Sicherheit oder der 
öffentlichen Ordnung, die Verhinderung strafbarer Hand-
lungen sowie der Schutz der Gesundheit oder der Rechte 
und Freiheiten anderer sein. So kann beispielsweise das 
Versammlungsrecht eingeschränkt werden, wenn konkrete 
Anhaltspunkte vorliegen, dass von den Versammelten Ge-
walttaten ausgehen. Die Eingriffe dürfen jedoch nicht 
willkürlich, sondern müssen auf eindeutiger gesetzlicher 
Grundlage erfolgen, gut begründet sein und das Prinzip 
der Verhältnismäßigkeit streng beachten. Über die Zuläs-
sigkeit der Einschränkung von Grund- und Menschenrechten 
entscheiden in Zweifels- oder Streitfällen entsprechende 
Gerichte, bei uns etwa das Bundesverfassungsgericht oder 
der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte. 
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In ausgesprochenen Notlagen, allen voran im Krieg, kann der 
Staat zudem auf Grundlage entsprechender »Derogations- 
oder Notstandsklauseln« zeitweise Maßnahmen treffen, die 
von (nicht notstandsfesten) Menschenrechten abweichen. 
Auch hier sind das Diskriminierungsverbot und das Verhält-
nismäßigkeitsprinzip strikt zu beachten. 

Andere Kulturen – andere Rechte? 
Über Traditionen und kulturelle Eigenheiten hinweg fi xie-
ren Menschenrechte einen Grundbestand an Rechten, der 
für jeden Menschen weltweit gelten soll. Aber sind die 
Menschenrechte überhaupt auf andere Kulturen anwendbar? 
Befördern sie möglicherweise einen modernen, individualis-
tischen Lebensstil, der traditionelle Formen des Zusammen-
lebens aufbricht? Haben Kritiker Recht, die hinter der Forde-
rung der weltweiten Geltung der Menschenrechte westlichen 
»Kulturimperialismus« vermuten? Und betreiben mächtige 
Staaten unter dem Deckmantel der Menschenrechte mögli-
cherweise eine handfeste Macht- und Interessenpolitik? Die 
Einwände sind ernst zu nehmen, selbst wenn sie mitunter 
von politischen Machthabern vorgebracht werden, die kul-
turelle Besonderheiten vorschieben, um die Bevölkerung 
und die Opposition ihres eigenen Landes zu unterdrücken. 
Um das Misstrauen abzubauen, sind zunächst Kohärenz in 
der Menschenrechtspolitik des Westens und ein offener, kri-
tischer Dialog über die Universalität der Menschenrechte 
notwendig.

Die Menschenrechte in der heutigen rechtlichen Form haben 
zwar ihren historischen Ursprung im Westen, verfügen aber 
über Begründungsquellen und Anknüpfungspunkte in ande-
ren Kulturen, in denen ebenfalls Vorstellungen menschlicher 
Würde und daraus abgeleitete Verhaltensregeln entwickelt 
wurden. Wo die Chancen und Grenzen einer kritischen Ver-
mittlung zwischen Menschenrechten und althergebrachter 
Tradition liegen, ist jeweils auszuloten. Allerdings sind be-
stimmte kulturelle Praktiken, etwa weibliche Genitalverstüm-
melung, eindeutig nicht mit den Menschenrechten vereinbar. 
Wichtig ist aber, dass die Durchsetzung der Menschenrechte 
nicht darauf abzielt, Kulturen zu zerstören, sondern diese im 
Sinne der Menschenrechte zu verändern. Es geht also darum, 
die kritisch-emanzipatorischen Impulse der Menschenrechte 
in den stets vielschichtigen, sich verändernden Kulturen zur 
Geltung zu bringen, was in der Regel nicht ohne Widerstände 
erfolgt. Auch in Europa mussten die Menschenrechte gegen 
vielerlei Widerstände erkämpft werden. 

Die Impulse zu Veränderungen gehen dabei vielfach nicht, 
wie unterstellt wird, vom »Westen« aus, sondern entstehen 
oft im Inneren der jeweiligen, mitunter sehr heterogenen 
Gesellschaften. Ganz abgesehen davon, dass sich fast alle 
Staaten der Welt völkerrechtlich in irgendeiner Form an die 
Menschenrechte gebunden haben, setzen sich weltweit Men-
schen gegen erlittenes Unrecht, Unterdrückung, Ausbeutung 
und Not zur Wehr. Zwar werden die Forderungen nach Frei-
heit und Gleichheit nicht immer in der Sprache der Men-
schenrechte vorgetragen, doch in jedweder Gesellschaft gibt 
es Menschen, die gegen Unterdrückung aufbegehren und 
sich – sei es implizit oder ausdrücklich – auf ihr Recht 

berufen, ein menschenwürdiges, freiheitliches und selbst-
bestimmtes Leben in Gemeinschaft mit anderen führen zu 
können.

Sind Menschenrechte ein Papiertiger?
Allen Menschenrechtsabkommen zum Trotz werden weltweit 
Menschenrechte mit Füßen getreten. Sind Menschenrechte 
also nur ein Papiertiger? Tatsächlich verfügt der internati-
onale Menschenrechtsschutz über keine – dem nationalen 
Recht vergleichbaren – wirksamen und zwingenden Kon-
troll- und Vollstreckungsmittel, um die Menschenrechte 
durchzusetzen. Zwar sind die Vertragsstaaten von Menschen-
rechtsabkommen verpfl ichtet, über ihr Tun Rechenschaft 
abzulegen (Berichtspfl icht). Auch können gegen staatliche 
Menschenrechtsverletzungen mitunter Untersuchungen ein-
geleitet oder Beschwerden von anderen Staaten (Staaten-
beschwerden) oder betroffenen Einzelpersonen (Individual-
beschwerden) vorgebracht werden. Auf Grundlage der Euro-
päischen Menschenrechtskonvention kann in Europa der 
Europäische Gerichtshof für Menschenrechte auch rechtsver-
bindliche Urteile zu Individualbeschwerden sprechen, die –
wenn auch mit Verzögerung – weitgehend befolgt werden. 
Doch letztlich können die Regierungen nur bedingt zu einem 
menschenrechtskonformen Handeln gezwungen werden. In 
hohem Maße ist der internationale Menschenrechtsschutz 
also darauf angewiesen, dass sich Staaten an ihre völker-
rechtlichen Selbstverpfl ichtungen halten und mit der Staa-
tengemeinschaft zusammenarbeiten. 

Die Bereitschaft zu menschenrechtskonformem Verhal-
ten kann auf vielfältige Weise eingefordert und gefördert 
werden, beispielsweise 
◗ durch diskursive Lernprozesse, die in Menschenrechtsforen 

angestoßen werden, 
◗ durch formulierte Verhaltenserwartungen seitens der in-

ternationalen Staatengemeinschaft, die z. B. in Berich-
ten und Empfehlungen von Menschenrechtsorganen zum 
Ausdruck kommen und an denen sich die Regierungen 
orientieren sollten, 

◗ durch Entscheidungen regionaler Menschenrechtsgerichte 
und nationaler Gerichte, welche die Regierungen umzuset-
zen haben, 

◗ durch das Anprangern von Menschenrechtsverletzungen 
und öffentliche Proteste, die im Sinne eines »Beschä-
mens« und »Bedrängens« politisch Wirkung entfalten, 

◗ durch »stille Diplomatie« und politischen Druck von Re-
gierungen und internationalen Organisationen, 

◗ durch politische oder wirtschaftliche Anreize für men-
schenrechtskonformes Verhalten (z. B. EU-Beitritt, Han-
delserleichterungen, Entwicklungshilfe), 

◗ durch politische und wirtschaftliche Sanktionen (Ein-
reiseverbote, Einfrierung von Konten, Handelsembargos 
usw.).

Im Extremfall, etwa bei Völkermord, kann es auch zu »hu-
manitären Interventionen« kommen, die aber aufgrund der 
Anwendung militärischer Gewalt hochproblematisch sein 
können und als Standardlösung zur Durchsetzung der Men-
schenrechte gewiss nicht taugen.
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Selbst ohne »Weltpolizei« und militärische Zwangsmittel 
ist der vermeintliche Papiertiger also nicht völlig zahnlos. 
Dabei kommt wirkkräftigen Menschenrechtsorganisationen 
und -netzwerken eine große Bedeutung zu: Sie dokumen-
tieren nicht nur Menschenrechtsverletzungen und führen 
öffentliche Proteste und Kampagnen durch, sondern sie 
prägen ganz maßgeblich den weltweiten Menschenrechts-
diskurs, fördern die Organisations- und Handlungsfähigkeit 
und damit das Empowerment der Betroffenen, nehmen Ein-
fl uss auf menschenrechtlich bedeutsame Entscheidungen der 
Staaten oder internationaler Organisationen, erstellen Paral-
lelberichte und unterstützen Klagen und Beschwerden vor 
nationalen und internationalen Gerichten und Ausschüssen. 
Auch fordern sie den Schutz von Menschenrechtsverteidi-
gerinnen und -verteidigern sowie Hilfe für Betroffene und 
Hinterbliebene ein oder leisten diese selbst. Alle diese Maß-
nahmen zeigen große und kleine Wirkungen, die oft nicht 
unmittelbar und eindeutig zu erkennen sind.

Wie können Menschenrechtsverbrechen 
bestraft werden?
Jeder Staat ist verpfl ichtet, Menschenrechtsverbrechen im 
eigenen Land zu verfolgen und zu bestrafen. Für die Be-
strafung der Täter sind daher eigentlich die Gerichte des 
jeweiligen Landes zuständig. Doch oft gelingt es Menschen-
rechtsverbrechern und -verbrecherinnen, strafl os auszuge-
hen, indem sie in den Genuss politischer Amnestien kommen 
oder indem sie sich mit Hilfe politischen Einfl usses und 
Geldes dem Zugriff einer schwachen oder korrupten Justiz 
entziehen. In Lateinamerika hat sich hierfür der Begriff der 
»Strafl osigkeit« (impunidad) eingebürgert. 

Bleibt das nationale Rechtssystem untätig oder versagt es, 
ist es international kaum möglich, die Verbrecher zu be-
strafen. Eine Ausnahme stellen hier schwerste Menschen-
rechtsverletzungen wie Völkermord, Verbrechen gegen die 
Menschheit und Kriegsverbrechen dar. Solche Fälle können 
von dem 2002 errichteten Internationalen Strafgerichtshof 
aufgegriffen werden. Das Gericht ist die erste ständige inter-
nationale Rechtsinstanz, die Einzelpersonen für schwerste 
Menschenrechtsverbrechen verurteilen kann. Zuvor gab es 
einzelne Ad-hoc-Gerichte, die – bezogen auf bestimmte 
Zeiträume und Staaten – solche Verbrechen ahndeten. Neben 
den Militärgerichtshöfen von Nürnberg und Tokio nach dem 
Zweiten Weltkrieg sind hier die Internationalen Strafge-
richtshöfe zum ehemaligen Jugoslawien und zu Ruanda die 
bekanntesten Beispiele. Unter bestimmten Bedingungen 
müssen sich zudem Menschenrechtsverbrecher auch vor nati-
onalen Gerichten anderer Staaten verantworten. Vorausset-
zung hierfür ist aber, dass sie mit internationalem Haftbe-
fehl gesucht, gefasst und schließlich ausgeliefert werden.

Gibt es auch Rückschritte in der Entwicklung 
der Menschenrechte?
Die Entwicklung der Menschenrechte verläuft nicht gerad-
linig und ist nicht gegen Rückschläge gefeit. Vor dem Hin-
tergrund anhaltenden, wiederkehrenden und neuen Unrechts 
müssen die Menschenrechte ständig aufs Neue verteidigt, 
eingefordert und erstritten werden. Viele Regierungen welt-
weit – auch in Ländern des Europarates (z. B. Aserbaidschan, 
Belarus, Russland) – verletzen mit dem vorgeschobenen Ver-
weis auf die Staatsräson oder die öffentliche Ordnung unver-
blümt die Menschenrechte. Gerade in autoritären Regimen 

Wozu Menschenrechtsbildung? 

Ausgehend von einem »intuitiven« Verständnis von Men-
schenwürde und von Menschenrechten, das es zu aktivieren 
gilt, trägt Menschenrechtsbildung dazu bei, sich näher mit 
menschenrechtlich relevanten Themen und den weltweiten 
Herausforderungen für die Durchsetzung der Menschen-
rechte zu beschäftigen. Menschenrechtsbildung schärft den 
Blick für den Stellenwert der Menschenrechte im Alltag wie 
auch in der großen Politik. Sie schafft ein Bewusstsein für 
die große Bedeutung der Menschenrechte – für uns selbst 
und für jeden Einzelnen bzw. jede Einzelne in unserem 
sozialen Umfeld. Sie macht deutlich, wie wichtig die Men-
schenrechte für eine lebendige Zivilgesellschaft und das 
Funktionieren der Demokratie sind. Auch eine gerechte und 
friedliche internationale Ordnung ist auf die Einhaltung 
und Umsetzung der Menschenrechte angewiesen. 

Zugleich sensibilisiert Menschenrechtsbildung für aktuelle 
menschenrechtliche Problemlagen und Unrechtserfah-
rungen, vor allem von besonders verletzlichen Gruppen 
wie z. B. Flüchtlingen, Frauen, Kindern und Menschen mit 
besonderen Bedürfnissen. So trägt sie zum besseren Ver-
ständnis der Ursachen und Folgen von Menschenrechts-

verletzungen bei und schärft nicht nur den Blick für die 
Schwierigkeit, sondern auch für die Notwendigkeit der Um-
setzung der Menschenrechte. Dies wiederum fördert grund-
sätzlich die Entwicklung einer kritischen Perspektive auf 
unsere Gesellschaft(en). 

Menschenrechtsbildung will die Menschen dazu befähi-
gen, die Menschenrechte sorgsam zu achten und die ei-
genen Rechte und die Rechte anderer »im Kleinen« wie 
»im Großen« einzufordern. Damit unterstützt Menschen-
rechtsbildung die Entwicklung einer Menschenrechtskultur, 
die Wertvorstellungen und Verhaltensweisen fördert, die 
die Menschenrechte als Leitbild haben. Und nicht zuletzt 
bietet Menschenrechtsbildung einen Einblick in die Viel-
falt der Menschenrechtsaktivitäten und -organisationen in 
Deutschland, Europa und der Welt. Sie zeigt Wege auf, wo 
und wie sich Menschen selbst für Menschenrechte enga-
gieren können. Menschenrechtsbildung ist dabei selbst ein 
Menschenrecht. Die UN-Deklaration zu Menschenrechtsbil-
dung und Menschenrechtstraining vom 19. Dezember 2011 
nennt dieses Recht explizit.

Gertrud Gandenberger
Michael Krennerich
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werden Personen, die sich für die Menschenrechte einsetzen 
(human rights defenders), samt ihres Umfelds schikaniert 
und bedroht oder sind von willkürlichen Verhaftungen, Ent-
führungen, Folter und Mord betroffen. Besorgniserregend 
ist weiterhin die gesellschaftliche Stimmung, die mitunter 
gegen Personen geschürt wird, die sich für ihre eigenen 
Rechte oder die Rechte anderer einsetzen. Mitunter werden 
Menschenrechtsverteidigerinnen und -verteidiger gezielt als 
Unruhestifter, Gesetzesbrecher und Terroristen(-sympathi-
santen) diskreditiert, stigmatisiert und kriminalisiert.

Auch Demokratien, die ihrer Natur nach die Menschenrechte 
schützen (sollten), sind nicht gegen Menschenrechtsverlet-
zungen gefeit. So haben selbst Staaten wie die USA oder 
Großbritannien, die sich auf eine lange demokratische und 
freiheitliche Tradition berufen können, im Rahmen der Ter-
rorismusbekämpfung verschiedentlich international aner-
kannte Menschenrechte wie etwa das Folterverbot verletzt. 
Menschenrechtsorganisationen weisen zudem immer wieder 
auf menschenrechtliche Probleme auch in Europa hin, kritisie-
ren etwa den Umgang mit Flüchtlingen, die Diskriminierung 
von Minderheiten (wie etwa der Roma), den bestehenden 
Rassismus nicht nur an den Rändern der Gesellschaft oder 
auch die Eingriffe in die informationelle Selbstbestimmung. 
Umso wichtiger ist es, dass die Demokratien gewissenhaft 
die Menschenrechte achten, schützen und gewährleisten – 
und dass sie etwaige Eingriffe in die Menschenrechte nur 
auf gesetzlicher Grundlage, zu legitimen Zwecken und unter 
strenger Einhaltung des Prinzips der Verhältnismäßigkeit 
vornehmen. Eine wache Zivilgesellschaft ist der Schlüssel für 
den Menschenrechtsschutz auch in Demokratien. 

●●●  Baustein A

MENSCHENRECHTE IM ALLTAG

UNTERRICHTSPRAKTISCHE HINWEISE

Baustein A möchte die Jugendlichen aus ihren alltäglichen 
Lebenswelten heraus an die Menschenrechte heranführen. 
Der Materialteil fängt mit zwei – auch alternativ einsetz-
baren – einführenden Übungen zu den Menschenrechten an 
(A 1 – A 2). Das Schaubild A 1 verdeutlicht die Bedeutung 
der Menschenrechte in verschiedenen Lebenssituationen 
der einzelnen Menschen. Hier nehmen die Jugendlichen 
bereits insofern eine Transferleistung vor, als sie die Be-
deutung der Menschenrechte für verschiedene Lebens-
phasen und -lagen darlegen und diskutieren sollen. Unter 
Zuhilfenahme der Allgemeinen Erklärung der Menschen-
rechte (AEMR, im Internet hinterlegt, Link siehe Seite 21) 
können anschließend jene Rechte diskutiert werden, die 
vielleicht zum Erstaunen der Schülerinnen und Schüler in die 
AEMR aufgenommen oder eben nicht aufgenommen wurden. 
A 2 geht von der Lebenswelt der Jugendlichen aus. Mittels 
der Übung sollen die Jugendlichen prüfen, inwieweit be-
reits ihr eigener Tagesablauf Bezüge zu Menschenrechten 
aufweist. Eine Vergleichsgrundlage bietet hier die UN-
Kinderrechtskonvention (im Internet hinterlegt, Link siehe 
Seite 21), die die Menschenrechte für Minderjährige zeitge-
mäß konkretisiert und ausdifferenziert. Wichtig ist es hier zu 
beachten, dass auch Kinderrechte Menschenrechte darstel-
len – dass aber zugleich nicht jede Aktivität der Jugend-
lichen menschenrechtlich relevant ist. 

Die folgenden drei Übungen (A 3 – A 5) beschäftigen sich 
mit dem Prinzip der Unteilbarkeit der Menschenrechte. Die 
Aufgabe, eine Prioritätenliste einzelner menschenrechtlicher 
Forderungen zu erstellen (A 3), ermöglicht eine Diskussion 
über die individuelle Bewertung sowie über die Unteilbar-
keit der Menschenrechte. Während der Übung erfahren die 
Jugendlichen, wie schwierig es ist, Menschenrechte gegen-
einander zu gewichten. Sie werden sich ihrer eigenen Hal-
tung bewusst und üben, diese zu äußern und gegenüber an-
deren zu vertreten. Gleichzeitig üben sie, mit abweichenden 
Meinungen offen und tolerant umzugehen. 

A 4 geht ganz gezielt der Frage nach, wie ausgesuchte men-
schenrechtliche Forderungen miteinander zusammenhängen. 
Hier müssen die Jugendlichen inhaltliche Zusammenhänge 
zwischen verschiedenen Rechten herausarbeiten. Hilfestel-
lung kann die Lehrkraft geben, indem sie entsprechende 
Beispiele benennt. Die Übung A 5 legt solche Zusammen-
hänge anhand kurzer Situationsbeschreibungen dar, bei 
der offenkundig verschiedene Rechte berührt sind. Damit 
wird den Jugendlichen ermöglicht festzustellen, dass für 
gewöhnlich nicht einzelne Rechte isoliert, sondern gleich 
mehrere Rechte zugleich verletzt werden, und zwar sowohl 
bürgerlich-politische als auch wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Menschenrechte.

Lösungen zu A 7 auf S. 25:
»Was wissen Sie über Menschenrechte?«

Frage 1:
an jeden Menschen
Frage 2: 
30
Frage 3: 
Recht auf Glück
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A 6 verdeutlicht den Jugendlichen, dass auch Gerichte Men-
schenrechtsverletzungen behandeln und Menschenrechte 
stärken. Die Beispiele sind so gewählt, dass es sich bei 
den Menschenrechtsverletzungen nicht nur um Tatbestände 
irgendwo in fernen Ländern handelt, sondern um aktuelle 
Sachverhalte in unserer Gesellschaft. Mit der Anregung, ein 
Straßeninterview zu Menschenrechten durchzuführen (A 7), 
wird eine aktivierende Übung angeboten, die die Jugend-
lichen aus dem gewohnten Lernort der Schule hinausführt. 
Die Fragen dienen lediglich als Beispiel. Sie können und 
sollen verändert und erweitert werden. 

Die weiteren Übungen des Bausteins behandeln das Problem 
der Diskriminierung, das im alltäglichen Leben der Jugend-
lichen mehr oder minder stark erfahrbar ist. Das Gleichheits-
gebot und das Diskriminierungsverbot sind grundlegende 
menschenrechtliche Prinzipien. Diskriminierung stellt eine –
der Sache nach nicht begründbare – Benachteiligung einer 
Person oder einer Gruppe wegen eines Merkmales dar, das 
zur Identität der betroffenen Menschen gehört (Geschlecht, 
Hautfarbe, ethnische Zugehörigkeit, Herkunft, Sprache, Re-
ligion, sexuelle Orientierung, Alter, sozialer Status, poli-
tische Überzeugung usw.). 

Direkte, unmittelbare Diskriminierungen benachteiligen eine 
Person wegen eines solchen Merkmals gegenüber einer 
Person in einer vergleichbaren Situation, die dieses Merkmal 
nicht aufweist. Dies ist etwa der Fall, wenn Roma-Kinder, wie 
in einigen osteuropäischen Staaten geschehen, ungeachtet 
ihres individuellen Förderbedarfs allesamt in Sonderschulen 
gesteckt werden und so eine schlechtere Bildung als die 
übrigen Kinder erhalten. Bei indirekter, mittelbarer Diskrimi-
nierung benachteiligen scheinbar neutrale Vorschriften und 
Verfahren eine Person oder Gruppe. So wäre beispielsweise 
eine Stellenausschreibung, die ausgezeichnete deutsche 
Sprachkenntnisse verlangt, dann problematisch, wenn das 
Stellenprofi l – etwa als städtische Reinigungskraft – dies 
nicht erfordert. In diesem Falle wären all jene Menschen be-
nachteiligt, die Deutsch nicht als Muttersprache sprechen. 
Institutionelle und strukturelle Diskriminierungen wiederum 
bezeichnen ungerechtfertigte Ungleichbehandlungen, die in 
Institutionen und Strukturen angelegt sind. 

Der Einstieg in das Thema der Diskriminierung erfolgt über 
die Positionsübung A 8. Ohne weitere Vorinformationen 
werden dabei die Haltungen der Jugendlichen zu ausge-
wählten Aussagen abgefragt. Die Übung fordert zum Nach-
denken, zum Begründen und Diskutieren auf. Nach Anhören 
der vorgebrachten Argumente ist ein Platzwechsel möglich. 
Auch hier lassen sich die Fragen nach Bedarf verändern oder 
ergänzen. In A 10 sollen die Jugendlichen in Arbeitsgruppen 
selbst erarbeiten, welche Menschen auf Grundlage welcher 
Merkmale möglicherweise benachteiligt sind. Weitere Diskri-
minierungsmerkmale können beispielsweise sein: Hautfarbe, 
Herkunft, Alter, Gesundheit, Behinderung, Bildungsstand, 
Aussehen usw. Hier ist es wichtig, dass die Lehrkraft die 
alltäglichen Erfahrungen der Jugendlichen in den größeren 
Kontext der gesellschaftlich vorherrschenden Formen von 
Diskriminierungen einordnet. Auch kann der Hinweis auf 

direkte, indirekte, institutionelle und strukturelle Diskrimi-
nierung sinnvoll sein. Der Cartoon A 9 dient zum einen der 
Aufl ockerung der möglicherweise emotionalen Debatte, weist 
aber zugleich auf das Phänomen der Mehrfachdiskriminierung 
hin. Tatsächlich lassen sich viele Diskriminierungen gleich an 
mehreren Merkmalen festmachen. Nicht jede Benachteiligung 
stellt jedoch – darauf ist zu achten – eine Diskriminierung dar. 
Es kann legitime, objektiv vernünftige Rechtfertigungsgründe 
für unterschiedliche Behandlungen (von vergleichbaren Sach-
verhalten) geben. Hier sind Gerichtsfälle aufschlussreich, 
wie sie in vereinfachter Form in der Übung A 11 dargelegt 
werden. 

Lösungshinweise zu A 11 auf S. 27:
Wie würdet ihr entscheiden?

1. Im Fall des Studenten F. konnten Zeugen belegen, 
dass F. aufgrund seiner Hautfarbe abgewiesen wurde. 
Nicht belegt werden konnte hingegen die Behaup-
tung des Türstehers, F. abgewiesen zu haben, weil 
dessen Bekleidung nicht der Zielgruppe der Edeldis-
kothek entsprochen habe. Der Student erhielt ein 
Schmerzensgeld von 300 Euro.

2. Ohne Frage liegt im Falle des Ehepaares O. eine Dis-
kriminierung vor. Die Bezeichnung »Neger« ist heute 
eindeutig diskriminierend und ehrverletzend. Auch 
liegt eine Diskriminierung dadurch vor, dass eine 
Wohnungsbesichtigung und die etwaige Anmietung 
allein wegen der Hautfarbe verweigert wurden. Das 
Gericht billigte dem Ehepaar Schadenersatz für die 
Fahrtkosten und Schmerzensgeld zu. 

3. Herr K. bekam vor Gericht nicht Recht. Eine unter-
schiedliche Behandlung wegen des Geschlechts ist 
zulässig, wenn das Geschlecht des Bewerbers bzw. 
der Bewerberin eine wesentliche und entscheidende 
Anforderung der Stelle darstellt. In diesem Fall durfte 
der Träger des Mädcheninternats bei der Besetzung 
der Betreuerstelle die Bewerberauswahl auf Frauen 
beschränken, wenn die Tätigkeit auch mit Nacht-
diensten im Internat verbunden ist.

4. Die Klage von Frau M. wurde abgewiesen. Die Mindest-
größe als Eignungsvoraussetzung im Polizeidienst ist 
laut Gericht mit dem Grundrecht auf freie Berufs-
wahl vereinbar. Der Umstand, dass tendenziell mehr 
Männer als Frauen die erforderliche Mindestgröße 
(seinerzeit von 163 cm) erreichten, stelle, so das 
Gericht, keine mittelbare Benachteiligung von Frauen 
dar, weil diese Eignungsvoraussetzung für die zu be-
wältigenden Polizeiaufgaben gerechtfertigt sei.

5. Im Falle des Herrn B. verstieß die Stellenausschrei-
bung gegen das Benachteiligungsverbot des Allge-
meinen Gleichbehandlungsgesetzes. Danach sind 
Stellen »altersneutral« auszuschreiben, wenn kein 
Rechtfertigungsgrund für eine unterschiedliche Be-
handlung wegen des Alters vorliegt. Diese ist hier 
nicht erkennbar, zumal die Stelle nur für ein Jahr 
ausgeschrieben war. Herr B. erhielt eine Entschädi-
gung in Höhe eines Monatsgehalts.

Die Beispiele sind tatsächlichen Gerichtsurteilen entnommen.
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MENSCHENRECHTE GELTEN FÜR ALLE!

Baustein B setzt sich mit besonders verletzlichen Menschen-
gruppen wie Kindern, Frauen und Flüchtlingen auseinander. 
Die Schülerinnen und Schüler erfahren über die Materialien, 
welche Rahmenbedingungen, gesellschaftlichen Strukturen 
und Einstellungen mit dazu beitragen, dass Menschenrechts-
verletzungen begangen werden (können). Die Materialien 
sollen die Jugendlichen für die Menschenrechtsverletzungen 
im Alltag, aber auch für weltweite Menschenrechtsverlet-
zungen sensibilisieren, ihnen die Beurteilung staatlichen 
Handelns ermöglichen und sie ermutigen, sich möglicher-
weise selbst zu engagieren.

UNTERRICHTSPRAKTISCHE HINWEISE

Anhand der Beispiele in B 1 können die Lernenden zum einen 
erfahren, dass das Recht auf Bildung in weiten Teilen der Welt 
nicht realisiert ist, und zum anderen herausarbeiten, welche 
Gründe für den Ausschluss vorliegen und welche in Tabelle B 2 
genannten Forderungen hierbei nicht erfüllt sind. Der Staat 
ist zur Gewährleistung des Rechts auf Bildung verpfl ichtet. 
Er muss aktiv dafür Sorge tragen, dass dieses Recht für alle 
verwirklicht wird. Die Tabelle B 2 fördert das Verständnis 
dafür, wie der Staat unabhängig von den wirtschaftlichen 
und kulturellen Voraussetzungen das Recht auf Bildung rea-
lisieren muss. Zudem sollen sie mit Hilfe dieser Forderungen 
refl ektieren und eigene Ideen entwickeln, wie die staatlichen 
Akteure agieren müssten, um bei den gegebenen Beispielen 
(B 1) das Recht auf Bildung zu gewährleisten. Die Schüle-
rinnen und Schüler sollten im Anschluss daran diskutieren, 
welche persönlichen und gesamtgesellschaftlichen Folgen 
fehlende bzw. mangelnde Schulbildung für die Kinder hat. 

Die Schülerinnen und Schüler erkennen hier, dass das Recht 
auf Bildung nicht isoliert steht, sondern eine Reihe wei-
terer Menschenrechtsgarantien notwendig ist, um dieses 
zu erfüllen. Das Zitat von UNICEF und der Bernard van Leer 
Foundation fasst dies zusammen: »There is one basic requi-
rement for any cognitive, emotional, and social education 
of all children – physical well-being. The provision of food, 
clothing, a home, protection against violence and abuse as 
well as help when they have experienced violence or are ill, 
contribute to their well-being. The less this provisioning 
and help are possible in keeping with the child’s age, the 
less education will be possible. This is why the right to 
education fundamentally also depends on the children’s 
physical condition.« 

Die Tatsache, dass viele Kinder keine oder mangelhafte 
Schulbildung erhalten, liegt häufi g an ökonomischen Be-
dingungen, aber auch und gerade an diskriminierenden Ein-
stellungen gegenüber Mädchen und Minderheiten. Als er-
mutigendes Beispiel steht die Lebensgeschichte von Malala 
(B 3), die schon als junges Mädchen ihr Recht auf Bildung 
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einforderte und dafür gelitten, aber auch weltweite Aner-
kennung erhalten hat. Ihre Geschichte (und die weiteren in 
B 3) ermöglichen einen Perspektivenwechsel. Sie schärfen 
die eigene Wahrnehmung für das Recht auf Bildung, das in 
Deutschland mehrheitlich für Kinder gewährleistet ist. 

Die ersten Materialien (B 1 – B 5) thematisieren Kinderar-
beit. Die Thesentabelle (B 4) soll die Jugendlichen anregen, 
darüber nachzudenken, was Kinderarbeit (»child labour«) 
ist und welche Beschäftigungen darunter fallen. Die Übung 
greift zu Diskussionszwecken auch Beispiele aus der Lebens-
welt der Jugendlichen auf. Deren Aufnahme dient vor allem 
der Differenzierung zwischen »child labour« und »child 
work« (z. B. Job in der Freizeit und Mithilfe im Haushalt). 
Anhand der Darstellung verschiedener Beispiele von Kinder-
arbeit (B 1) lernen die Jugendlichen konkrete Arbeitsformen 
und die Ausbeutung von Kindern weltweit kennen. Über die 
Rechercheaufträge in B 5 erschließen sie sich arbeitsteilig 
weitere Aspekte zur Kinderarbeit, um diese dann den ande-
ren Lernenden zu präsentieren. 

Frauen und Männer sind gleichberechtigt. Die Konkretisierung 
und Verwirklichung dieses Menschenrechts ist ein jahrzehn-
telanger Prozess und ein anhaltender Kampf. Mit positiven 
Formulierungen startend, sollen die Schülerinnen und Schü-
ler ihre persönlichen Erfahrungen und ihr Vorwissen über 
die Einschränkungen bzw. Verletzungen von Mädchen- und 
Frauenrechten zu den genannten Begriffen des Wörterbilds 
(B 6) einbringen und in einer Mindmap gestalten. Über den 
Grundgesetzartikel, die Karikatur und die Texte (B 7 – B 10) 
werden die Schülerinnen und Schüler für diskriminierende 
Einstellungen und die fehlende Umsetzung der menschen-
rechtlichen Forderung nach Gleichberechtigung in der Ar-
beitswelt sensibilisiert. Nach wie vor gibt es keine ausrei-
chenden Lohnanpassungen, um die alljährlich am »Equal Pay 
Day« festgestellte Einkommensschere zwischen Männern und 
Frauen zu schließen. Interessant sind hier immer wieder die 
Kommentare von Frauen, die diese Lohnschere als schick-
salhaft hinnehmen und teilweise sogar rechtfertigen. Diese 
Haltung gilt es gemeinsam zu diskutieren und zu refl ektieren. 
Die Auseinandersetzung mit den Lohnungleichheiten soll vor 
allem den Mädchen Impulse geben, ihre eigene Berufswahl 
zu bedenken. Des Weiteren erarbeiten die Jugendlichen einen 
Forderungskatalog an die beteiligten Akteure, die wesentlich 
für die Gewährleistung der Gleichbehandlung von Männern 
und Frauen in der Arbeitswelt verantwortlich sind. Im Sinne 
von: Das muss getan werden (den »gos«) und das muss un-
terbunden werden (den »stops«), um die Missstände zu über-
winden. 

Wie stark Menschenrechtsverletzungen an Mädchen und 
Frauen auf diskriminierenden und überkommenen Frauen-
bildern beruhen, zeigt sich bei der Analyse der Gewalt gegen 
Frauen. B 11 zeigt die extreme Gefährdung von Mädchen und 
Frauen sowie deren Recht auf körperliche Unversehrtheit in 
Deutschland und Europa. Hier sollte man behutsam in die 
Thematik einsteigen, da immer wieder auch betroffene Mäd-
chen in der Klasse sein können. Die Jugendlichen werten die 
Materialen unter der Fragestellung aus, welche Frauen- und 
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Die Defi nition von Kinderarbeit ist schwierig. Was ist 
Arbeit? Kindheit bedeutet im westlichen Verständnis, vor 
Arbeit geschützt zu sein und mit dem Recht auf Fürsorge 
und Bildung durch die Erwachsenen ausgestattet zu sein. 
Kindheit endet mit dem Eintritt in das Ausbildungs- und 
Berufsleben. Kindheit ist nach diesem Verständnis eine 
Schonzeit, die dem Lernen und der Vorbereitung auf das 
Erwachsenenleben dient. Dieses Verständnis von Kindheit 
teilen nicht alle Kulturen. Weltweit üben Kinder Tätig-
keiten mit unterschiedlichen zeitlichen, physischen, psy-
chischen und moralischen Belastungen aus. Kinder können 
gefährliche und ausbeuterische Arbeit verrichten, aber 
auch familiäre und gesellschaftlich notwendige, um tradi-
tionelle Fertigkeiten und soziale Kompetenzen zu erlernen. 
Differenzierung bei der Defi nition ist notwendig, um eine 
sachliche Diskussion über Kinderarbeit zu führen und Pro-
blemlösungsstrategien zu entwickeln.

Eine Unterscheidung bietet die Internationale Arbeitsorga-
nisation (ILO) mit den Begriffen normale »child work« und 
ausbeuterische Kinderarbeit »child labour« an. Grundsätzlich 
umfasst der Begriff Kinderarbeit der ILO jede wirtschaftliche 
Tätigkeit einer Person unter 15 Jahren, unabhängig von 
ihrer Stellung im Beruf, d. h. unselbstständig, selbstständig, 
unbezahlt oder unbezahlt mithelfende Familienmitglieder. 
Unter »normaler« Kinderarbeit seien Tätigkeiten wie die 
Mithilfe von Kindern im Haushalt oder die unbezahlte Arbeit 
in einem Familienbetrieb zu verstehen. Diese Arbeiten seien 
für die psychosoziale Integration der Kinder in die Familie 
und die Gesellschaft förderlich. Unter anderem dienten sie 
der Weitergabe nützlicher Fähigkeiten von einer Generation 
zur anderen. Darüber hinaus lernten die Jugendlichen Ver-
antwortung zu übernehmen und könnten stolz sein auf das, 
was sie tun. Kinder werden als sozial Handelnde begriffen, 
sie sind aktiv in der Gesellschaft. Die ausgeübten Tätig-
keiten dürften nicht gefährlich sein und Raum und Zeit für 
Schule und Freizeit geben. Auch leichte Arbeiten außerhalb 
des familiären Rahmens fi elen noch darunter. 

Was ist Kinderarbeit?

Als »child labour« können Beschäftigungen bezeichnet 
werden, bei denen Kinder lohnabhängige Tätigkeiten ver-
richten und diese zur täglichen Notwendigkeit werden, so 
dass nachteilige Auswirkungen auf die Entwicklungs- und 
Schulsituation unvermeidlich sind. »Child labour« steht für 
gefährliche und ausbeuterische Beschäftigungsverhältnisse, 
wie z. B. das Arbeiten in Kohlebergwerken in Kolumbien oder 
in Gerbereien in Kairo, wo die Kinder giftige Dämpfe einat-
men, aber auch Arbeiten, bei denen die Kinder zwangsläufi g 
in ihrer psychosozialen Entwicklung geschädigt werden, wie 
bei der Prostitution und der Schuldknechtschaft.

Nach vielen staatlichen und internationalen Interven-
tionen ist die Zahl der Kinderarbeiterinnen und Kinder-
arbeiter von geschätzten 246 Millionen im Jahr 2000 auf 
168 im Jahr 2012 gesunken. Davon sind noch immer 85 Mil-
lionen Kinder in besonders gefährlichen Arbeitsfeldern 
(»hazardous work«).

Gemessen an den absoluten Zahlen sind in Asien und im 
Pazifi kraum nach wie vor die meisten Kinder beschäftigt: 
78 Millionen Kinder, das sind 9,3 Prozent aller Kinder dort. 
Doch relativ gesehen ist vor allem die Sub-Sahara trauriger 
Spitzenreiter. 59 Millionen Kinder arbeiten dort, das sind 
21 Prozent aller dort lebenden Kinder. Ungefähr 13 Mil-
lionen Kinder (8,8 %) arbeiten in Lateinamerika und den 
Karibischen Staaten. Im Nahen Osten und Nordafrika sind 
es 9,2 Millionen (8,4 %). Die meisten Kinder sind in der 
Landwirtschaft, in privaten Haushalten und im informellen 
Dienstleistungs- und Industriesektor tätig.

Für die westlichen Industrieländer gibt es immer (noch) 
keine ILO-Statistiken. Innerhalb der Europäischen Union 
arbeiten Kinder jedoch in einzelnen Branchen wie der 
Textilindustrie in Portugal oder der Lederwarenindustrie in 
Süditalien. In den Vereinigten Staaten arbeiten Kinder von 
Einwandererfamilien in der Landwirtschaft oder in Fast-
Food-Ketten (ca. 5,5 Mio. Kinder). Nach Schätzungen des 
Deutschen Kinderschutzbundes arbeiten 700.000 Kinder 
in Deutschland.

In vielen Regionen Lateinamerikas und Afrikas ist die Be-
schäftigung von Kindern außerhalb des familiären Rahmens 
alltäglich. Immer häufi ger wird Kinderarbeit als ein Mittel 
zum Erwerb eines zusätzlichen (Familien-)Einkommens be-
trachtet. In Kolumbien z. B. arbeiten 60 Prozent aller Kinder 
in der Altersgruppe zwischen zwölf und 14 Jahren. Der 
zahlenmäßige Anstieg der Kinderarbeiter in Afrika und La-
teinamerika wird von einigen Wissenschaftlern auf die lang 
anhaltende Wirtschaftskrise in verschiedenen Regionen, 
die Aufl agen des Internationalen Währungsfonds zur Kon-
solidierung des Staatshaushaltes oder die fehlenden staat-
lichen Investitionen im Bildungsbereich zurückgeführt. 

Gertrud Gandenberger
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Ein Junge arbeitet als Träger auf einem Markt in der 
peruanischen Stadt Ayacucho.

Politik & Unterricht • 3/4-2014



14

Männerbilder dazu beitragen, dass so viele Mädchen und 
Frauen Gewalterfahrungen machen (müssen). Sie ermitteln, 
welche Akteure etwas tun bzw. veranlassen müssen, um lang-
fristig die physische, psychische und soziale Gewalt gegen 
Frauen und Mädchen zu verhindern. Diese Überlegungen 
leiten zu dem Szenario »öffentliche Party« (B 12) über. Das 
beschriebene Ereignis greift auf eine konkrete Erfahrung von 
Mädchen bei einer öffentlichen Party zurück und setzt somit 
direkt in der Erfahrungswelt vieler Jugendlicher an. Sie 
sollen Forderungen nach Interventionen und Maßnahmen 
von staatlichen und nichtstaatlichen Akteuren erarbeiten. 
Diese Forderungen sind aus der menschenrechtlichen Schutz- 
und Gewährleistungspfl icht herzuleiten. Zudem sollen sich 
die Jugendlichen überlegen, wie sie selbst aktiv werden und 
zu Lösungen beitragen könnten. Dieses Schema bietet sich 
grundsätzlich zur Bearbeitung aller Menschenrechtsthemen 
an. Des Weiteren dient die Übung zur Refl exion darüber, 
wie veränderte Frauen- und Männerbilder dazu beitragen 
könnten, dass diese Gewaltformen zu verhindern sind. Der 
Materialteil zu Frauenrechtsverletzungen soll darüber hinaus 
verdeutlichen, dass gesamtgesellschaftliche Wahrnehmungs- 
und Refl exionsprozesse wesentliche Faktoren sind, um den 
Menschenrechtsschutz weiterzuentwickeln. 

Weltweit sind laut dem UN-Flüchtlingskommissariat mehr 
als 50 Millionen Menschen auf der Flucht, viele von ihnen 
in ärmeren Regionen der Welt. Nur ein Bruchteil der welt-
weiten Flüchtlinge landet im wohlhabenden EU-Europa. Die 
Mehrheit fi ndet sich in den ebenso unsicheren wie armen 
Nachbarländern wieder. Diese Information überrascht Ju-
gendliche (aber auch Erwachsene) immer wieder (B 13). 
Mit den Statistiken des Bundesamtes für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF) lernen die Schülerinnen und Schüler 
die Hauptherkunftsländer sowie die Geschlechtszugehörig-
keiten der in Deutschland Asylanträge stellenden Flüchtlinge 
kennen (B 14). Durch eine systematische Länderrecherche 
erfahren sie, welche politischen Situationen in diesen Län-
dern dazu führen, dass die Menschen ihre Heimat verlassen: 
Bürgerkrieg, desolate und autoritäre Regime, massive Men-
schenrechtsverletzungen von staatlichen und parastaatli-
chen Akteuren sowie geschlechtsspezifi sche Verfolgungen 
wie Genitalverstümmelungen und Zwangsverheiratung.

Über die persönlichen Schicksale der zum Teil jugendlichen 
Flüchtlinge (B 15 und B 16) fi nden die Lernenden einen em-
pathischen Zugang und erfahren, dass Flucht nicht nur eine 
Sache von Statistiken und Zahlen ist, sondern mit individueller 
Tragik verbunden ist. Sie lernen exemplarisch Fluchtgründe 
wie Krieg, massive Diskriminierungen und andere Menschen-
rechtsverletzungen kennen. Der Zeitungsartikel B 15 zeigt 
die aktuelle Menschenrechtslage von Flüchtlingen und die 
damit zusammenhängenden Herausforderungen bezüglich 
des Menschenrechtsschutzes. Die kritische Auseinanderset-
zung mit dem EU-Grenzschutzregime und der Grenzschutz-
agentur Frontex soll dazu anregen, den menschenrechtlichen 
Anspruch der EU-Staaten, grundsätzlich das Recht auf Asyl 
zu gewähren, zu prüfen und zu bewerten. Die EU gerät in 
Kritik und Identitätskonfl ikte, da es sich bei einem Großteil 
der abgewehrten Flüchtlinge um solche handelt, die gemäß 

der Genfer Flüchtlingskonvention aufgenommen werden 
müssten. Zur vertieften persönlichen Auseinandersetzung,
der Refl exion und somit Sensibilisierung für Flüchtlings-
schicksale dienen B 17 und B 18. Ein wichtiger Erkennt-
nisgewinn für die Lernenden ist, dass die Mehrheit der 
Flüchtlinge nicht freiwillig ihr Zuhause verlässt, dass der 
Verlust der Heimat, der Familie, des vertrauten Kulturraumes 
und z. B. des Eigentums traumatisch nachwirken und dass 
jedes Flüchtlingsschicksal individuell ist. Die persönlichen 
Gespräche mit Flüchtlingen sollen den Jugendlichen zudem 
ermöglichen, ein reales Bild vom Flüchtlingsdasein und der 
Umsetzung des Flüchtlingsschutzes in Deutschland zu ge-
winnen. So können sie beurteilen, in welcher Weise das 
Recht auf Asyl und die Genfer Flüchtlingskonvention in 
Deutschland umgesetzt werden. Bei der Vorbereitung und 
der Auswahl der zu besuchenden Unterkunft und Gesprächs-
partner können die lokalen Hilfsorganisationen wie die Di-
akonie, die Caritas oder der Flüchtlingsrat Baden-Württem-
berg e. V. behilfl ich sein. Die Gespräche sollten inhaltlich 
und methodisch gut vorbereitet werden, um eine emotionale 
Überforderung der Jugendlichen zu vermeiden. Diese Aktion 
ist nicht für den Klassenverband geeignet, sondern sollte 
von einzelnen Schülerinnen und Schülern gemeinsam mit 
der Lehrkraft und betreuenden Organisationen durchgeführt 
werden, die hinterher darüber berichten können. Alternativ 
kann die Lehrkraft einen Flüchtling mit einem Vertreter 
einer Flüchtlingsorganisation einladen. Als interessante Al-
ternative zu den klassischen Asylunterkünften können sich 
die Jugendlichen das integrative Konzept des Augsburger 
Grandhotel Cosmopolis anschauen und überlegen, ob das 
Konzept auch in ihrer Kommune möglich wäre. 

Mit der Übung B 18 erweitern die Schülerinnen und Schüler 
ihr Wissen über die Rechte und Möglichkeiten von Asylsu-
chenden und fi nden Aufklärung über einen Teil der negativen 
Stereotype, die über Flüchtlinge und Asylsuchende kursieren. 
Gerade die populistische Stimmungsmache gegen Flüchtlinge 
und Asylsuchende von rechten Parteien während des EU-Wahl-
kampfes 2014 macht deutlich, wie zentral die Vermittlung 
des Rechts auf Asyl und des damit verbundenen staatlichen 
Schutzauftrags für Flüchtlinge in der Menschenrechtsbildung 
ist. In Baden-Württemberg stehen ihnen laut Aufnahmege-
setz 4,5 qm pro Person zum Leben zur Verfügung. Es kommt 
vor, dass sich bis zu acht Personen ein Zimmer teilen müssen. 
Familien und kranke Menschen sind häufi g aufgrund mangeln-
der kommunaler Unterkünfte gezwungen, in Lagern zu leben. 
Viele sind von eingeschränkter Flüchtlingsberatung und zum 
Teil von der Versorgung mit Essenspaketen oder Wertgutschei-
nen betroffen. Die weltweiten Fluchtgründe und damit auch 
die Fluchtbewegungen verschärfen sich zurzeit dramatisch 
durch Kriege und Konfl ikte wie z. B. in Syrien, im Irak und 
in der Zentralafrikanischen Republik. Daher wird es für die 
Bundesländer, die für die Unterbringung der Flüchtlinge zu-
ständig sind, weiterhin eine organisatorische und fi nanzielle 
Herausforderung sein, menschenwürdige Unterkünfte für die 
ankommenden Schutzbedürftigen zu schaffen. Dabei werden 
die Flüchtlinge und die Kommunen von einer Vielzahl von 
Flüchtlingsorganisationen unterstützt, die Informationsma-
terial bereitstellen.

Baustein B
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●●●  Baustein C

MENSCHENRECHTSVERLETZUNGEN UND SCHUTZ 
AUSGEWÄHLTER MENSCHENRECHTE

In Baustein C geht es um den Schutz und die Verlet-
zungen einzelner Menschenrechte. Ausgewählt wurden mit 
der Presse- und Meinungsfreiheit sowie mit dem Recht auf 
Wohnen ein bürgerlich-politisches und ein soziales Men-
schenrecht. 

UNTERRICHTSPRAKTISCHE HINWEISE

Die Karikatur C 1 leitet den Materialteil zur Presse- und Mei-
nungsfreiheit ein. Viele Arbeitsbereiche, die mit vertraulichen 
Informationen von Menschen umgehen, laufen Gefahr, dass 
eben jene ohne eigenes Zutun durch die willkürliche Abhörung 
durch staatliche Geheimdienste wie den Bundesnachrichten-
dienst (BND) oder die US-amerikanische National Agency for 
Security (NSA) bekannt werden. Dies greift zum einen in die 
informationelle Selbstbestimmung der betroffenen Menschen 
ein, zum anderen gefährdet es die Pressefreiheit, die das 
Recht beinhaltet, die Quellen von sensiblen Informationen 
nicht zu veröffentlichen. Die Gewährleistung der Presse- und 
Meinungsfreiheit ist ein zentrales Element einer lebendigen 
und pluralistischen demokratischen Gesellschaft. Die Grafi k 
C 2 verdeutlicht auf anschauliche Weise, in welchen Ländern 
die Pressefreiheit eingeschränkt ist. Die Schülerinnen und 
Schüler können anhand dieser erkennen und recherchieren, 
welche Länder in der freien und kritischen Berichterstattung 
eine Bedrohung ihres Machtanspruchs sehen, und erfahren, 
mit welchen Mitteln Staaten die Pressefreiheit und die Arbeit 
von Journalistinnen und Journalisten behindern. 

Die Übung C 3 verdeutlicht stichwortartig die wichtige Funk-
tion der Presse- und Meinungsfreiheit. Die Liste soll die Ju-

gendlichen dazu anregen, weitere Punkte hinzuzufügen, die 
ihrer Meinung nach für sie persönlich bedeutsam sind. Daran 
schließt sich die Übung C 4 an, die auf mögliche Gefährdungen 
dieser Freiheiten hinweist und die Möglichkeit gibt, über 
die damit verbundenen Konsequenzen für die demokratische 
Kultur nachzudenken. Beide Übungen bieten die Möglichkeit, 
über Schranken der Presse- und Meinungsfreiheit nachzuden-
ken. In Deutschland ist dies beispielsweise der Volksverhet-
zungsparagraf § 130 Strafgesetzbuch, der z. B. rassistische 
und den Holocaust leugnende Aussagen, Aufrufe usw. unter 
Strafe stellt. Angemessene und dem Schutzgedanken ver-
pfl ichtete Schranken für die Presse- und Meinungsfreiheit zu 
defi nieren, ist die Aufgabe des Bundesverfassungsgerichts. 
Dieses vertritt die Auffassung, dass die eigene Meinung weni-
ger eine Tatsachenbehauptung ist als »die im Werturteil zum 
Ausdruck kommende eigene Stellungnahme des Redenden, 
durch die er auf andere wirken will«. Der Unterschied liegt 
vor allem darin, dass die Tatsachenbehauptung nach den 
Maßstäben »wahr« oder »unwahr« gemessen werden kann, 
während das Werturteil eine bloße Meinungsäußerung dar-
stellt, die nicht »bewiesen« werden kann. Eine Meinungs-
äußerung darf nicht beleidigend sein oder eine andere Person 
herabwürdigen. Die aktuelle Rechtsprechung spricht von der 
»Schmähkritik«, die nicht der sachlichen Auseinanderset-
zung dient, sondern die genannte Person bzw. den genann-
ten Personenkreis kränken und diffamieren soll. Spannend 
ist an dieser Stelle sicher auch, mit den Schülerinnen und 
Schülern über »wertende« Einträge in Sozialen Medien wie 
Facebook oder WhatsApp zu diskutieren.

Berichterstattung, die staatliche Maßnahmen und Miss-
stände veröffentlicht und kritisiert, kann in vielen Ländern 
der Welt zu massiven Eingriffen in das persönliche Leben 
der Journalistinnen und Journalisten führen, wie die ein-
zelnen Schlagzeilen und der Bericht über die Entlassung 
der russischen Chefredakteurin Timtschenko (C 5) vermit-
teln. Dass diese Formen der Einschüchterungspolitik darauf 
zielen, eine unabhängige und kritische Berichterstattung 
zu verhindern, können die Jugendlichen aus den Beispielen 
erschließen.

Dass Diktaturen und autoritäre Regime öffentliche Kritik oder 
gar die weltweite Information darüber unterbinden wollen, 

Baustein C

Weitere Lösungsvorschläge zu C 3 auf S. 45:
Presse- und Meinungsfreiheit 

in der Demokratie

Presse- und Meinungsfreiheit ist wichtig, …

…  weil sie für den Meinungsaustausch nötig ist;
…  weil ich meine Meinung in einem Leserbrief oder 

einem Blog veröffentlichen kann;
…  weil Vielfalt gut tut;
…  weil ich dann auch mitbekomme, was Menschen an 

anderen Orten der Welt z. B. über Meinungsfreiheit 
denken;

…  weil sie Diktaturen und ihre Helfershelfer in Frage 
stellt;

…  weil sie all jenen eine Stimme gibt, die die Regierung 
kritisieren;

…  weil ich dann auch kritische Kommentare über meine 
Schule in der Schülerzeitung schreiben kann. 

Weitere Lösungsvorschläge zu C 4 auf S. 45:
Was bedroht die Presse- 
und Meinungsfreiheit?

Die Presse- und Meinungsfreiheit ist bedroht, …

…  wenn Journalisten nur das berichten, was ihren Auf-
traggebern genehm ist;

…  wenn Enthüllungsjournalisten ermordet werden und 
ein Klima der Angst erzeugt wird, das auch andere 
Journalisten vom kritischen Schreiben, Reden usw. 
abhält;

…  wenn Journalisten hohe Geld- und Haftstrafen auf-
grund von Veröffentlichungen drohen. 
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um ihren Machtapparat und den seiner nutznießenden Eliten 
zu schützen, verdeutlicht das Schaubild C 7 über verhaf-
tete Netzwerkaktivisten im Jahr 2013. Gerade autoritäre 
Regime, deren Machterhalt zum Großteil davon abhängt, 
dass die Menschen keine regimekritischen Berichte erhalten 
bzw. desinformiert und die Vernetzung regimekritischer Ak-
teure unterbunden bzw. diese sanktioniert werden, stellen 
willkürliche Schranken für die Presse- und Meinungsfreiheit 
auf. Zusammen mit dem Artikel C 6 über die Aufhebung 
des Verbots von YouTube und Twitter in der Türkei im April 
2014 können die Jugendlichen erklären und diskutieren, 
warum die Sozialen Netzwerke für Regierungen eine mög-
liche Herausforderung darstellen. Sie sehen ihren Anspruch 
auf das Informationsmonopol und die gesamtpolitische Kon-
trolle über den Staat in Frage gestellt. Dennoch zeigt der 
Fall Türkei den Jugendlichen auch, dass der Versuch, die 
Presse- und Meinungsfreiheit auf menschenrechtlich unzu-
lässige Weise zu beschränken, durch eine menschenrechts-
orientierte Rechtsprechung wieder aufgehoben werden kann. 
An diesem Beispiel kann auch erörtert werden, wie wichtig 
eine unabhängige Rechtsprechung für den Schutz und die 
Gewährleistung der Menschenrechte ist. Ausgehend davon, 
dass viele Jugendliche Soziale Netzwerke für ihre Kommuni-
kation nutzen und so auch gemeinsame Aktivitäten planen, 
können sie das politisch-gesellschaftliche Aktivierungspo-
tenzial von Onlineplattformen diskutieren. 

Der Textkasten auf Seite 17 (»Das Recht auf angemessene Un-
terkunft – weit mehr als ein Dach über dem Kopf«) enthält eine 
kurze Beschreibung des Menschenrechts auf angemessene Un-
terkunft (Wohnen) und kann auch als Informationsgrundlage 
für die Schülerinnen und Schüler dienen. Die Bilderreihe C 8 
sensibilisiert die Jugendlichen dafür, dass in vielen Ländern 
Kinder in bescheidenen oder prekären Verhältnissen wohnen – 
und zwar nicht nur klimabedingt, wie gewiss einige Jugendli-
che vermuten werden, sondern vor allem aufgrund von Armut. 
Ausgehend von ihrem eigenen Erfahrungshintergrund sollen 

die Lernenden in Übung C 9 darlegen, was aus ihrer Sicht zu 
einem menschenwürdigen Wohnen gehört.  

Die zwei Texte in C 10 greifen die wichtige menschenrecht-
liche Problematik von Zwangsvertreibungen auf, und zwar 
anhand der Fußballweltmeisterschaft 2014 in Brasilien. Hier 
geht es darum, dass die Jugendlichen aus einer Akteursper-
spektive heraus Verantwortlichkeiten erkennen und gemein-
sam Kriterien erarbeiten für ein menschenrechtskonformes 
Verhalten. Dabei ist zu beachten, dass im Falle legitimer 
staatlicher und wirtschaftlicher Interessen das Menschen-
recht auf Wohnen nicht per se Räumungen verbietet, diese 
jedoch an strenge Aufl agen bindet. Dazu gehören die ernst-
hafte Prüfung von Alternativen zur Räumung, seriöse Fol-
geabschätzungen, Risiko- und Schadensminimierungen, die 
Information, Konsultation und Mitwirkung der Betroffenen, 
eine rechtsstaatlich angemessene Durchführung der Räu-
mung (also keine »Nacht- und Nebelaktionen«), die umge-
hende Bereitstellung angemessener Alternativunterkünfte, 
etwaige Entschädigungen sowie der Zugang zu Rechtsmit-
teln. Der Schutz umfasst dabei auch Bewohnerinnen und 
Bewohner von informellen Armutsvierteln. 

Der dritte Baustein endet mit der aktivierenden Übung C 11, 
in deren Rahmen Rechercheteams zum Thema »Obdachlosig-
keit – auch bei uns?« gebildet werden. Die Bundesarbeits-
gemeinschaft Wohnungslosenhilfe e. V. bezifferte für Ende 
2012 die Anzahl der Obdachlosen in ganz Deutschland auf 
etwa 284.000 Menschen; davon waren 11 Prozent (32.000) 
Kinder und minderjährige Jugendliche. Städtische Behörden 
und freie Träger der Wohlfahrtspfl ege vor Ort geben den Ju-
gendlichen sicher gerne Auskunft über die Anzahl von Men-
schen ohne Wohnung in Fürsorgeunterkünften sowie über 
jene Menschen, die komplett ohne Obdach sind. Interviews 
mit Obdachlosen vermitteln ein Bild von deren Lebenslage 
und bringen mitunter spannende, überraschende und auf-
schlussreiche Lebensgeschichten zutage.
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Baustein C

Über eine Milliarde Menschen leben in Armutsvierteln, in-
formellen Siedlungen oder unter anderen menschenunwür-
digen Bedingungen. Jahr für Jahr werden unzählige Men-
schen willkürlich und unter Zwang aus ihren Unterkünften 
vertrieben. Zugleich ist das Recht eines jeden Menschen, 
in Sicherheit und Würde zu wohnen, ein international 
verbrieftes Menschenrecht. Als Teil des Rechts auf ange-
messenen Lebensstandard ist es fest in der Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte (AEMR) und dem Interna-
tionalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Menschenrechte verankert. 

Obgleich die Angemessenheit einer Unterkunft von vielfäl-
tigen sozialen, wirtschaftlichen, kulturellen, klimatischen 
oder ökologischen Faktoren abhängt, die sich nach Län-
dern erheblich unterscheiden, gibt es einige allgemeine 
Gesichtspunkte, die es bei der Umsetzung des Rechts zu 
berücksichtigen gilt: 

Verfügbarkeit von Wohnraum und 
notwendiger Infrastrukturen
Es muss hinreichend Wohnraum verfügbar sein bzw. die 
Menschen müssen das Recht, die Möglichkeit sowie die 
Ressourcen haben, eine angemessene Unterkunft zu er-
richten bzw. zu nutzen. Zugleich müssen die notwendigen 
Infrastrukturen für die Versorgung mit Strom, Wasser usw. 
verfügbar sein.

Schutz von Wohnraum 
Ungeachtet der Form der Unterkunft und ihrer Nutzung 
soll allen Menschen der rechtliche und faktische Schutz 
vor staatlichen und privaten Eingriffen – etwa vor Häuser-

zerstörungen, illegalen Zwangsräumungen, Vertreibungen, 
Bedrohungen, Belästigungen oder auch vor willkürlichen 
Hausdurchsuchungen – gewährt werden. Der Schutz be-
zieht sich nicht nur auf Wohneigentum und Wohnraum-
miete, sondern auch auf Not- und Gemeinschaftsunter-
künfte sowie auf informelle Siedlungen in Armutsvierteln.

Offener, diskriminierungsfreier und 
bezahlbarer Zugang zu Wohnraum 
Der Zugang zu Wohnraum muss prinzipiell allen offen stehen 
und darf nicht bestimmten Menschen oder Gruppen vorent-
halten werden. Dies gilt auch und gerade für benachteilig-
te und bedürftige Gruppen, denen bei der Bereitstellung 
von Unterkünften Vorrang eingeräumt werden soll. Auch 
sollten im Sinne der Bezahlbarkeit die Wohnkosten nicht 
so hoch sein, dass die Erfüllung anderer Grundbedürfnisse 
gefährdet ist.

Angemessene Wohnqualität und Wohnlage 
Der Wohnraum soll Mindestbedingungen an Bewohnbar-
keit, Gesundheit und Sicherheit erfüllen. 

Kulturelle Angemessenheit des Wohnens 
Die Entwicklung und die Modernisierung von Wohnbe-
reichen sollten so ausgestaltet werden, dass die kulturell 
bedingte Vielfalt des Wohnens sowie die kulturelle Identi-
tät der dort lebenden Menschen erhalten bleiben.

Was muss der Staat nun im Lichte eines so verstandenen 
Rechts auf angemessene Unterkunft tun oder unterlassen? 

Staatliche Stellen müssen 
◗ das Menschenrecht auf Wohnen achten, 
◗ die Menschen vor Eingriffen in ihr Recht auf Wohnen 

schützen und 
◗ Maßnahmen ergreifen, um die Wohnungsnot im Lande 

zu überwinden. 

Eine Menschenrechtsverletzung liegt vor, wenn der Staat – 
etwa in Form willkürlicher Zwangsräumungen – selbst das 
Recht auf Wohnen verletzt oder wenn er offenkundig viel 
zu wenig dafür tut, um das Recht auf Wohnen zu schützen 
und – im Rahmen seiner Möglichkeiten – umzusetzen. 
Allerdings haben die Regierungen einen großen Ermessens-
spielraum, welche Maßnahmen sie ergreifen, um das Recht 
auf Wohnen zu verwirklichen. 

Michael Krennerich

Das Recht auf angemessene Unterkunft – 
weit mehr als ein Dach über dem Kopf
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Eine indische Mutter bereitet das Essen vor. Die Auf-
nahme aus Jammu steht stellvertretend für viele Mil-
lionen Menschen, die auf dem indischen Subkontinent 
vom Land in die großen Städte ziehen, um dort ihr Aus-
kommen zu fi nden. Meist aber landen sie in Armenvier-
teln oder – wie hier – als Obdachlose unter Brücken.
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●●●  Baustein D

MENSCHENRECHTSENGAGEMENT IN DER PRAXIS

Baustein D rundet das Heft ab und zeigt Möglichkeiten 
des Menschenrechtsengagements in der Praxis und in der 
Lebenswelt der Jugendlichen auf. 

UNTERRICHTSPRAKTISCHE HINWEISE

Die hier mit Plakaten oder Anzeigenmotiven vorgestellten 
Menschenrechtskampagnen (D 1), das Engagement der Hip-
Hop-Band Culcha Candela (D 2) sowie die Kampagnenslo-
gans (D 3) bieten Anlass, Recherchen zu internationalen 
Menschenrechtskampagnen durchzuführen und sich mit der 
Gestaltung solcher Plakate oder Anzeigen auseinanderzuset-
zen. Damit verbunden ist die Anregung, selbst ein Kampa-
gnenplakat zu entwerfen. 

Die Liste »Menschenrechte in der Schule – eine Ideenbörse« 
(D 4) dient als Anregung für menschenrechtliche Aktionen 
in und um die Schule. Der Arbeitsauftrag zur Tabelle »Was 
tun nichtstaatliche Menschenrechtsorganisationen?« (D 5) 
ermöglicht es den Jugendlichen, die Vielfalt an menschen-
rechtlichen Handlungsfeldern kennen zu lernen. In der Regel 
sind Jugendliche darüber hinaus über die Vielfalt der Organi-
sationen und Aktionen erstaunt, die sie sich mit D 6 selbst 
erarbeiten und gegenseitig präsentieren können.

Die Erklärung der Vereinten Nationen zum Schutz von Men-
schenrechtsverteidigerinnen und -verteidigern (D 7) gibt 
Anlass zu einem Gespräch darüber, wie wichtig es ist, dass 
sich Menschen für ihre Rechte und die Rechte anderer einset-
zen. Sie zeigt aber auch, mit welchen Gefahren dieses Enga-

Baustein D
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Beispiel geben: Mit einem 
Schweigemarsch setzen sich 
Schülerinnen und Schüler im 
März 2013 in Völklingen gegen 
Rassismus ein.

gement verbunden sein kann. Die Erklärung macht deutlich, 
dass jeder Mensch ein »human rights defender« sein kann. 

Eines der wesentlichen Ziele der Menschenrechtsbildung ist 
es, Jugendliche zu befähigen, Rechtsverletzungen wahrzu-
nehmen und ihren Protest bzw. Widerstand hervorzurufen. 
Dies ist wiederum ein Teil der Entwicklung einer umfas-
senden Menschenrechtskultur. Die Menschenrechtsbildung 
kann hierfür allerdings nur die Grundlagen schaffen und 
Impulse geben. Letztlich müssen Jugendliche und Erwach-
sene eigenverantwortlich die Bereitschaft entwickeln und 
die Entscheidung treffen, ob sie sich für die Menschenrechte 
engagieren wollen.
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Menschenrechte 
Unveräußerlich – universell – unteilbar
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A • Menschenrechte im Alltag
Materialien A 1 – A 11

A 1 Menschenrechte im Alltag

MENSCHEN-
RECHTE

für dich

für alle
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Altersversorgung

Gesundheit

Selbstbestimmung

Freie Wahlen
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Schutz der Familie

Chancengleichheit

Recht auf Arbeit

Religionsfreiheit

Privatsphäre

Bildung
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A 2 Ein Tag in meinem Leben – und was dazugehört

Was machst du …

Uhrzeit … an einem Tag während der Woche? … an einem Tag am Wochenende?

6.00 Uhr

7.00 Uhr

8.00 Uhr

9.00 Uhr

10.00 Uhr

11.00 Uhr

12.00 Uhr

13.00 Uhr

14.00 Uhr

15.00 Uhr

16.00 Uhr

17.00 Uhr

18.00 Uhr

19.00 Uhr

20.00 Uhr

21.00 Uhr

22.00 Uhr

du zu jeder Stunde machst. Überlege dir, welche Bezüge 
dein Alltag, deine schulischen oder ehrenamtlichen Ak-
tivitäten und Freizeiterlebnisse zu einzelnen Menschen-
rechten haben könnten. Wer trägt deiner Meinung jeweils 
Verantwortung dafür, dass du diese Rechte wahrnehmen 
kannst? Wer schützt dich vor Eingriffen in diese Rechte? 
Und vor wem sind diese Rechte zu schützen?
◗ Vergleiche deine herausgearbeiteten Rechte mit denen, 
die in der Kinderrechtskonvention (online unter www.
national-coalition.de/pdf/UN-Kinderrechtskonvention.
pdf) stehen. Findest du weitere Rechte in der Kinder-
rechtskonvention, die du in deinem Alltag wahrnimmst, 
die du aber bislang nicht als Menschenrechte angesehen 
hast? Vergleicht in der Gruppe, ob euch unterschiedliche 
Rechte aufgefallen sind. Gibt es Rechte, die ihr zusätzlich 
nennen würdet?

◗ Überlegt in der Gruppe, wie wichtig die einzelnen Rechte 
(A 1) für euer eigenes Leben sind. 
◗ In welchen Lebenssituationen (arbeitslos, Flüchtling, 
Studentin, Schüler, Ärztin, Rentner, Journalistin, Arbeiter, 
schwangere Frau …) können einzelne Rechte besondere 
Bedeutung erhalten? Gestaltet eine Mindmap, die eure 
Ideen verdeutlicht.
◗ Recherchiert im Internet nach der Biografi e von Eleanor 
Roosevelt. Erstellt in Gruppenarbeit eine kurze Präsenta-
tion zur Rolle, die sie bei der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte (AEMR) gespielt hat. 
◗ Vergleicht den »Kreis unserer Rechte« (A 1) mit der 
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte (online unter 
www.un.org/depts/german/menschenrechte/aemr.pdf). 
Stellt in einer Tabelle die Unterschiede dar. Habt ihr alle 
Rechte gekannt? Welche Rechte hättet ihr nicht erwartet?
◗ Führe ein Tagebuch über einen Wochentag und einen 
Tag am Wochenende. Trage in die Tabelle A 2 ein, was 

 Arbeitsanregungen A 1 und A 2
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A 3 Menschenrechtsbörse

Wählt in Einzelarbeit zehn Menschenrechtsforderungen aus, 
die für euch persönlich wichtig sind. In einer anschlie-
ßenden Gruppenarbeit einigt ihr euch auf fünf Forderungen, 
die für eure kleine Gemeinschaft am wichtigsten sind. 

5 Rechte in 
Gruppenarbeit

10 Rechte in 
Einzelarbeit

Menschenrechtliche
Forderungen

Niemand darf willkürlich getötet werden.

Gesetze müssen für alle gleiche Geltung haben.

Jeder Mensch hat das Recht, eine Schule zu besuchen.

Jeder Mensch gilt als unschuldig, bis seine Schuld bewiesen ist.

Jeder Mensch hat das Recht auf Ernährung.

Niemand darf Menschen unter menschenunwürdigen 
Bedingungen arbeiten lassen.

Männer und Frauen müssen die gleichen Rechte haben.

Jeder Mensch hat das Recht auf Schutz seiner Privatsphäre.

Jeder Mensch darf seine Religion frei ausüben.

Jeder Mensch darf seine Meinung frei äußern.

Jeder Mensch hat das Recht auf eine Wohnung.

Regelmäßig müssen freie und faire Wahlen stattfi nden.

Niemand darf gefoltert werden.

Niemand darf willkürlich verhaftet werden.

Politisch Verfolgte haben das Recht auf Asyl.

Vergleicht eure Ergebnisse im Klassenplenum und sichert die 
Übereinstimmungen an der Tafel. 

◗ Welche Funktionen erfüllen die Menschenrechte eurer 
Meinung nach für unsere nationale und internationale 
Gemeinschaft?

◗ An welcher Stelle ist es euch besonders schwergefallen, 
eine Entscheidung zu treffen? 
◗ Musstet ihr ein euch besonders wichtiges Menschenrecht 
»aufgeben«? Kann man wirklich zwischen den einzelnen 
Menschenrechten eindeutig auswählen? 

 Arbeitsanregungen A 3
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A 4 Was hängt wie zusammen?

A 5 Alle Menschenrechte sind wichtig!

Lest euch die Kurztexte durch. Welche Menschenrechte des 
Schaubildes in Übung A 4 sind den genannten Personen in 

Betrachte die unterschiedlichen menschenrechtlichen For-
derungen. Welche davon hängen zusammen? Verbinde diese 

und erläutere, wie die verbundenen Rechte direkt oder in-
direkt miteinander verfl ochten sind. 

Sauberes Trinkwasser

Keine Zwangsvertreibung

Erholung

Gewerkschaftsfreiheit

Demonstrationsrecht

Kein Hunger Keine willkürliche Verhaftung

Freie Meinung

Bildung für alle

Leben

Gesundheit

Ausreise

Keine Folter

Menschenwürdige Arbeit

Faires Gerichtsverfahren

Sichere Unterkunft

Fairer Arbeitslohn

der jeweiligen Lage wohl besonders wichtig? Und welche 
werden verletzt?

Olga ist Journalistin. Ein neues Gesetz in ihrem Land 
stellt – zum »Schutz des Ansehens der Republik« – die 
Weitergabe »falscher Informationen« ans Ausland und 
die »Diffamierung der Regierung« unter Strafe. Olga traut 
sich nicht mehr, die Regierung wegen offensichtlicher 
Korruption zu kritisieren, denn sie befürchtet eine hohe 
Geld- oder Haftstrafe bzw. den Verlust des Arbeitsplatzes. 
Einige ihrer Kollegen wurden schon entlassen.

Madhav arbeitet als Gastarbeiter in einem Wüstenstaat 
Tag und Nacht auf der Baustelle eines Fußballstadions. 
Er ist nicht vor der sengenden Hitze geschützt und erhält 
nur unzureichend sauberes Trinkwasser. Als Ausländer in 
dem Land darf sich Madhev weder gewerkschaftlich orga-
nisieren noch darf er protestieren oder streiken. Zugleich 
haben die Arbeitgeber seinen Reisepass einbehalten und 
verbieten ihm, das Land zu verlassen und in sein Heimat-
land zurückzukehren.

Aufgrund des Baus eines Staudamms wurde Pablos Familie 
aus ihrem Haus und ihrem kleinen landwirtschaftlichen 
Betrieb gewaltsam vertrieben, ohne zuvor informiert zu 
werden. Auch erhalten sie weder einen Ersatz für Haus 
und Land noch eine angemessene Entschädigung. Pablos 
Familie verliert dadurch ihre Einkommens- und Lebens-
grundlage. Ihre Beschwerde vor Gericht wird abgewie-
sen. 

Xi Jinming und seine Kinder leben nahe einer Chemiefa-
brik, die giftige Abwässer in das Grundwasser sickern lässt. 
Sie leiden unter Hautausschlägen und Kopfschmerzen. Als 
Xi Jinming gemeinsam mit anderen Dorfbewohnern gegen 
die gesundheitsgefährdende Umweltverschmutzung pro-
testiert, wird die Versammlung von der lokalen Polizei 
gewaltsam aufgelöst. Xi Jinming wird wegen Störung der 
öffentlichen Ordnung verhaftet und angeklagt. 

Maria gehört in ihrem Land einer Minderheit an, die ihre 
eigene Kultur und Sprache pfl egt. Diese Minderheit wird 
bei der Arbeits- und Wohnungssuche benachteiligt und 
auch im Bereich der Bildung diskriminiert. So muss Maria 
gemeinsam mit ihren Geschwistern und ihren Freun-
dinnen eine Sonderschule besuchen. Ihren Berufswunsch, 
Tierärztin zu werden, muss Maria aufgeben. 

Nora verfügt über keine gültige Aufenthaltserlaubnis im 
Land. Sie arbeitet »schwarz«, ohne Versicherungs- und 
Gesundheitsschutz. Ihr Arbeitgeber zahlt ihr den ausste-
henden Lohn, der ohnehin weit unter dem Mindestlohn 
liegt, nicht vollständig aus. Sie traut sich nicht, sich 
zu beschweren. Zugleich benötigt sie das Geld für Arzt-
besuche und Medikamente, denn sie verfügt über keine 
Krankenversicherung. 
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A 6 Menschenrechte – ausgewählte Gerichtsentscheidungen 

Whistleblowing gestärkt
Die Entlassung der Altenpfl egerin Brigitte H. ist 
rechtswidrig, entschied der Europäische Gerichtshof 
für Menschenrechte (EGMR). Er gab der Klage einer 
Pfl egerin Recht, die ihren Arbeitgeber wegen unzumut-
baren Pfl egebedingungen angezeigt hatte und deswe-
gen entlassen wurde. (Juli 2011)

Regelungen verfassungswidrig
Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) entschied, 
dass die fi nanzielle Unterstützung, wie sie im Asyl-
bewerberleistungsgesetz festgesetzt ist, nicht mit dem 
Grundrecht auf Gewährleistung eines menschenwür-
digen Existenzminimums aus Art. 1 Abs. 1 GG in Ver-
bindung mit Art. 20 Abs. 1 GG vereinbar ist. Die Höhe 
dieser Geldleistungen sei auf jeden Fall unzureichend, 
weil sie seit 1993 trotz erheblicher Preissteigerungen 
in Deutschland nicht verändert worden ist. Zudem 
ist die Höhe der Geldleistungen weder nachvollzieh-
bar berechnet worden noch ist eine realitätsgerechte, 
am Bedarf orientierte und insofern aktuell existenz-
sichernde Berechnung ersichtlich. (Juli 2012)

Internetportale in der Verantwortung
Internetportale können einem Urteil des EGMR zu-
folge für beleidigende Kommentare ihrer Nutzer zur 
Verantwortung gezogen werden. Der EGMR hat erst-
mals in einem solchen Fall die Klage eines großen In-
ternet-Nachrichtenportals in Estland zurückgewiesen, 
das sich auf die Meinungsfreiheit berief. (Oktober 2013)

Bundesverfassungsgericht entschied für 
Gauck und gegen NPD
Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat entschie-
den, dass Bundespräsident Joachim Gauck Anhänger 
der NPD als »Spinner« bezeichnen darf. Die NPD hatte 
gegen eine entsprechende Äußerung geklagt. Nach dem 
Urteil des Gerichts hat der Bundespräsident eine weit-
reichende Redefreiheit. Wie er seine Repräsentations- 
und Integrationsaufgaben erfülle, entscheide er selbst, 
betonten die Verfassungshüter, die mit ihrem Urteil die 
Klage der NPD zurückwiesen. (Juni 2014)

Abschussermächtigung im 
Luftsicherheitsgesetz nichtig
Der § 14 Abs. 3 Luftsicherheitsgesetz (LuftSiG), der 
den Streitkräften erlaubt hätte, Luftfahrzeuge (auch 
Passagierfl ugzeuge), die als Tatwaffe gegen das Leben 
von Menschen eingesetzt werden sollen, abzuschießen, 
ist mit dem Grundgesetz unvereinbar und nichtig. Dies 
entschied das Bundesverfassungsgericht mit seinem 
Urteil vom 15. Februar 2006. 

Gericht stärkt Rechte leiblicher Väter
Der EGMR stützt das Recht von Vätern, Kontakt zu 
ihrem Nachwuchs zu haben – und stellt sich damit 
gegen ein deutsches Gerichtsurteil. Der Vater hatte 
geklagt, weil deutsche Gerichte das Umgangsverbot 
bestätigt hatten. Die Mutter der beiden Kinder verbot 
jeden Kontakt zum biologischen Vater, weil dieser 
keine fi nanzielle und auch sonst keine Verantwor-
tung für die Kinder übernommen hätte. Die Entschei-
dung deutscher Gerichte, dem biologischen Vater den 
Umgang mit seinen Kindern zu verwehren, berück-
sichtige nicht das Wohl des Kindes, hieß es in einem 
Urteil der Straßburger Richter. (Dezember 2010)

Irland muss für sexuellen Missbrauch an 
Schule zahlen
30.000 Euro Schmerzensgeld bekommt eine Frau, die 
als Kind an einer katholischen Schule in Irland miss-
braucht wurde. Der EGMR sieht dabei den Staat in der 
Mitverantwortung. Er habe gegen seine Pfl icht versto-
ßen, Kinder vor Misshandlungen zu schützen, heißt es 
in dem Straßburger Urteil. (Januar 2014)

treaties/html/005.htm), welche der niedergelegten Rechte 
Grundlage für die Entscheidung waren. 
◗ Der Staat ist für den Schutz, den Respekt und die Ge-
währleistung der Menschenrechte verantwortlich. Inwie-
weit spiegelt sich diese Aussage in den Urteilen wider? 
Wie urteilst du selbst darüber?

◗ Welche Menschenrechte schützen bzw. verteidigen die 
Urteile des Bundesverfassungsgerichts bzw. des Europä-
ischen Gerichtshofes für Menschenrechte? Prüft mit Hilfe 
des Grundgesetzes (www.gesetze-im-internet.de/bundes-
recht/gg/gesamt.pdf) und der Europäischen Menschen-
rechtskonvention (http://conventions.coe.int/treaty/ger/

 Arbeitsanregungen A 6
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A 7 »Was wissen Sie über Menschenrechte?«

A 8 Wo stehst du?

Lest die folgenden Aussagen und positioniert euch zwischen den Polen »ich stimme zu« – » ich stimme nicht zu« – »ich 
bin unentschieden«. Erläutert und diskutiert eure Standpunkte. 

Diskriminierung hat mit mir 
nichts zu tun.

Männer und Jungen werden heute genauso diskriminiert 
wie Frauen und Mädchen.

Auch schwule und lesbische Paare 
sollen Kinder adoptieren dürfen.

Kinder mit Behinderungen sollten nicht in Förderschulen, 
sondern gemeinsam mit allen anderen Kindern unterrichtet werden.

Diskotheken sind nur für junge Leute – Menschen, die älter 
als 40 Jahre sind, haben da nichts zu suchen.

ich bin 
unentschieden

ich stimme 
nicht zu

ich stimme 
zu

Aussage 

Angelehnt an: Claudia Lohrenscheit (Hg.): Unterrichtsmaterialien zur Menschenrechtsbildung an Schulen, Berlin 2009, S. 22

◗ Bildet Reporterteams. Entwerft einen Fragenbogen und führt in der Fußgängerzone Interviews zum Thema Menschen-
rechte durch. Hier ein Beispiel: 

1. An wen richtet sich die Allgemeine Erklärung der 
Menschenrechte von 1948?

an jeden Menschen
an alle Menschen ab 18 Jahren
an alle Staatsbürgerinnen und Staatsbürger, 
deren Staat den Vereinten Nationen angehört
an die gesamte Bevölkerung in den europäischen 
Demokratien

4. Welche Menschenrechte sind Ihnen besonders wich-
tig? Bitte begründen Sie.

                                                               

5. Wählt euch eine Situation aus der Übung A 5 oder 
A 6 aus – oder überlegt euch selbst eine Situation. 
Fragt die Passanten, welche Rechte hier aus ihrer 
Sicht verletzt werden. 

Situation:                                                              

Welche Rechte werden verletzt?

2. Wie viele Artikel hat die Allgemeine Erklärung der 
Menschenrechte von 1948?

146
30
19
5

3. Welches Recht ist nicht in der Allgemeinen Erklärung 
der Menschenrechte verankert?

Recht auf Eheschließung und Familie
Recht auf soziale Sicherheit
Recht auf Erholung, Freizeit und Urlaub
Recht auf Glück

Lösungen zu den Fragen 1 – 3 auf S. 10
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A 9 »Ich, Rassist?«
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A 10 Diskriminierte und Nichtdiskriminierte

A 11 Wie würdet ihr entscheiden?

Bildet Arbeitsgruppen. Überlegt, welche Menschen oder 
Menschengruppen eher diskriminiert und welche eher nicht 
diskriminiert werden. An welchen Merkmalen lässt sich dies 
festmachen? Tragt eure Ergebnisse in einer Tabelle zusam-

men und vergleicht diese. Überlegt, wie betroffene Perso-
nengruppen selbstbewusst mit ihren »Merkmalen« umgehen 
können.

Diskriminierte

arme Menschen, Erwerbslose

Unterscheidungsmerkmal

sozialer Status

Nichtdiskriminierte

Wohlhabende, Erwerbstätige

Lest euch die Klagen vor Gericht durch. Wie würdet ihr 
entscheiden? Überlegt in Arbeitsgruppen und diskutiert in 

der Klasse. Handelt es sich um Diskriminierungen? Sind die 
Gerichtsentscheidungen fair?

◗ Wie könnte der Junge mit der roten Jacke auf die Dis-
kriminierung reagieren? Spielt die Szene weiter! 

◗ Betrachtet den Cartoon A 9. Werden an eurer Schule Ju-
gendliche aufgrund ihres Aussehens schlecht behandelt? 
Kennt ihr ähnliche Situationen aus eurem Alltag? 

 Arbeitsanregungen A 9

Begründungja oder nein

ja

nein

Der dunkelhäutige Student F. verklagt eine Diskothek, 
weil ihm der Türsteher den Einlass mit dem Hinweis 
auf seine Hautfarbe verweigert hat. 
Hat seine Klage eine Chance?

Herr K. ist Erzieher und bewirbt sich für eine Betreuerstelle in 
einem Mädcheninternat. Er wird abgelehnt, weil er ein Mann ist. 
Herr K. klagt vor Gericht.
Wird er diskriminiert?

Frau M. bewirbt sich als Polizeibeamtin. Aufgrund ihrer zu 
geringen Körpergröße wird sie abgelehnt. Sie empfi ndet 
dies als Diskriminierung. 
Hat sie Recht?  

Herr B. ist ein Jurist mittleren Alters. Er bewirbt sich auf 
eine Stellenanzeige. Gesucht ist auf ein Jahr befristet eine 
junge Juristin oder ein junger Jurist. Trotz gleicher Qualifi kation 
wird er erst gar nicht zum Vorstellungsgespräch eingeladen, und 
eine junge Juristin wird eingestellt. Hat seine Klage vor Gericht 
eine Chance?  

ja

nein

ja

nein

ja

nein

ja

nein

Herr und Frau O. stammen aus Afrika. Bei der Wohnungssuche in 
Deutschland verweigert ihnen die Hausmeisterin die Wohnungs-
besichtigung mit den Worten, die Wohnung werde nicht 
an »Neger … äh, Schwarzafrikaner oder Türken vermietet«. 
Eine Diskriminierung?

Klagen vor Gericht

Lösungen auf S. 11
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B • Menschenrechte gelten für alle! 
Materialien B 1 – B 18

B 1 Kinderarbeit
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Wenn sich Sagira Ansari mit ihren 
Freundinnen verabredet, dann nicht 
zum Spielen, sondern zum Drehen 
von Zigarillos (»Bidis«) – und zwar 
acht Stunden täglich. Auch in ihrem 
Land ist Kinderarbeit verboten, doch 
Schlupfl öcher gibt es viele, und die 
Nachfrage nach »Bidis« ist groß. Sie 
kann deswegen nur selten zur Schule 
gehen, obwohl sie später einmal Lehre-
rin werden möchte. Außerdem schadet 
der ständige Kontakt mit Tabak ihrer 
Gesundheit.

(nach: Spiegel online vom 24. März 2012)
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Die Arbeit im Steinbruch ist äußerst 
gefährlich. Die Aufgaben der Jungen 
ist es meistens, die großen heraus-
gesprengten oder herausgebrochenen 
Steinbrocken mit einem Hammer zu 
zerkleinern. Die Mädchen müssen 
meist die Steine in Körben auf dem 
Kopf zu Lastwagen tragen – und das 
oft 14 Stunden täglich. Die Kinder 
können dabei durch Fehlsprengungen 
und herabfallende Steine verletzt 
werden. Der Staub, der bei der Arbeit 
an den Steinen entsteht, verursacht 
neben Allergien und Hautausschlägen 
auch Lungenkrankheiten.

(nach: www.brot-fuer-die-welt.de)
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Der zehnjährige Mohammed wurde am 
Bahnhof von Petna von seinem Onkel 
an Rakesh, einen fremden Mann, ver-
kauft. Rakesh kauft Kinder, um sie 
als billige Arbeitskräfte weiterzuver-
kaufen. Mohammed soll in einer Tex-
tilfi rma zu einem sehr geringen Lohn 
arbeiten. Was sich nicht maschinell 
produzieren lässt, landet meist in den 
Händen von Kindern wie Mohammed. 
Sie besticken in fi nsteren Baracken 
täglich 14 Stunden und länger Hemden 
und T-Shirts, ohne gesundheitlichen 
Schutz und fernab staatlicher Kontrol-
len.

(nach: www.stern.de vom 12. Juni 2007)
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Lagani ist 11 Jahre alt und lebt im 
indischen Staat Bihar. Sie arbeitet in 
einer Ziegelbrennerei und ersetzt dort 
ihre erkrankte Mutter. Laganis Bruder 
hatte 10.000 Rupien vom Fabrikbesit-
zer ausgeliehen. Laganis Wochenlohn 
von 50 Rupien trägt dazu bei, diese 
Schuld zu begleichen. Lagani arbeitet 
von 5 Uhr früh bis abends. Danach 
muss sie noch im Haushalt helfen.

(nach: www.raonline.ch)
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Von einem Achtstundentag können 
viele Kinder in großen Teilen Afrikas 
nur träumen, vor allem aber von der 
Schule oder einer ordentlichen Berufs-
ausbildung. Thérèse arbeitet als Haus-
mädchen. Sie steht morgens um 4 Uhr 
auf und arbeitet bis 10 Uhr abends. Sie 
erledigt die Wäsche, putzt, geht auf 
den Markt und hütet die Kinder.

(nach: www.tagesspiegel.de vom 
15. Juni 2007)
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B 2 Recht auf Bildung

Verfügbarkeit Zugänglichkeit Annehmbarkeit Adaptierbarkeit

◗ Bildungseinrichtungen 
und benötigte Ressour-
cen müssen in aus-
reichendem Maße zur 
Verfügung stehen und 
funktionsfähig sein.

◗ Zugang zu Bildungs-
einrichtungen und 
-programmen für alle

◗ Nichtdiskriminierung
◗ physische Zugänglichkeit
◗ Bildung muss für alle 

erschwinglich sein

◗ Form und Inhalt von 
Bildung müssen auf die 
Bedürfnisse und Lebens-
lagen der Schülerinnen 
und Schüler abgestimmt 
sein.

◗ Bildung muss an ge-
sellschaftliche Verän-
derungen angepasst 
werden, um den Bedürf-
nissen der Lernenden 
gerecht zu werden.

B 3 Recht auf Bildung – weltweite Beispiele

Rigoberta lebt in Guatemala. Sie ist indigener Abstam-
mung. Weil ihre Familie sehr arm ist, muss sie Schmuck 
verkaufen. Den Schmuck fertigt sie zusammen mit ihren 
Schwestern und ihrer Mutter an. Mit dem Geld, das sie so 
verdient, trägt sie zum Lebensunterhalt der Familie bei.

Weil Rigoberta den ganzen Tag über arbeitet, kann sie 
keine Schule besuchen. Ihre Mutter hat auch keine Schule 
besucht. Für ihre Arbeit muss sie nur ein wenig rechnen 
können, das hat sie von ihrer Familie gelernt. Außer ihrer 
indigenen Muttersprache spricht sie noch Spanisch, das ist 
die offi zielle Amtssprache in Guatemala.

In die Schule zu gehen erachten sie und ihre Eltern als 
nicht so sinnvoll. Warum soll sie spanische Literatur lesen, 
warum Chemie und Physik lernen? Außerdem ist die nächs-
te Schule 10 Kilometer entfernt, und sie müsste jeden Tag 
zu Fuß laufen. Ihre Eltern erachten auch den Schulweg als 
zu gefährlich, gerade für Mädchen und im Dunkeln.W
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Mongane lebt in Südafrika. Er ist stolz auf sein Land, das 
die Apartheid überwunden hat. Nelson Mandela ist sein 
Idol. Er geht auf die Primarschule, die alle Kinder von 
7 bis 14 Jahren besuchen. In Südafrika gibt es Schulpfl icht, 
und die Primarschule ist kostenlos. Allerdings müsste seine 

Familie für die Sekundarschule und für die Hochschule 
Schulgeld bezahlen. Mongane hofft, dass seine Familie sich 
das leisten kann. Er möchte studieren, und seine Familie 
unterstützt ihn auf diesem Weg, so gut es geht. 

Seine Eltern haben die Zeit der Apartheid in Südafrika 
erlebt. Damals war die Bildung für die »schwarze« Bevöl-
kerung viel schlechter als für »Weiße«, und an ein Studium 
war für die meisten »Schwarzen« nicht zu denken. So ver-
sucht die Familie zu sparen, damit es Mongane besser geht 
und er studieren kann. Der südafrikanische Staat investiert 
viel in die Bildung, um die rassistische Benachteiligung 
aus den Zeiten der Apartheid zu überwinden. Dennoch 
gibt es noch immer große Unterschiede zwischen diesen 
Bevölkerungsgruppen.
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Malala Yousafzai ist in Pakistan zur Schule gegangen, lebt 
aber inzwischen in Großbritannien. In Pakistan besteht 
zwar Schulpfl icht für alle Kinder von 5 bis 16 Jahren, aber 
sie kann nicht überall durchgesetzt werden. Gerade auf dem 
Land und gerade für Mädchen gibt es oft gar keine oder nur 

sehr schlechte Bildung, weil die Klassen sehr groß und die 
Lehrerinnen und Lehrer nicht immer gut ausgebildet sind.

In Malalas Heimat, im Swat-Tal, hatte eine Taliban-Organi-
sation Mädchen verboten, Musik zu hören, zu tanzen sowie 
in die Schule zu gehen. Sie führten dafür religiöse Gründe 
an. Malala setzte sich trotzdem für das Recht auf Bildung 
für Mädchen ein und erhielt dafür einen pakistanischen 
Friedenspreis. 2012 verübten die Taliban ein Attentat auf 
sie. Das Engagement von Malala für Mädchenbildung ist 
dennoch ungebrochen. 

Im Jahr 2014 hat Malala den Friedensnobelpreis verliehen 
bekommen. »Der Preis ist eine Ermutigung für mich wei-
terzumachen«, sagte die 17-Jährige. Sie widme den Preis 
»allen Kindern, die keine Stimme haben, die aber gehört 
werden müssen«.
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Adrian lebt in der Tschechischen Republik. Eigentlich gilt 
das tschechische Bildungssystem als qualitativ hochwer-
tig. Wie in anderen europäischen Staaten gibt es Schul-
pfl icht für alle Kinder zwischen 6 und 15 Jahren. Der 
Schulbesuch ist kostenlos, viele Kinder gehen in den Kin-

dergarten, und auch die Hochschulen sind gut besucht. 
Für Adrian stellt sich die Lage jedoch schwierig dar. Ohne 
seine Schulfähigkeit zu prüfen, wurde er, nur weil er Roma 
ist, mit anderen Roma-Kinder auf eine Förderschule ge-
schickt und durfte nicht die Regelschule besuchen. Seinen 
Berufswunsch, Rechtsanwalt zu werden, kann er so nicht 
verwirklichen. Die Benachteiligung reiht sich in weitere 
Diskriminierungen der Roma nicht nur im Bildungsbereich 
ein, sondern auch in den Bereichen der Arbeit, des Woh-
nens und der Gesundheitsversorgung. 

Gemeinsam mit anderen Roma klagte Adrian gemeinsam 
gegen die Tschechische Republik vor dem Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte. Der Gerichtshof urteilte, 
dass die Tschechische Republik gegen die Europäische 
Menschenrechtskonvention verstößt, und zwar gegen das 
Recht auf Bildung in Verbindung mit dem Diskriminie-
rungsverbot. Das Gericht forderte die tschechische Regie-
rung auf, den Zustand zu ändern.
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◗ Lest euch in Kleingruppen jeweils eine Biografi e (B 3) 
durch. Welche Herausforderungen zeigen sich bei den ein-
zelnen Fällen in Bezug auf a) die Verfügbarkeit, b) die 
Zugänglichkeit, c) die Annehmbarkeit und d) die Adap-
tierbarkeit der Bildung? (Vgl. hierzu B 2.) Was müsste von 
wem getan werden, damit bestehende Hindernisse beho-
ben werden? Welche Verantwortung kommt dem Staat zu? 
Diskutiert erst in Kleingruppen und dann in der Klasse.

◗ Wähle eines der arbeitenden Kinder (B 1) aus und schrei-
be einen kurzen Zeitungsbeitrag über einen Tag oder eine 
Woche in seinem Leben.
◗ Welche Rechte dieser Kinder (B 1) werden verletzt?
◗ Kinderarbeit zu defi nieren ist nicht leicht. Überlegt ge-
meinsam eine verbindliche Defi nition. 
◗ Welche Bedingungen sind eurer Meinung nach wichtig, 
wenn Kinder arbeiten möchten? Stellt einen Kriterien-
katalog zusammen.

 Arbeitsanregungen B 1 – B 3
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B 4 »Kinderleicht « – Thesentabelle zur Kinderarbeit

jaeher jaeher neineneinIst das Kinderarbeit?

Eine Stunde täglich im 
Familienhaushalt helfen.

Zehn Stunden täglich in einem Bergwerk unter 
Tage arbeiten.

Einmal pro Woche vier Stunden das Tiefkühlregal 
im Supermarkt auffüllen.

Sechs Stunden täglich in einem dunklen Zimmer mit schlechter Luft 
für eine große Markenfi rma T-Shirts besticken.

Jedes Wochenende bis spät nachts in 
einem Restaurant in der Küche helfen.

Einmal pro Woche bei den 
Nachbarn babysitten.

Nach der Schule Müllberge nach 
Nützlichem durchstöbern.

Im Landwirtschaftsbetrieb der Eltern frühmorgens 
vor der Schule die Kühe melken.

Jeden Nachmittag in der Fußgängerzone 
Schuhe von Passanten putzen.

Vier Stunden am Tag an einer Tankstelle 
Autos waschen.

Als Kinderstar regelmäßig an 
Filmdreharbeiten mitwirken.

Die Hauptmahlzeiten für die 
gesamte Familie kochen.

Das ganze Jahr über jeden Morgen 
Zeitung austragen.

Dreimal pro Woche bis zu 30 m tief tauchen, 
um Netze an Korallenriffs zu befestigen.

In einer großen Fabrik zehn Stunden am Tag 
Teppiche knüpfen.

Täglich an der fünf Kilometer entfernten Wasserstelle 
zu Fuß 20 Liter Wasser holen.

Sich jeden Tag um pfl egebedürftige 
Familienangehörige kümmern.

◗ Kinderarbeit zu defi nieren ist nicht leicht. Anhand der 
Tabelle könnt ihr selbst versuchen zu beurteilen, was ihr als 
Kinderarbeit und was ihr für Kinder als zumutbare Aufgabe 
bewertet. 

◗ Überlegt gemeinsam eine Defi nition, die die Dauer, die 
Schwere und Gefährlichkeit der Arbeit berücksichtigt. Welche 
Bedingungen sind eurer Meinung nach wichtig, wenn Kinder 
arbeiten möchten?
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B 5 Recherche zur Kinderarbeit

◗ 1. Gruppe 
Nehmt euch eine Weltkarte zur Hand. Recherchiert im In-
ternet nach Statistiken und Informationen über Kinderar-
beit. Verteilt die Weltregionen auf verschiedene Personen. 
Wo und in welchen Bereichen fi ndet Kinderarbeit statt? 
Plant in eurer Gruppe, welche Informationen und Belege ihr 
verwenden wollt. Erstellt eine Grafi k und/oder Tabelle.
Internetlinks zur Recherche:
www.ilo.org/global/topics/child-labour/lang--en/index.
htm#a2 (englisch)
www.tdh.de/was-wir-tun/arbeitsfelder/kinderarbeit.html

◗ 2. Gruppe
Erstellt einen Fragebogen über das Arbeitsverhalten eurer 
Mitschülerinnen und Mitschüler und führt eine anonymi-
sierte Umfrage durch. Wer arbeitet? Wo? Wie lange? Wie 
häufi g? Unter welchen Bedingungen? Hat das Jobben Ein-
fl uss auf die schulischen Leistungen oder auf das Frei-
zeitverhalten? Erstellt eine Grafi k. Überprüft anhand des 
Fragebogens, ob die angegebenen Arbeitszeiten und Ar-
beitsformen altersgerecht bzw. erlaubt sind.
Internetlinks zur Recherche:
www.schuelerjobs.de/ratgeber/detail/jugendarbeits-
schutzgesetz.html

◗ 3. Gruppe
Die Internationale Arbeitsorganisation (ILO) beschäftigt 
sich schon seit ihrer Gründung 1919 mit dem Verbot der 
Kinderarbeit. Informiere dich über Konventionen gegen 
Kinderarbeit und Aktivitäten der ILO gegen die Ausbeutung 
von Kindern. Wie defi niert die ILO Kinderarbeit? Plant in 
eurer Gruppe, welche Informationen und Belege ihr ver-
wenden wollt. Erstellt ein Organisationsschema und ein 
Plakat.
Internetlinks zur Recherche:
www.ilo.org/berlin/lang--en/index.htm
www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/---ed_norm/---
normes/documents/normativeinstrument/wcms_c182_
de.htm
www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/---ed_norm/---
normes/documents/normativeinstrument/wcms_c138_
de.htm

◗ 4. Gruppe
Kinderarbeiterinnen und Kinderarbeiter schließen sich auf 
nationaler oder regionaler Ebene immer wieder zusammen, 
um für ihre Rechte zu kämpfen. Was wollen sie erreichen? 
Wieso sind sie gegen das totale Verbot von Kinderarbeit? 
Welche Position vertretet ihr in Bezug auf die beiden 
Positionen: Kinderarbeit verbieten – Kinderarbeit erlau-
ben, aber unter menschenwürdigen Bedingungen? Plant 
in eurer Gruppe, welche Informationen und Belege ihr 
verwenden wollt. Erstellt anhand der Informationen ein 
Flugblatt über die Interessen der Kinderarbeiterinnen und 
Kinderarbeiter.

Internetlinks zur Recherche:
www.pronats.de/informationen/die-kinderbewegungen/
www.mygoodshop.org/blog/haiti/arbeitende-kinder-ver-
langen-ihre-rechte/
www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/bolivien-kinder-gru-
enden-eine-gewerkschaft-a-867380.html

◗ 5. Gruppe
Welche nationalen Organisationen beschäftigen sich mit 
dem Kampf gegen Kinderarbeit? Wie arbeiten die Organisa-
tionen? Welche konkreten Ziele verfolgen sie? Recherchiert 
im Internet und führt die gesammelten Informationen zu-
sammen. Plant in eurer Gruppe, welche Informationen und 
Belege ihr verwenden wollt. Erstellt eine Tabelle mit den 
Organisationen und ihren Aktivitäten.
Internetlinks zur Recherche:
www.aktiv-gegen-kinderarbeit.de
www.kindernothilfe.de
www.tdh.de

◗ 6. Gruppe
UNICEF ist keine Nichtregierungsorganisation, sie hat aber 
in Deutschland viele kleine Aktionsgruppen, die sich für 
Kinderrechte einsetzen. Daneben gibt es die Kinder- und 
Jugendinitiative younicef. Recherchiert, wie man sich bei 
younicef engagieren kann. Sucht euch eine Aktion aus, 
die euch besonders anspricht, und präsentiert sie den an-
deren. 
Internetlinks zur Recherche:
www.younicef.de/home.html

◗ 7. Gruppe
Ihr kennt die Gründe für Kinderarbeit. Startet eine Foto-
aktion, um auf die Ursachen und Folgen von Kinderarbeit 
aufmerksam zu machen. Was wünscht ihr euch für Kinder-
arbeiterinnen und Kinderarbeiter weltweit? Was soll/muss 
sich ändern, damit Kinderarbeit weltweit abnimmt?
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B 6 Frauenrechte – ein Wörterbild

Überlegt euch, in welcher Form bei den genannten Stich-
worten Mädchen und Frauen hierzulande, aber auch in an-
deren Ländern in ihren Rechten verletzt werden können. 
Entwickelt aus der Wörtersammlung eine Mindmap zu den 

B 7 Artikel 3 Grundgesetz – Stops and Gos

(1) Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich.

(2) Männer und Frauen sind gleichberechtigt. Der Staat 
fördert die tatsächliche Durchsetzung der Gleichbe-
rechtigung von Frauen und Männern und wirkt auf die 
Beseitigung bestehender Nachteile hin.

(3) Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner 
Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner 
Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner reli-
giösen oder politischen Anschauungen benachteiligt 
oder bevorzugt werden. Niemand darf wegen seiner 
Behinderung benachteiligt werden.
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verschiedenen Lebensbereichen und ergänzt sie um eure ei-
genen Ideen. Wählt einzelne Themenfelder aus und vertieft 
diese gemeinsam.

Gehalt • berufl iche Karriere • Arbeitsteilung im Haushalt • Kinderbetreuung • Zuhause • freie Berufswahl • Heirat 
• freie Gestaltung der Freizeit • Zugang zu Nahrung • Erbschaft • Zugang zu Bildung • Zugang zu Hochschulbil-
dung • Eigentum • selbstbestimmtes Leben • politische Ämter • gesundheitliche Versorgung • gesellschaftliche 
Anerkennung • Landbesitz • Religion • kulturelle Praktiken • sexuelle Selbstbestimmung • freie Beziehungswahl 
• Vereine • Chancengleichheit • Arbeitsplatz • körperliche Unversehrtheit • Familie • Gleichbehandlung • soziale 
Absicherung • Teilnahme am öffentlichen Leben
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B 8 »Gewöhn dich lieber gleich dran«

B 9 Equal Pay Day

Am 21. März 2014 war wieder Equal Pay Day – aber wie 
errechnet er sich eigentlich? Die statistisch ermittelte Diffe-
renz zwischen den durchschnittlichen Bruttostundenlöhnen 
der Männer und denen der Frauen beträgt 22 Prozent. Diese 
Ungleichbewertung von Erwerbsarbeit sagt einiges aus über 
den erreichten Stand der Gleichberechtigung der Geschlech-
ter in Deutschland – für deren vollständige Verwirklichung 
sich die Kampagne zum Equal Pay Day einsetzt. Der Aktions-
tag markiert den Zeitraum im Jahr, den Frauen bei gleichem 
Arbeitsvolumen (bezogen auf die Männer) ohne Bezahlung 
(»für lau«) arbeiten: 22 Prozent von 365 Tagen = 80 Tage.

Journal zum Equal Pay Day 2014: … und raus bist du? 
Minijobs und Teilzeit nach Erwerbspausen, hrsg. von BPW 
Germany e. V., 2014 (www.equalpayday.de/fi leadmin/epd/
Dokumente/Allgemein/EPD_Journal_2014.pdf)
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Im Jahr 2012 organisierten der Deutsche Frauenrat 
und der Deutsche Gewerkschaftsbund unter dem Motto 
»Recht statt billig« eine Protestkundgebung vor dem 
Brandenburger Tor in Berlin. 
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◗ Welche Forderungen lassen sich a) an die Bundes-
regierung, b) an die Arbeitgeber und Gewerkschaften, 
c) an Männer und Frauen in der Arbeitswelt formulieren? 
Gestaltet Forderungskataloge mit »Stops and Gos«, auch 
vor dem Hintergrund von B 7.

◗ Setze die Karikatur B 8 in Beziehung zu den Texten B 7, 
B 9 und B 10. Welche Gründe für die ungleiche Bezahlung 
werden angeführt? Halte deine Ergebnisse in der Tabelle 
fest (B 10).
◗ Frage deine Eltern, wie die Bezahlung an ihrer Arbeits-
stelle geregelt ist. Werden die Entlohnungen in den ein-
zelnen Abteilungen für Männer und Frauen offengelegt?

 Arbeitsanregungen B 7 – B 10
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In Deutschland verdienen Frauen durchschnittlich 23 Pro-
zent weniger Geld als Männer. Obwohl Frauen inzwischen 
sogar besser qualifi ziert ins Berufsleben einsteigen, hält 
sich die Einkommenslücke beharrlich. Im EU-Vergleich ist sie 
nur in Estland, der Tschechischen Republik und Österreich 
noch größer. Warum eigentlich? Frauen wählen schlechter 
bezahlte Berufe, steigen langsamer auf als Männer, ver-
handeln bescheidener und werden noch immer in einer 
männlich geprägten Arbeitskultur benachteiligt. Außerdem 
hat Geschlechterdiskriminierung durch die Gesetzgebung in 
Deutschland eine lange Tradition. Der »Gender Wage Gap« 
(Geschlechter-Einkommenslücke) ist in weiten Teilen das 
Resultat von anderthalb Jahrhunderten konservativer Ar-
beitsmarkt- und Familienpolitik. 

Die einst innovative Bismarcksche Sozialgesetzgebung sah 
den Mann als Alleinverdiener vor. Soziale Berufe wurden als 
Überbrückung bis zur Ehe gefördert, nicht als Karrierewege. 
Nach dem Zweiten Weltkrieg übernahm die Bundesregierung 
das Grundprinzip der »Einverdienerehe« aus der Nazizeit 
und goss es 1958 in ein neues Gesetz – das Ehegatten-
splitting, das noch heute Bestand hat. Für Kritiker ist des-
halb das (…) Betreuungsgeld der heutigen Bundesregierung 
ein Schritt zurück in die Vergangenheit. Die Prägung der 
Adenauer-Zeit scheint nachzuwirken. Was bedeutet das für 
Arbeitnehmerinnen heute? Laut Statistischem Bundesamt 
erklären »unterschiedliche arbeitsplatzrelevante Merkmale 
von Männern und Frauen« rund zwei Drittel der aktuellen 
Einkommenslücke: Frauen fangen besser qualifi ziert an zu 
arbeiten als je zuvor, entscheiden sich aber häufi ger für 
schlecht bezahlte soziale Berufe und bleiben auf der Karriere-
leiter früher stehen. Teilzeitarbeit und Babypausen sind in 
den meisten Branchen immer noch die effektivsten Karriere-
killer. Kontinuität und physische Präsenz am Arbeitsplatz 
hingegen werden belohnt. Selbst klassische »Frauenberufe« 
sind eigentlich für Männer lukrativer: Krankenschwestern 
verdienen im Durchschnitt weniger als ihre männlichen Kol-
legen. 

Doch was erklärt das letzte Drittel der 23 Prozent, das amt-
liche Statistiken nicht abbilden können? Die Gehaltslücke 
klafft besonders weit auf Führungsebenen – etwa dann, 
wenn Verhandlungsgeschick über weitgehend intranspa-
rente Gehälter entscheidet. Studien belegen, dass Frauen in 
Einstellungsgesprächen tatsächlich oft zu niedrige Gehalts-
vorstellungen haben. Auch werden Frauen noch immer mit 
dem Vorurteil konfrontiert, dass sie als Zweitverdiener in der 
Familie weniger Geld bräuchten. 

Müssen Frauen also einfach lernen, selbstbewusster aufzu-
treten und härter zu verhandeln? Nicht unbedingt, meint 
die Wirtschaftswissenschaftlerin Elke Holst vom Deutschen 
Institut für Wirtschaftsforschung: »Einfach das Verhand-
lungsverhalten von Männern zu kopieren kann auch ein 
Problem sein. Hartes Verhandeln bei einer Frau wird anders 
beurteilt als bei einem Mann in der gleichen Situation.« Das 
Mannweib sein oder die liebe Kollegin ist also nach wie vor 
die Entscheidung, vor der viele Frauen in der Geschäftswelt 
stehen. Oft verhindert das Frausein allerdings, dass es über-
haupt zum Jobangebot kommt. Führungskreise in Organisa-
tionen besitzen die Eigenschaft, sich selber zu reproduzieren 
und Nachwuchs mit ähnlichen Merkmalen einzustellen. Das 
hat im Kern wenig mit Geschlechterdiskriminierung zu tun, 
wirkt sich aber für Frauen nachteilig aus: Manager küren 
instinktiv ihre eigenen – meist männlichen – Ebenbilder 
zu Nachfolgern. Auch ist es für Frauen schwieriger, sich in 
männlich dominierte Seilschaften einzuhängen. Besonders 
in großen Unternehmen sind informelle Karrierenetzwerke 
etablierter und für Frauen schwerer zugänglich, aber von 
essenzieller Bedeutung für den Aufstieg. 

Die ZEIT vom 2. Juli 2012 (Selma Stern)

B 10 Warum verdienen Frauen weniger als Männer?

Ursachen der Geschlechter-Einkommenslücke

familiäre 
Gründe

»historische« 
Gründe

rechtliche 
Gründe

persönliche 
Gründe
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B 11 Gewalt gegen Frauen

Frauen erfahren zu Hause, am Arbeitsplatz, in der Öffentlich-
keit und im Internet Gewalt. Das Ausmaß dieser Gewalt zeigt 
ein neuer Bericht der Agentur der Europäischen Union für 
Grundrechte (FRA), der die Ergebnisse der weltweit größten 
Erhebung über Gewalt gegen Frauen vorstellt. 

»Die Ergebnisse dieser Erhebung können und dürfen nicht 
ignoriert werden«, betonte der FRA-Direktor Morten Kjae-
rum: »Körperliche, sexuelle und psychische Gewalt gegen 
Frauen ist eine gravierende Menschenrechtsverletzung, die 
in allen EU-Mitgliedstaaten anzutreffen ist.« Kjaerum er-
klärte weiter: »Das enorme Ausmaß des Problems verdeut-
licht, dass Gewalt gegen Frauen nicht nur einige wenige 

Frauen betrifft, sondern sich tagtäglich auf die gesamte 
Gesellschaft auswirkt. Politiker und Politikerinnen, Interes-
senvertreter und Interessenvertreterinnen der Zivilgesell-
schaft sowie Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen von Hilfs-
einrichtungen müssen deshalb gemeinsam ihre bisherigen 
Maßnahmen einer kritischen Prüfung unterziehen, um das 
Problem der Gewalt gegen Frauen in jedem Bereich der Ge-
sellschaft anzugehen.«

In der Erhebung wurden Frauen zu ihren Erfahrungen mit 
körperlicher, sexueller und psychischer Gewalt, einschließ-
lich häuslicher Gewalt, befragt. Thema der Befragung waren 
auch Stalking, sexuelle Belästigung und die Rolle, die neue 
Technologien bei Missbrauchserfahrungen spielen. Die Er-
hebung enthielt auch Fragen zu Gewalterfahrungen der 
Frauen in ihrer Kindheit. Die in dem Bericht dargestell-
ten Erhebungsergebnisse lassen keinen Zweifel daran, dass 
ein breites Spektrum unterschiedlicher Gruppen, wie etwa 
Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen, medizinisches Fachper-
sonal und Internetprovider, Maßnahmen zur Bekämpfung 
von Gewalt gegen Frauen treffen muss. Um die Situation 
zu verbessern, hat die FRA eine Reihe von Stellungnahmen 
ausgearbeitet. Diese sollen politische Entscheidungsträger 
und -trägerinnen der EU und ihrer Mitgliedstaaten dabei 
unterstützen, umfassende Maßnahmen zur Verhütung und 
Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen einzuführen und um-
zusetzen.

© Agentur der Europäischen Union für Grundrechte 
vom 5. März 2014 
(http://fra.europa.eu/en/media/press-packs/vaw-survey)

Ihr seid auf einer großen öffentlichen Party. Veranstal-
ter ist die örtliche Bierbrauerei. Am Eingang steht der 
Sicherheitsdienst und überprüft alle Gäste nach Alkohol 
bzw. führt eine Alterskontrolle durch, so wie es das Ju-
gendschutzgesetz vorsieht. Die Stimmung im Partyzelt ist 
ausgelassen und gut. Die Menge steht dicht gedrängt und 
es gibt kaum freie Wege, um seine Position zu verändern. 
Ein paar Mädchen drängen sich durch die Menge, um zur 

B 12 Ein Szenario

Tanzfl äche zu kommen. Auf der halben Strecke stehen ein 
paar junge Männer, die jedem Mädchen, das vorbeiläuft, 
an den Hintern fassen oder diese zwicken. Die meisten 
Mädchen reagieren nicht und laufen einfach weiter. Doch 
einige wehren sich und schreien die jungen Männer an. 
Daraufhin werden sie von diesen grob geschubst und an-
gepöbelt. 

werden, zu beenden? Simuliert ein Gespräch mit unter-
schiedlich verteilten Rollen, z. B. betroffene Mädchen, 
der Sicherheitsdienst, der Veranstalter, das Stadtjugend-
referat. Welche Verantwortung trägt der Veranstalter, um 
solche Situationen zu vermeiden bzw. zu stoppen? 

◗ Wertet die Aussagen in B 11 aus. Überlegt, welche 
Gründe für die Gewalt gegen Frauen mitverantwortlich 
sind. Welche staatlichen und nichtstaatlichen Akteure 
sind nach Meinung der Experten gefordert zu handeln? 
Was können diese tun? 
◗ Was könnten die Mädchen oder Dritte tun, um die 
körperlich-sexuellen Übergriffe, die in B 12 geschildert 

 Arbeitsanregungen B 11 und B 12
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Stumm, aber eindrucksvoll gegen Gewalt gegen Frauen – 
eine Demonstration im September 2014.
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B 13 Mehr als 50 Millionen Menschen sind weltweit auf der Flucht

B 14 Die zehn Hauptherkunftsländer der Asylsuchenden in Deutschland 2013

Alle vier Sekunden ist ein Mensch gezwungen zu fl iehen, 
seine Heimat und sein Zuhause zurückzulassen, so der Be-
richt »Global Trends 2013« des UN-Flüchtlingshilfswerks 
UNHCR. Insgesamt 51,2 Millionen Menschen waren im Jahr 
2013 Flüchtlinge, Binnenvertriebene oder Asylsuchende. 
(...) Die traurige Rekordmarke bedeute eine gewaltige Zahl 
von Menschen, die auf humanitäre Hilfe angewiesen sei. (...) 
Die große Mehrheit aller Menschen auf der Flucht ist dabei 
weit weg von den Industrienationen. Mehr als 33 Mio. sind 
sogenannte Binnenvertriebene, die innerhalb der eigenen 
Heimat aus ihren Dörfern und Städten fl iehen mussten, teils 
vor Konfl ikten, teils vor Hunger und Not. Syrien allein zählte 
im vergangenen Jahr 6,5 Mio. im Land Vertriebene.

Die Zahl der nach UN-Konvention anerkannten Flüchtlinge 
belief sich auf 16,7 Mio. Davon betreut das UNHCR 11,7 Mio., 
für die restlichen 5 Mio. ist das UN-Hilfswerk für Palästina-
Flüchtlinge (UNRWA) zuständig. Die Hälfte ist noch minder-
jährig. Auch das sei der höchste Wert seit zehn Jahren, so 
das Ergebnis der UNHCR-Erhebungen. Vor allem der syrische 
Bürgerkrieg und die zahlreichen Konfl ikte in Sub-Sahara-

Afrika sind laut den Vereinten Nationen für den deutlichen 
Anstieg der Flüchtlingszahlen verantwortlich.

Europa ist dabei nur ein fernes Ziel der Schutzsuchenden. 
86 Prozent der Betroffenen fl ohen in ein Entwicklungsland, 
oft in einen Nachbarstaat. »Die Anrainerstaaten tragen stets 
die Hauptlast. Hier wird die EU bei ihrer Aufnahmebereit-
schaft einen größeren Beitrag leisten müssen, unabhängig 
von ihrer Hilfe vor Ort«, betonte der Misereor-Geschäftsfüh-
rer (...). Der Anteil derer, die es überhaupt an die Grenzen 
Europas schaffen, ist im Vergleich schwindend gering. Das 
Land, das mit weitem Abstand die meisten Flüchtlinge auf-
genommen hat, ist Pakistan. Mehr als 1,6 Mio. Menschen 
haben in dem südasiatischen Land Zufl ucht gesucht. Etwas 
weniger als halb so viele, je rund 850.000 Menschen, fl ohen 
in den Iran oder in den Libanon. In ganz Europa lebten Ende 
2013 etwa 1,8 Mio. Flüchtlinge. Davon hatte Frankreich mit 
rund 232.000 am meisten aufgenommen. In Deutschland 
waren es 187.600 Flüchtlinge.

KNA vom 21. Juni 2014 (Anna Mertens)

für die Frauen (B 14) der Anlass zum Verlassen ihrer 
Heimat gewesen sein? 
◗ Welche besonderen Bedarfe entstehen eurer Meinung 
nach, wenn ihr die Geschlechterverteilung einbezieht, vor 
allem in Bezug auf die Unterbringung und Versorgung von 
Männern und Frauen? 

◗ Benennt Gründe dafür, dass die meisten Flüchtlinge in 
ihren Nachbarländern Zufl ucht suchen. 
◗ Recherchiert im Internet die Menschenrechtssituation 
und die politische und wirtschaftliche Lage in den Her-
kunftsländern (B 14). Welche Fluchtgründe könnten die 
Menschen aus den jeweiligen Ländern haben?
◗ Welche geschlechtsspezifi schen Fluchtgründe können 

 Arbeitsanregungen B 13 – B 15

Russische
Föderation

50,9 %

49,1 %

69,3 %

30,7 %

65,6 %

34,4 %

50,6 %

49,4 %

70,5 %

29,5 %

50,9 %

49,1 %

55,7 %

44,3 %

89,5 %

10,5 %

53,0 %

47,0 %

73,2 %

26,8 %

73,7 %

26,3 %

Syrien, 
Arab. Republik

Serbien Afghanistan Mazedonien

Sonstige Herkunftsländer: 37.555

© 8421medien.deQuelle: BAMF

Iran, Islam. 
Republik

Pakistan Irak Somalia Eritrea

2013 gab es in Deutschland 109.580 Erstanträge von Asylsuchenden, davon aus:

R i h

14.887

S i

11.851

S bi

11.459

Af h i t

7.735

M d i IM

6.208

I lI

4.424

P ki tP

4.101

I k S

3.958

S liS

3.786

E it

3.616

Politik & Unterricht • 3/4-2014



39

B • Menschenrechte gelten für alle!

B 15 Hoffen auf ein besseres Leben: Afrikanische Flüchtlinge am Zaun von Melilla

Im spanischen Melilla schützt sich Europa mit einem scharf-
kantigen Zaun vor den Flüchtlingen Afrikas. Doch er hält 
die Migranten nicht ab, er erhöht nur die Zahl der Toten 
und Verwundeten. Die Abschreckung am Südrand Europas 
funktioniert nicht mehr, höchste Zeit, nach neuen Wegen im 
Umgang mit den Flüchtlingen zu suchen. (...)

Eine Bankrotterklärung stellt (...) der fast zwölf Kilometer 
lange Zaun um die spanische Exklave Melilla dar. Er besagt 
nichts anderes, als dass dem angeblich so zivilisierten 
Europa im Umgang mit Afrika und seinen Menschen nichts 
anderes eingefallen ist, als ihnen ein abschreckendes und 
mit messerscharfen Klingen gespicktes Hindernis in den Weg 
zu stellen. Ein Ding, das Körper blutig schreddert, sobald 
man versucht, es kletternd zu überwinden, und so wie es 
aussieht, wird man demnächst versuchen, es sogar noch 
ein Stück abschreckender und noch gefährlicher zu machen. 
Denn zum zweiten Mal in diesem Jahr haben es mehrere hun-
dert afrikanische Migranten geschafft, zerschunden, aber 
glücklich über den Zaun nach Melilla und damit ins gelobte 
Europa zu gelangen. (...)

Wenn sich eine Methode so offensichtlich als untauglich 
erwiesen hat, ist es höchste Zeit, nach neuen Wegen zu 
suchen. Es ist dies umso dringlicher, als der Zaun von Me-
lilla auch ein Wahrzeichen des Unrechts ist. Afrikaner, die 
den Zaun erreichen, haben Rechte. Sie haben das Recht 
auf Asyl, auf einen Anwalt, auf einen Dolmetscher. Doch 
wenn sie beim Überklettern von der spanischen Guardia 
Civil erwischt werden, dann schiebt man sie durch eine Tür 
im Zaun sofort zurück auf die marokkanische Seite. »Heiße 
Abschiebung« nennt sich das; es ist dies ein Verstoß gegen 
internationales Recht.

Dieser Zaun ist ein Zaun der Schande. Weil das kein Zustand 
sein darf, wird man nicht umhin können, für Afrikas Mi-
granten legale Zuwanderungsmöglichkeiten zu schaffen. Die 
Vorteile liegen auf der Hand, und zwar für alle Beteiligten. 

Betrachtet man die demografi sche Lage im alten Europa, 
dann sieht man, dass zum Beispiel Deutschland jedes Jahr 
um 200.000 Menschen schrumpft, Tendenz steigend. Die 
Nettozuwanderung gleicht das noch nicht mal zur Hälfte aus, 
es fehlt jetzt schon an Arbeitskräften, qualifi zierten, aber 
auch unqualifi zierten, etwa in der Landwirtschaft. Vorteile 
hätten auch die Migranten sowie die Länder, aus denen sie 
kommen. (...)

Win-win-Situation heißt es, wenn alle profi tieren, und ein 
Aspekt kommt noch dazu. Es sind Routen des Todes, auf 
denen Afrikaner versuchen, Europa zu erreichen. Sie durch-
queren Wüsten und Meere, werden dabei begleitet und ge-
knebelt von den Geiern der Schleuserbanden. Das ist reiner 
Horror, und dass Europa, die Hochburg der Freiheit und 
der Menschenrechte, dem seit vielen Jahren teilnahmslos 
zusieht, ist ein Skandal sondergleichen. Würde man legale 
Zuwanderung ermöglichen, wäre Migration endlich entkri-
minalisiert, und das sinnlose Sterben auf den Marterpfaden 
hätte ein Ende.

Doch die traurige Wahrheit ist, dass es in Europa nur eine 
mangelhafte Flüchtlingspolitik und überhaupt keine Mi-
grantenpolitik gibt. Menschen, die nicht wegen politischer 
Verfolgung nach Europa kommen, sondern weil sie arbeiten 
und so der Armut entrinnen wollen, sind zwar immer mal 
wieder Thema in Sonntagsreden, aber weiter geht es nicht. 
Die Folgen kennt man: Die Migranten, die es über den Zaun 
oder das Mittelmeer schaffen, führen bei uns eine äußerst 
prekäre Existenz als Illegale am Rande der Gesellschaft, aus-
gebeutet, erniedrigt, mit einem Bein in der Abschiebehaft, 
im günstigsten Fall geduldet. (...)

www.sueddeutsche.de vom 31. Mai 2014 (Stefan Klein)
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B 16 Endstation Sehnsucht – vier Menschen auf der Flucht

Tsige (25, Kindermädchen) und Nigussea (28, Soldat 
und Mechaniker) aus Asmara in Eritrea. Sie sind ver-
heiratet. Tsige erzählt: 

»Geboren bin ich in Äthiopien, aber dann kamen Bürger-
krieg und Teilung, bevor ich die Schule beenden konnte. 
Meine Mutter stammt aus Addis Abeba, doch mein Vater 
aus Asmara, deshalb sind wir damals in Eritrea gelandet. 
Meine Familie lebt nun auf beide Länder verteilt. In 
Eritrea müssen alle jungen Menschen zum Militärdienst, 
Männer wie Frauen. Sie sagen dir hier nicht, wann er 
endet, er geht einfach immer weiter, über Jahre, und er 
ist völlig sinnlos. Nigussea war schon beim Militär, aber 
ich wollte diesen Dienst absolut nicht machen. Deshalb 
beschlossen wir, in den Sudan auszureisen. 

Das war 2004. Wir haben dann vier Jahre in Khartum 
gelebt. Als Illegale. Ich habe als Kinderfrau gearbeitet, 
Nigussea als Mechaniker. Man lebt bei den Leuten, für die 
man schwarz arbeitet. Als Ausländer wirst du dort ständig 
angebettelt, auch wenn du selbst nichts hast. Als Eritreer 
sind wir leicht zu erkennen. Und die Polizei kontrolliert 
dich auf der Straße, wann immer sie dich sieht. Wenn 
du keine Papiere hast, musst du zahlen; wenn du nicht 
zahlen kannst, wirst du verhaftet; wenn du verhaftet 
wirst, wirst du geschlagen. Wir beschlossen irgendwann, 
nach Libyen weiterzufl iehen, weil man von dort leichter 
nach Europa kommt. 

Die Tour nach Kufra, einer Oase im Süden Libyens, kostet 
1.500 Dollar pro Person. Man reist 15 Tage durch die 
Sahara, eingepfercht zwischen vielen anderen Flüchtlin-
gen, auf der Ladefl äche eines Lasters. Es gibt kein Wort, 
das diese Reise treffend beschreiben könnte. Zwei Tage 
vor Ankunft war unser Wasservorrat aufgebraucht. Bei 
50 Grad Hitze oder so. Einige Passagiere sind einfach 
tot von der Ladefl äche gekippt, auch wir selbst wären 

fast verdurstet. Soldaten haben uns überfallen und be-
raubt. Sie greifen sich einfach irgendwelche Mädchen vom 
Laster und vergewaltigen sie. Ich hatte Glück, ich konnte 
mich hinter Nigussea verstecken. In Kufra wurden wir 
auf kleinere Laster verteilt und unter Planen versteckt. 
Irgendwann erreichten wir Tripolis. Dort haben wir drei 
weitere Jahre illegal gelebt. Ich habe meistens geputzt, 
Nigussea hat irgendwas für Leute repariert. 

Aber im Grunde war Libyen schlimmer als der Sudan. Als 
schwarze, illegale Christen waren wir der letzte Dreck. 
Vogelfrei. Der Rassismus der Araber ist entsetzlich. Deine 
Arbeitgeber bezahlen dich oft nicht, ich bin kaum in die 
Kirche gekommen, es ist fast unmöglich, sich frei zu be-
wegen, auch, weil ich nicht verschleiert war. Und immer 
wieder Polizei. Ich habe gesehen, wie schwangere Frauen 
dort so geschlagen wurden, dass sie ihr Baby verloren. 
Andere waren verkrüppelt danach. 

2008 versuchten wir das erste Mal, mit dem Schiff nach 
Italien zu kommen, was extrem schwer war, weil Gaddafi  
die Grenzen fast dicht gehalten hat. Wir sind von Tripolis 
aus gestartet, nachts. Aber der Kahn war so überfüllt, 
dass er schon nach wenigen Metern auseinanderbrach. 
Ein Mann ist ertrunken, die anderen sind zurück an Land. 
Unser Geld, 1.000 Dollar pro Kopf, war natürlich weg. Also 
weitere zwei Jahre sparen in Libyen. Das war unglaub-
lich enttäuschend! Erst durch den Bürgerkrieg ergab sich 
wieder eine Chance. Der Preis war wieder 1.000 Dollar pro 
Kopf, aber wir hatten wohl Glück damit, andere Passagiere 
haben 3.000 bezahlt. Die Preise werden frei verhandelt 
und sind natürlich unfair. Jeder verdient mit. Von der 
Polizei bis zum Schlepper. Wir sind abends los. Aber nach 
zwei Tagen waren wir orientierungslos, und das Benzin 
war alle. Eine Frau hat ihr Baby auf dem Boot zur Welt 
gebracht. Zum Glück hat die italienische Marine uns he-
rausgefi scht, bevor jemand starb. Fünf Freunden von uns 
erging es schlimmer, sie sind vor knapp zwei Wochen mit 
ihrem Boot untergegangen. Alle sind ertrunken. 

Wir sind mit der Marine am 27. März in Lampedusa gelan-
det und nach Mineo gebracht worden. Nun haben wir Asyl 
beantragt. Wo wir leben wollen? Uns ist jeder Ort recht, 
solange es ein freier Ort ist. Wir würden gern von unseren 
Familien hören. Und ich wünsche mir endlich ein Baby.«
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Tausende Flüchtlinge ertrinken im Mittelmeer auf ihrem 
Weg nach Europa. Das Foto zeigt einen völlig überfüllten 
Kahn mit Flüchtlingen vor der sizilianischen Küste. 
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Abdoul (31, Schneider) aus Khartum im Sudan 
erzählt:

»Eigentlich stamme ich aus El Fasher in Darfur. In die 
Hauptstadt Khartum bin ich im Jahr 2000 gegangen, 
um dort zu arbeiten. Ich kann nähen und habe es als 
Schneider versucht. Aber schon drei Jahre später hat der 
Darfur-Konfl ikt meine Situation unerträglich gemacht. 
Fast meine ganze Familie ist zu Hause getötet worden. 

Auch in Khartum weiß natürlich jeder, dass ich aus Darfur 
komme. Der tägliche Rassismus war unerträglich. Ich habe 
über einen Schlepper meine Fahrt nach Libyen organi-
siert. 15 Tage auf einem Laster für 600 Dollar. Die Reise ist 
die Hölle, aber irgendwie funktioniert sie. In Libyen war 
ich mehr als sieben Jahre. Meine Situation war im Prinzip 
ähnlich wie in Khartum, außer, dass ich nun auch illegal 
war: Gelegenheitsjobs, Polizeiverhöre, Prügel. 

Die Überfahrt nach Lampedusa war viel weniger schlimm 
als alles, was vorher war. Ich habe Asyl beantragt. Am 
liebsten würde ich aber zu meinem Bruder. Der hat es nach 
Amsterdam geschafft und lebt nun dort.«

Süddeutsche Zeitung vom 23. April 2011 (Marten Rolff)

Luwasegi (18, Schüler) aus Ibadab in Nigeria 
erzählt:

»Mein Vater war ein christlicher Politiker. Er kam vor 
vier Jahren bei Unruhen wegen der Regionalwahlen in 
Ibadan ums Leben. Es war kein klassisches Attentat, nur 
eine aufgebrachte Menge. Wenn du bei uns den Vater 
verlierst, bist du am Arsch. Ich habe drei Brüder und 
eine Schwester. Meine Mutter hat für 2.000 Dollar unser 
ganzes Land verkauft, um mir den Flug nach Libyen zu 
zahlen. Als Investition. 

Ein Freund hatte erzählt, dass sie dort Fußballer suchen, 
das war mein Traum. Einige werden sagen: Warum spielst 
du nicht in Nigeria, die sind doch viel besser als die 
Libyer? Aber bei uns will jeder Fußballer werden. Und in 
Libyen bezahlen sie dich in Dollar, wenn du Glück hast. 
Manche Nigerianer versuchen sogar, im Sudan Profi  zu 
werden. Aber in Libyen lief es mies. Neun Monate Tripolis, 
aber der Club hat mir keinen Cent gezahlt. Morgen, hieß 
es immer. 
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Kinder in einem Flüchtlingslager am Stadtrand von 
Tripolis (Libyen).

Mit der Revolution wurde es auch gefährlich, weil die Re-
bellen denken, dass die Schwarzen Gaddafi  unterstützen, 
damit sie im Land bleiben dürfen. Ein tödliches Gerücht! 
Ich habe 700 Dinar für die Überfahrt nach Lampedusa be-
zahlt. Nach 27 Stunden waren wir da. Ich will hier nichts 
geschenkt. Ich glaube an mein Talent. Wenn ich erst diese 
blöden Papiere habe, dann werde ich den Europäern schon 
beweisen, wie gut ich spiele.«

Drittstaat abschieben würdet und inwieweit der grund-
sätzliche Flüchtlingsschutzauftrag damit vereinbar ist. 
Nehmt verschiedenfarbige Stifte und markiert auf einer 
Weltkarte Staaten, die eurer Meinung nach sicher sind 
(z. B. grün), nicht sicher sind (z. B. rot) oder bei denen 
ihr euch unsicher seid (z. B. orange). 
Recherchehilfen: www.hrw.org (englisch) oder www.am-
nesty.org bzw. www.proasyl.de.

◗ Vier junge Menschen berichten von ihrem Leben und 
Flüchtlingsschicksal. Welche Gründe nennen die vier Per-
sonen, die sie bewogen haben, ihre Heimat zu verlassen? 
Auf welchem Weg sind sie nach Europa gekommen und 
welche Erfahrungen mussten sie dabei machen? Welche 
Hoffnungen haben sie mit Europa verknüpft? 
◗ Was bedeutet im europäischen Asylsystem »Sicherer 
Drittstaat«? Beurteilt selbst anhand der Auswahl einzelner 
»sicherer Drittstaaten«, ob ihr einen Menschen in diesen 

 Arbeitsanregungen B 16
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B 17 Leitfaden für ein Gespräch mit Asylsuchenden

Leitfaden

  1. Würden Sie uns Ihr Leben in Ihrer Heimat beschreiben? Was haben Sie gelernt? Was haben 
Sie gearbeitet?

  2. Warum haben Sie Ihre Heimat verlassen? 

  3. Sind Sie alleine oder mit Ihrer Familie gefl ohen?

  4. Wie haben Sie die Flucht erlebt? War sie gefährlich?

  5. Wie waren Ihre ersten Erfahrungen mit der Aufnahme von Flüchtlingen hier in Europa? 

  6. Wie gingen die zuständigen Behörden mit Ihnen um? Wie sind Sie aufgenommen worden? 

  7. Wie läuft Ihr Asylverfahren? Ist es noch im Gange oder schon abgeschlossen? 

  8. Waren Sie von Anfang an gut informiert über Ihre Rechte? 

  9. Fühlen Sie sich fair und unvoreingenommen behandelt? Erfahren Sie rechtliche und 
sprachliche Unterstützung?

10. Wie sieht Ihre Versorgung aus? 

11. Was machen Sie den Tag über? Würden Sie uns einen Tag in Ihrem gegenwärtigen Leben 
beschreiben?  

12. Was wünschen Sie sich für Ihre Zukunft?

13. Welche Ratschläge würden Sie jemandem geben, der – wie Sie – hier angekommen ist? 

14. Was vermissen Sie am meisten aus Ihrer Heimat? 

In einem Gespräch ist es wichtig, dass man offene 
Fragen stellt, die es der Person ermöglichen, frei zu 
erzählen. Beachtet, dass Asylsuchende möglicher-
weise traumatisiert sind oder Angst davor haben, 
Aussagen zu machen, die ihren Asylantrag gefähr-
den könnten. Wenn eine Person also nicht auf eure 
Fragen antworten will, dann nehmt das nicht persön-
lich, es kann eine Schutzreaktion sein. Hier fi ndet 
ihr ein paar mögliche Fragen, die euch helfen, die 
Lage der Personen vor, bei und nach der Flucht zu 
erfahren.

Habt ihr schon jemals mit Asylsuchenden gespro-
chen? Wisst ihr, wo sie untergebracht sind? Nutzt die 
Möglichkeit, sie in ihren Unterkünften zu besuchen 
oder in den Unterricht einzuladen. Informiert euch 
aber zuvor bei den betreuenden Personen und Insti-
tutionen und erkundigt euch, wie ihr am besten ein 
Gespräch organisieren könnt. Erkundigt euch auch, 
wer im Moment in der Unterkunft lebt, aus welchen 
Ländern die Menschen kommen, und bereitet euch 
entsprechend vor. Beachtet, dass die meisten Asyl-
suchenden kein Deutsch sprechen. Vielleicht benö-
tigt ihr Übersetzungshilfen.

Auf euer Gespräch einstimmen könnt ihr euch mit folgendem Film: www.youtube.com/watch?v=__cRErXCV-Q

Ein ganz anderes Konzept für eine Asylunterkunft bietet das Grandhotel Cosmopolis: http://grandhotel-
cosmopolis.org/de/
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B 18 Richtig oder falsch?

Prüft euer Wissen. Recherchiert die Antworten im Internet 
oder fragt bei Behörden oder Flüchtlingsverbänden nach, 
z. B. unter www.bamf.de. Welche Änderungen brachte der 

falschrichtig

Asylbewerberinnen und Asylbewerber können sich nach 
ihrer Ankunft eine eigene Wohnung suchen.

In den Gemeinschaftsunterkünften haben Eltern und Kinder 
einen Anspruch auf getrennte Zimmer. 

In den Asylunterkünften sind Gemeinschaftsbäder 
und -küchen die Regel.

Asylbewerberinnen und Asylbewerber können frei entscheiden, 
wo sie in Deutschland wohnen möchten. 

Asylbewerberinnen und Asylbewerber dürfen gleich nach 
ihrer Ankunft eine Arbeitsstelle suchen und annehmen.

Asylbewerberinnen und Asylbewerber müssen 
gemeinnützige Arbeiten übernehmen.

Flüchtlingskinder unterliegen in Baden-Württemberg 
der Schulpfl icht.

Asylbewerberinnen und Asylbewerber bekommen lediglich 
Essenspakete und Gutscheine, z. B. für Kleidung. 

Asylbewerberinnen und Asylbewerber brauchen erst 
eine Genehmigung, um zum Arzt gehen zu können.

Asylbewerberinnen und Asylbewerber dürfen kostenlos 
die öffentlichen Verkehrsmittel nutzen.

Asylbewerberinnen und Asylbewerber können innerhalb Deutschlands 
überallhin Ausfl üge machen oder Verwandte besuchen. 

Asylbewerberinnen und Asylbewerber dürfen an Kommunal-, 
Landtags- und Bundestagswahlen teilnehmen.

sogenannte »Asylkompromiss« vom September 2014 für die 
Asylbewerberinnen und Asylbewerber in Deutschland?
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C • Menschenrechtsverletzungen und Schutz 
ausgewählter Menschenrechte
Materialien C 1 – C 11

C 1 Pressefreiheit

C 2 Pressefreiheit weltweit im Jahr 2014
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C 3 Presse- und Meinungsfreiheit in der Demokratie

C 4 Was bedroht die Presse- und Meinungsfreiheit?

Welchen Beitrag leistet die Presse- und Meinungsfreiheit für eine transparente, vielfältige und tolerante Demokratie? 
Diskutiert und ergänzt die Liste.

… damit wir von politischen und gesellschaftlichen Ereignissen in anderen Ländern erfahren;

Presse- und Meinungsfreiheit ist wichtig, …

… weil sie Veränderungen in der Gesellschaft anstößt;

… weil sie die Basis einer freien und offenen Gesellschaft ist;

… weil ich dann unterschiedliche Meinungen zu einem Thema kennen lerne;

… weil sie zur Transparenz von politischen Entscheidungen beiträgt;

Weitere Lösungsvorschläge auf S. 15

Diskutiert und ergänzt die Liste.

Die Presse- und Meinungsfreiheit ist bedroht, …

… wenn Medien zensiert werden und nur regimefreundliche oder unpolitische Informationen zugelassen werden;

… wenn die Medien in den Händen weniger großer Konzerne liegen;

… wenn staatliches Fernsehen nur einseitig über politische Ereignisse im eigenen Land oder im Ausland informiert;

… wenn kritische Journalisten entlassen werden und ihre wirtschaftliche Existenz bedroht ist;

Weitere Lösungsvorschläge auf S. 15

hungen erleben Journalisten in den orange bis schwarz 
markierten Ländern? Welches Interesse hat eine Regierung 
wie z. B. in Russland, China oder Algerien, die Pressefreiheit 
einzuschränken bzw. erst gar nicht zuzulassen? Welche Kon-
sequenzen haben diese Einschränkungen der Pressefreiheit 
und der Arbeit der Journalisten auf die Meinungs- und 
Informationsfreiheitsrechte für die Menschen in diesen Län-
dern? Präsentiert euch eure Ergebnisse gegenseitig.
◗ Recherchiert, ob es auch in der Geschichte der Bundes-
republik Fälle oder Ereignisse gab oder gibt, in denen die 
Pressefreiheit durch staatliche Eingriffe oder Maßnahmen 
gefährdet war oder ist.

◗ Auf welche Problematik weist die Karikatur C 1 hin? Welche 
Auswirkungen kann ein Abhören von Gesprächen durch den 
Geheimdienst für die hier dargestellten Berufe haben? Was 
bedeutet das Abhören durch Dritte für die Rechte der je-
weiligen Klientel der dargestellten Berufe, also Patienten, 
Angeklagte, Gläubige und geheime Informanten? 
◗ Weltweit ist die Pressefreiheit gefährdet, es gibt immer 
wieder Eingriffe in die Arbeit und das Leben von Journalis-
tinnen und Journalisten. Sucht euch in einer Kleingruppe 
vier Länder aus, die auf der Karte von »Reporter ohne 
Grenzen« (C 2) gelb, orange, rot und schwarz gekennzeich-
net sind. Recherchiert nach den Gründen für die jeweilige 
Farbwahl. Welche konkreten Einschränkungen oder Bedro-

 Arbeitsanregungen C 1 und C 2
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C 5 Pressefreiheit in Gefahr

Ermordeter Journalist Sotloff: »Steve opferte 
sein Leben, um ihre Geschichten in die Welt 
zu bringen.«
Spiegel online, 04.09.2014

Übergriffe auf Journalisten in Montenegro 
sorgen für ein Déjà-vu-Erlebnis: Wieder 
wurden Regimekritiker zur Zielscheibe, die 
Täter sind erneut unbekannt. Es steht schlecht 
um die Pressefreiheit in dem EU-Kandidaten-
land.
Deutsche Welle vom 09.01.2014

Die Türkei hat gegen das Grundrecht 
auf Pressefreiheit verstoßen. Das hat der 
Europäische Gerichtshof für Menschenrechte 
entschieden. Zwei Journalisten hatten zu 
lange in Untersuchungshaft gesessen.
Spiegel online, 08.07.2014

Zensiert der Kreml Medien, wenn es um die 
Krise in der Ukraine geht? Einige Russen sind 
fest davon überzeugt. Aus Protest gingen sie 
in Moskau auf die Straße. Der Kreml ließ sie 
gewähren, aber nicht ohne vorzusorgen.
Deutsche Welle, 13.04.2014

Jähes Ende des Medienfrühlings in Birma
Fünf Journalisten werden zu je zehn Jahren Haft ver-
urteilt. Sie hatten über eine mutmaßliche Chemiewaf-
fenfabrik des Militärs berichtet.
taz vom 15.07.2014

Zerkratzte Chips, zerstörte Festplatte: Der 
»Guardian« hat ein Foto des Notebooks ver-
öffentlicht, das Mitarbeiter auf Geheiß der 
britischen Regierung unbrauchbar machen 
mussten. Das Bild steht für weit mehr als nur 
einen zerstörten Computer.
Spiegel online, 21.08.2013

Vera Araújo fi lmte, wie rüde ein Polizist in 
Brasilien mit einem Fan umging. Als Jour-
nalistin tat sie nur ihre Arbeit. Kurz darauf 
wurde sie verhaftet.
taz vom 22.06.2014

Russische Website feuert Chefredakteurin

Die Chefredakteurin einer der bekanntesten russischen 
Nachrichtenseiten ist am Mittwoch wegen der Ukraine-
Berichterstattung gefeuert worden. Galina Timtschenko 
wurde nach zehn Jahren von ihrem Posten bei Lenta.ru
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Wurde wegen kritischer Berichterstattung gefeuert: 
Galina Timtschenko, Chefredakteurin des russischen 
Nachrichtenportals Lenta.ru.

abgesetzt, wie die Website mitteilte. Der Eigentümer re-
agierte mit dem Schritt auf die Beschwerde staatlicher 
Medienkontrolleure, die Lenta.ru am Morgen die Verbrei-
tung von »Material extremistischer Natur« vorgeworfen 
hatten. (…)

Lenta.ru ist bekannt für die detaillierte Berichterstattung 
über Gegner von Präsident Wladimir Putin. So widmete 
sich das Portal ausführlich etwa der Punkband Pussy Riot 
und Oppositionsführer Alexej Nawalni. Die gefeuerte Chef-
redakteurin reagierte auf Facebook auf ihre Entlassung: 
»Das war‘s jetzt endgültig. Danke, es war sehr interessant.« 
Ihr Nachfolger kommt von einer Nachrichtenseite, die als 
Kreml-treu gilt.

Erst vergangene Woche hatte eine Moderatorin des Kreml-
nahen Fernsehsenders Russia Today die russische Politik in 
der Ukraine während einer Live-Sendung scharf verurteilt. 
Eine ihrer Kolleginnen kündigte aus demselben Grund vor 
laufenden Kameras. 

AFP vom 12. März 2014
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C 6 Türkisches Verfassungsgericht hebt YouTube-Sperre auf

C 7 Verhaftete Netzaktivisten im Jahr 2013

In der Türkei hat das Verfassungsgericht angeordnet, die 
von der Regierung angeordnete Sperrung der Videoplatt-
form YouTube aufzuheben. Das Verbot verletze individu-
elle Freiheitsrechte, hieß es Medienberichten zufolge zur 
Begründung des Urteils. Die Entscheidung der Richter sei 
bindend. (…)

Vor der Kommunalwahl Ende März hatte die Regierung erst 
den Kurznachrichtendienst Twitter und dann auch YouTube 
sperren lassen. Über Soziale Medien waren zuvor Telefon-
mitschnitte verbreitet worden, die Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdoğan unter Korruptionsverdacht brachten.

Die Twitter-Sperre hatte das Verfassungsgericht bereits am 
3. April wieder aufgehoben. Erdoğan hatte anschließend 
gesagt, die Regierung müsse das Urteil umsetzen, es aber 

nicht respektieren. Auch in anderem Zusammenhang hatte 
er Kritik am Verfassungsgericht geübt, dem er sinngemäß 
vorwarf, sich in die Regierungspolitik einzumischen.

Nach dem Ende der Twitter-Blockade hatte auch YouTube das 
Verfassungsgericht angerufen. Die Videoplattform ist in den 
vergangenen Wochen zumindest sporadisch wieder zugäng-
lich gewesen. Twitter hatte nach dem Ende der Blockade die 
Inhalte von zwei regierungsfeindlichen Konten mit knapp 
einer Million Nutzern in der Türkei gesperrt.

www.sueddeutsche.de vom 29. Mai 2014
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◗ Welche Rolle spielen die Sozialen Medien wie Twitter, 
YouTube und Facebook für euch?
◗ Begründe die Zusammenhänge zwischen der »Weltkarte« 
von »Reporter ohne Grenzen« (C 2) und der Karte über die 
verhafteten Netzaktivisten (C 7). 

◗ Recherchiert in Gruppenarbeit die Fälle in C 5 und er-
stellt jeweils eine kurze Präsentation. Wie hat sich die 
Situation in den Ländern seither entwickelt?
◗ Welche Gründe werden für die Entlassung der Journalis-
tin Timtschenko (C 5) genannt? Welche Bedeutung hat 
die Entlassung der Journalistin für die Pressefreiheit in 
Russland?
◗ Was hat dazu geführt, dass die türkische Regierung 
Twitter und YouTube gesperrt hat (C 6)? Wie argumentiert 
das türkische Verfassungsgericht?

 Arbeitsanregungen C 5 – C 7
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C 8 Wo Kinder schlafen!
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Bilal, 6 Jahre, Wadi Abu Hindi, 
Westjordanland

Indira, 7 Jahre alt, Kathmandu, 
Nepal
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Ahkohxet, 8 Jahre alt, Amazonas, 
Brasilien

Ja
m

es
 M

ol
lis

on

Politik & Unterricht • 3/4-2014



49

C • Menschenrechtsverletzungen und Schutz ausgewählter Menschenrechte

Dong, 9 Jahre alt, 
China
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Anonymous, 9 Jahre alt, 
Elfenbeinküste
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Alex, 9 Jahre alt, Rio de Janeiro, 
Brasilien
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C 9 Menschenwürdig wohnen

Was gehört eurer Ansicht nach zu einem menschenwürdigen Wohnen? Füllt die Tabelle aus und diskutiert gemeinsam, wie 
ihr den jeweiligen Punkt bewerten würdet.

sehr 
wichtig wichtig nicht so 

wichtig
gar nicht 
wichtig

Zugang zu sauberem Trinkwasser

Warmwasser

Heizung/Ofen

Strom

festes Gebäude

Fenster

Türen

eigenes Zimmer

mind. 10 qm Wohnfl äche pro Person

Toilette

Dusche oder Badewanne

Abwasserleitung

Müllabfuhr

Beleuchtung

Kochstelle

Kühlschrank

Spülmaschine

Waschmaschine

Couch

Tisch und Stühle

Schrank

eigenes Bett mit Matratze

Internet

Laptop oder Computer

Telefon oder Handy

Fernseher oder Radio

terkünfte dem Anspruch des Menschenrechts auf Wohnen? 
Was fehlt?

◗ Betrachtet die Fotos von den Schlafstätten der Kinder 
(C 8). Was fällt euch auf? Inwieweit entsprechen die Un-

 Arbeitsanregungen C 8
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C 10 Reichlich unfair

Weltweit fi nden Zwangsräumungen statt. Jahr für Jahr müs-
sen unzählige Menschen Stadtentwicklungs- und Stadt-
sanierungsprogrammen, Baulanderschließungen, Grund-
stücksaufwertungen und Immobilienspekulationen wei-
chen. Weitere Gründe sind auch große Infrastruktur-
maßnahmen, Bewässerungsprojekte, Landreformen oder 
Maßnahmen zur Rohstoff- oder Energiegewinnung, wie 
beispielsweise der Bau von Staudämmen. Nicht selten er-
folgen auch groß angelegte Räumungen und Umsiedlungen 
im Vorfeld sportlicher Großereignisse wie Fußballwelt-
meisterschaften oder Olympischen Spielen.
 
Das Recht auf angemessene Unterkunft verbietet nicht 
grundsätzlich Räumungen und Umsiedlungen. Es knüpft 
diese aber an strenge Aufl agen. Lest die beiden Texte und 
diskutiert, was die Behörden, die Polizei, die privaten In-

Harte Hand vor Fußball-WM: Raupen wälzen Favela 
in Rio platt

Zwei Monate vor der Fußballweltmeisterschaft in Brasilien 
haben Polizisten in der Nähe des legendären Maracanã-
Stadions gewaltsam eine Armensiedlung geräumt. Mindes-
tens sieben Menschen wurden den Behörden zufolge ver-
letzt und über zwanzig weitere festgenommen, als die Be-
amten Tausende von dem 50.000 Quadratmeter [entspricht 
ca. 7 – 8 Fußballfeldern; Anm. d. Red.] großen Areal ver-
trieben. Unter den Festgenommenen sind nach offi ziellen 
Angaben auch zehn Menschen, die nicht in dem Armenvier-
tel wohnen. Medien gaben die Zahl der Verletzten mit 19 
an – darunter zwölf Polizisten und drei Kinder.

Schon am Morgen umstellten mehr als 1.600 Polizisten das 
Areal mit einem Räumungsbefehl im Auftrag des Grund-
stückseigentümers, der Telefongesellschaft »Oi«. Zugleich 
rissen Kräne und Planierraupen die Holzhütten ein, in 

denen sich zum Teil noch die Habseligkeiten der Bewohner 
befanden. »Das also geschieht im Land der Weltmeister-
schaft«, riefen viele empört. 

Hunderte verzweifelte Bewohner und Nachbarn gingen 
daraufhin aus Protest auf die Straße. Wütende Jugendli-
che warfen Steine und Flaschen auf die Polizisten. Diese 
reagierten mit Tränengas und Gummigeschossen. Meh-
rere Busse und drei Übertragungswagen von örtlichen 
Radio- und Fernsehsendern gingen in Flammen auf. Die 
Polizei trieb die meisten Bewohner innerhalb von Minu-
ten auseinander. Etwa hundert Protestierende leisteten 
aber zunächst stundenlang Widerstand gegen die Beamten 
und weigerten sich, die Gebäude zu verlassen. Die Gewalt 
übertrug sich später auf benachbarte Siedlungen. Auch 
dort wurden Busse und Lastwagen sowie ein Polizeiwagen 
angezündet. Anwohner plünderten mehrere Supermärkte 
und drangen in Banken ein.

Die meisten Familien auf dem geräumten Gelände waren 
obdachlos oder außerstande, die hohen Mieten in ande-
ren Armenvierteln, den sogenannten Favelas, zu bezahlen. 
Ende März hatten rund 5.000 Menschen das seit Jahren 
leerstehende Gebäude auf dem Gelände besetzt und be-
gonnen, ringsherum Hütten zu errichten. Ganz in der Nähe 
steht das Maracanã-Stadion, wo bei der Weltmeisterschaft 
sieben Partien stattfi nden – darunter am 13. Juli das End-
spiel. 2016 werden in dem Stadion Wettbewerbe der Olym-
pischen Spiele ausgetragen.

AFP vom 12. April 2014

vestoren sowie die Bewohnerinnen und Bewohner besser 
machen könnten, um das Menschenrecht auf Wohnen zu 
achten und zu schützen. 
Die Übung eignet sich auch für ein Rollenspiel mit fol-
genden zu verteilenden Rollen:
Polizisten
Bewohner des Viertels
Behördenmitarbeiter
Bauarbeiter
Medienvertreter
Jugendliche
Supermarktbesitzer

Erarbeitet abschließend eine Liste mit Aufl agen und Hand-
lungsanleitungen, die zu beachten sind, damit das Men-
schenrecht auf Wohnen nicht verletzt wird.
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Retten, was zu retten ist: In wenigen Stunden waren 
die Bewohner einer Favela in der Nähe des Maracanã-
Stadions obdachlos.
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500 Familien müssen für Luxuswohnprojekt 
weichen

Sie hat die beste Sicht aufs Spielfeld, besser noch als die 
Reichen und Berühmten aus ihren Logen heraus. Bauarbei-
ter haben die Madonna in eine Ecke der Arena Pernambuco 
im brasilianischen Recife eingemauert. Von dort blickt sie 
gütig, milde auf den (...) Rasen, (...) auf dem während der 
Fußball-WM fünf Spiele ausgetragen werden (...). Wie ein 
Ufo liegt die Arena im tropischen Wald, wenige Kilometer 
vom hektischen Zentrum Recifes entfernt. Mit der optisch 
anspruchsvollen Kunstharzverkleidung soll sie wohl der 
Münchner Allianz-Arena gleichen. Solarkollektoren sorgen 
für grüne Energie, auf einer Wiese an der Zufahrtsstraße 
lassen Kinder zwischen Werbetafeln und Autowracks einen 
Drachen steigen. Und doch trügt dieses friedliche Bild. Die 
riesigen Planierraupen sind noch immer da. 

Wenige hundert Meter von der Loge entfernt weint und 
schimpft ein erwachsener Mann. In seinem bescheidenen 
Hinterhof wiegen sich die Bananenblätter im Wind, Hühner 
springen frei herum. »Wir werden erniedrigt, versklavt und 
sogar ins Gefängnis gesteckt von unserer eigenen Regie-
rung. Dabei sollte denen, die für die Enteignungen verant-
wortlich sind, der Prozess gemacht werden«, fordert Seu 
Gerônimo wütend. Bald habe er kein Dach mehr über dem 
Kopf, er sei beklaut worden. 

Der alte Mann mit der Baseballkappe und den Zahnlücken 
ist einer von vielen. Rund 500 Familien einer Siedlung 
in São Lourenço da Mata werden dem prestigeträchtigen 
Bauprojekt »Cidade da Copa« direkt neben dem Stadion 
weichen müssen. Die Baufi rma Construtora Norberto Ode-
brecht, die das Stadion in einem sogenannten Public Pri-
vate Partnership errichtet hat und dreißig Jahre betreiben 
darf, will bis 2025 hier eine Luxussiedlung mit Shopping 
Malls errichten. (...) »Für die Enteignungen sind nicht 
wir, sondern die Regierung verantwortlich«, kontert ein 
Konzernsprecher lapidar und preist im nächsten Satz die 
Aufwertung des Geländes im Umland Recifes.

»Als Ende 2007 bekannt wurde, dass Brasilien die WM aus-
richten darf, dachte ich mir: Wie absurd, wir haben doch 
schon drei Fußballstadien hier in Recife, wir haben andere, 
soziale Probleme, wir müssen etwas dagegen tun«, sagt 
Andréa Luna, Sozialarbeiterin, Künstlerin und seit zwei 
Jahren Unterstützerin der Bewohner in São Lourenço da 
Mata. Unter dem Namen »Plataforma Copa Favela 2014« 
haben sie und andere sich zusammengeschlossen. In einem 
Video hat sie das Elend dokumentiert: die 82-jährige Dona 
Teresinha, die vor lauter Schmerz über die anstehende 
Vertreibung nichts mehr essen will; der Automechaniker Zé, 
der seine Werkstatt aufgibt und sich, wie Luna nun berich-
tet, inzwischen zu Tode getrunken hat. Der Bauer Seu Luís, 
der nun nicht mehr seine Gärten bestellen kann. Die Rede 
ist von Drohungen und gebrochenen Versprechen. Eine 
Klage vor Gericht kann und will sich niemand leisten. 

»Die Leute können sich nicht wehren«, sagt Luna. Viele 
würden schon seit Generationen hier leben, Besitzurkunden 
haben die wenigsten, einige könnten nicht einmal lesen. 
Von Vermittlern bekämen die Bewohner die Pistole auf die 
Brust gesetzt: Sofort verkaufen zu einem Preis weit unter 
dem Marktwert oder ohne Entschädigung vertrieben werden, 
wenn die Bagger anrollen. »Doch mit nur 30.000 Reais 
kann man nirgendwo sonst ein neues Haus kaufen, auch 
die Mieten sind überall stark gestiegen«, berichtet Luna. 
Die Vertriebenen müssten dann bei Verwandten unterkom-
men – oder in einer der vielen illegalen Favelas.

Die Comitês Populares da Copa, die sogenannten WM-
Basiskomitees, die sich in Recife und den anderen elf 
Austragungsorten gegründet haben, schätzen, dass wegen 
des Turniers landesweit 250.000 Menschen ihr Zuhause 
verlieren oder zumindest davon akut bedroht sind. Es 
sind Menschen, die den gigantischen Verkehrsprojekten 
im Wege sind oder die die steigenden Mieten nicht mehr 
zahlen können, weil ihr altes Viertel »aufgewertet« wurde. 
Auch die vielen ambulanten Straßenhändler sind betrof-
fen. Sie dürfen in der zwei Kilometer breiten Bannmeile 
des Fußballweltverbands FIFA rund um die Stadien und 
andere Orte nicht mehr ihre Waren verkaufen – und ver-
lieren damit ihre Existenzgrundlage. »Die FIFA ist wie 
ein Casino: Viele spielen, nur wenige gewinnen, und für 
die Verlierer interessiert sich keiner«, klagt Luna. Doch 
es regt sich Widerstand. Bereits im Sommer 2013 gingen 
während des FIFA-Konföderationen-Pokals Millionen von 
Brasilianern auf die Straße, um gegen soziale Missstände 
und Korruption, gegen Wohnraummangel und die Milliar-
denkosten für die WM zu protestieren. Mitte Mai sind die 
Proteste wieder aufgefl ackert, allerdings mit nur einigen 
zehntausend Teilnehmern. Viele trugen dabei Plakate, auf 
denen in Anspielung auf die neuen und modernen WM-
Stadien die Forderung stand: »Schulen und Hospitäler nach 
FIFA-Standard«. (...) 

Badische Zeitung vom 27. Juni 2014 (Dominik Bloedner).
Der Autor hat auf Einladung von Caritas international im 
Frühjahr 2014 die Region um Recife bereist.
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Januar 2013: Im Südosten Brasiliens werden nach 
Besitzstreitigkeiten ganze Armenviertel geräumt und 
zerstört.
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C 11 Der reisende Schachspieler

Nach zehn Uhr abends hat Rudolf Kautz oft keine Lust mehr 
auf Schach. Was aber nicht an dem Spiel oder der Uhrzeit 
liegt: »Da sind hier nur noch betrunkene Jugendliche un-
terwegs – gegen die gewinnt man zu schnell!« Kautz lebt 
derzeit in der Unterführung der S-Bahn-Haltestelle Stadt-
mitte. Dort fordert der 54-Jährige Passanten auf, mit ihm 
eine Partie Schach zu spielen. Auch wenn das eigene Leben 
in Schiefl age gerät, ist es nicht automatisch sinnentleert. 
So sieht es Rudolf Kautz, obdachlos und reisender Schach-
spieler – und er geht so weit, dass bürgerlichere Menschen 
viel von ihm lernen können. 

»16, 17 Spiele am Tag«, sagt er. Von denen er höchstens drei 
bis vier verliert. Sieht man Kautz zu, wie er einen Passanten 
zweimal hintereinander lässig schlägt und immer einen Zug 
voraus zu sein scheint, (…) glaubt man ihm gerne. (…) 
»Das Schachspiel hält mich vom Saufen ab«, sagt der in 
Kasachstan geborene Deutsche, »darum habe ich vor sieben 
Jahren angefangen zu spielen.« Korn durch König und Bier 
durch Bauer ersetzt. Ohne Therapie, worauf er stolz ist. Hier 
in der Unterführung und am Schlossplatz. Zwar hat er das Re-
gelwerk schon davor beherrscht, aber das Spiel habe er erst 
gelernt, indem er damals angefangen hat, gegen sich selbst 
zu spielen. Sven habe ihm sein erstes Brett geschenkt. Sven 
ist Sozialarbeiter. »An den Nachnamen erinnere ich mich 
nicht«, sagt Kautz. Das Brett ist mittlerweile weg. »Wurde 
mir in Köln geklaut.« Das Leben auf der Straße ist hart.

Der ehemalige Fernmeldetechniker lebt seit zwölf Jahren 
ohne festen Wohnsitz. Seitdem er bei einem Betriebsunfall 
ein Auge verloren hat, ist er in Rente. Über die Zeit vor dem 
Schach spricht er nicht gern. Tätowierungen an den Fingern 
sprechen für eine bewegte Vergangenheit. Über sein Leben 
als reisender Schachspieler ist er dafür besonders redselig: 
»Ich war in Köln, Mainz, Madrid«, sagt er. Immer im Gepäck: 
ein Schachbrett, zwei Stühle und ein Karton, der zum Tisch 
umfunktioniert wird. Seit Juli 2013 reist Kautz aber nicht 
mehr allein. (…)

Schach bringt Kautz nicht nur mehr Geld ein als Bettelei und 
Flaschensammeln, womit er seinen Lebensunterhalt früher 
bestritten hat, sondern verschafft ihm auch soziale Kon-
takte. Die sich oft als wertvoll erweisen. Kautz beißt sich auf 
die Zähne. »Die hat mir ein befreundeter Zahnarzt aus Köln 
gerichtet«, freut er sich. Dies tut er auch, wenn einer seiner 
Lieblingssprüche, Passanten zum Schachspiel zu bewegen, 
nicht mehr ganz stimmt: »Ich beiße nicht. Ich habe noch 
nicht mal mehr alle Zähne!« 

Bei allem Humor merkt man aber doch, dass Kautz gesund-
heitliche Probleme plagen. Das Rauchen würde man ihm am 
liebsten ausreden, so heftig hustet er. Mitleid will er aber 
nicht. »Das macht die Menschen kaputt!«, sagt Kautz. »Nur 
wenn man etwas verliert, dann lernt man was!« Kautz zeigt 
auf sein Glasauge und grinst. 

Die meisten hier hätten sowieso ein Problem damit loszulas-
sen. »Viele kommen mit Ausreden: ›Ich hab’ so lange nicht 
gespielt‹, ›Ich kann die Regeln nicht so gut.‹« Kautz glaubt, 
die meisten hätten Angst davor, sich zu blamieren. »Wieso? 
Weil ich auf der Straße lebe?«, fragt er ganz ohne Groll. Aber 
das sei eben typisch deutsch, dieses Genieren. Kautz zündet 
eine Zigarette an. Und wartet auf den nächsten Gegner.

Stuttgarter Zeitung vom 11. März 2014 (Sascha Maier)
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◗ Welche Probleme könnten auftreten, wenn Herr Kautz 
beispielsweise krank wird? 
◗ Diskutiert in Kleingruppen: Würdet ihr mit Herrn Kautz 
Schach spielen?

◗ Wie bewältigt Herr Kautz seinen Alltag? Welche beson-
dere Fähigkeit besitzt er, um sein Auskommen zu fi nan-
zieren? 
◗ Stelle in einer Liste zusammen, wie andere Wohnungs-
lose ihr Auskommen verdienen. 
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D • Menschenrechtsengagement in der Praxis
Materialien D 1 – D 7

D 1 Menschenrechtskampagnen
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Barbara Schöneberger  
unterstützt terre des hommes.

Bitte helfen auch Sie –  
mit Ihrer Spende!

www.tdh.de

» Wir befreien  
Kinderarbeiter. 
Weltweit.  
Helfen Sie mit.«
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Mädchen, 13-jährig, aus Indien. 

Spenden Sie jetzt gegen Frühehen 
und Zwangsheirat von Mädchen.
SMS: SPENDE « Betrag » an 330 
(CHF 1.– bis 99.– ). www.unicef.ch

STOPP GEWALT 
AN MÄDCHEN.
IHRE SPENDE GIBT IHNEN 
DIE EIGENE STIMME ZURÜCK.
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◗ Welche Plakate und Slogans sprechen euch besonders 
an? Entwickelt selbst ein Plakat und einen Slogan zu einer 
menschenrechtlichen Forderung, die euch wichtig ist. 
◗ Ladet euch einen Vertreter oder eine Vertreterin der 
Kampagne zu euch an die Schule ein und diskutiert mit 
ihm bzw. ihr.

◗ Die Menschenrechtskampagnen verweisen auf konkrete 
Menschenrechtsverletzungen und möchten zum Engage-
ment bzw. zur Unterstützung motivieren. Welche kon-
kreten Menschenrechtsverletzungen prangern die Kampa-
gnen an? Wen sprechen sie an? Welche Forderungen bzw. 
Erwartungen sind eurer Meinung nach damit verbunden? 
◗ Recherchiert über die Trägerorganisationen der Kampa-
gnen und wie sich diese für Menschenrechte einsetzen. 

 Arbeitsanregungen D 1
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Die HipHop-Band Culcha Candela engagiert sich seit 2008 für 
die Kindernothilfe-Kampagne »Action!Kidz – Kinder gegen 
Kinderarbeit«. Gewinner der Aktion können jedes Jahr ein 
exklusives Treffen mit der Band gewinnen.

Von der Kampagne und dem Engagement der vielen Schulen 
und Gruppen ist die Band beeindruckt. »Es ist klasse, was 
sich die Action!Kidz einfallen lassen, um sich gegen die 
Ausbeutung von Kindern weltweit einzusetzen. Wir kommen 
zum Teil aus Nationen, in denen Kinderarbeit leider immer 
noch zum Alltag gehört. Deswegen ist es für uns eine Her-
zensangelegenheit, mit den Mädchen und Jungen zu kämp-
fen, dass Rahmenbedingungen geschaffen werden, damit 
Kinder überall ein Leben mit Bildung und Würde führen 
können«, so Itchy von Culcha Candela.

Mit der Kampagne »Action!Kidz – Kinder 
gegen Kinderarbeit« möchte die Kinder-
nothilfe Kinder und Jugendliche mobi-
lisieren, sich sozial zu engagieren. Die 
Idee: Mädchen und Jungen arbeiten bei 
Freunden, Nachbarn oder Unternehmen. 

Im Tausch erhalten sie eine Spende, die in ein Projekt der 
Kindernothilfe gegen ausbeuterische Kinderarbeit fl ießt. 

Für wen ist Action!Kidz geeignet?
Ziel der Aktion ist, das uneigennützige, soziale Engagement 
von Kindern und Jugendlichen zwischen sechs und 14 Jahren 
zu unterstützen. Mitmachen können Gruppen oder Einzelper-

D 2 Culcha Candela – Botschafter der Kindernothilfe

sonen aus Schulen oder Gemeinden und anderen karitativen 
Gruppen in Begleitung eines Erwachsenen. Die Kampagne 
2014 läuft bis zum 31. Juli 2015!

Die Band
Culcha Candela sind seit ihrem Durchbruch mit der Single 
»Hamma!« im Jahr 2007 nicht mehr aus den deutschen 
Charts wegzudenken. Genauso unverwechselbar wie ihre 
Musik ist auch die Band selbst: Sechs Berliner mit un-
terschiedlichen kulturellen Wurzeln waren die Gründungs-
mitglieder, die verschiedener kaum sein könnten: Itchy, 
Band-Kraftwerk und unablässig vorneweg marschierender 
Bannerträger, Larsito, ruhend-lässiger Smooth-Operator 
und Hookline-Meister, Mr. Reedoo, nachdenklicher Kopf der 
Band, Johnny Strange, liebenswert-chaotischer Soulbrother, 
Don Cali, Typ zum Pferde stehlen, sowie der smarte und 
charismatische DJ Chino. (…) Sie sind vielleicht die enga-
giertesten musikalischen Unterstützer von deutschen und 
globalen Charity-Projekten, insbesondere für Jugendliche: 
Aktionen wie Africa Rise, Action!Kidz oder die UN-Millen-
niumkampagne sind nur einige der von Culcha Candela mit 
Herzblut geförderten Hilfsprogramme.

Videobotschaft der Band:
www.actionkidz.de/Wissen+_+Material/Mediathek+/
Culcha+Candela.html

www.kindernothilfe.de
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Culcha Candela in der aktuellen Besetzung im Jahr 2014 (v. l.): DJ Chino, Johnny Strange, Don Cali und Itchy.

◗ Kennt ihr andere Prominente, die sich für bestimmte 
Menschenrechte einsetzen? Welche Bedeutung hat eurer 
Meinung nach das Engagement von Prominenten für die 
Menschenrechtslage in Deutschland und in der Welt?

◗ Welche Gründe nennen die Mitglieder der HipHop-Band 
für ihr Engagement für die Kampagne der Kindernothilfe? 
Welche anderen sozialen Aktivitäten unterstützt die Band 
noch? Schaut euch die Kampagne auf der Website an und 
überlegt, ob und wie ihr euch selbst engagieren könnt. 

 Arbeitsanregungen D 2
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eure Ergebnisse in der Klasse. Findet ihr die Kampagnen 
überzeugend? Für welche Kampagne würdet ihr euch am 
ehesten engagieren? Begründet eure Entscheidung.

D 3 Menschenrechtskampagnen

Informiert euch im Internet über die einzelnen Kampagnen. 
Bildet Arbeitsgruppen und fi ndet heraus, wer die Initiatoren 
der Kampagnen sind und an wen sie sich richten. Präsentiert 

D 4 Menschenrechte in der Schule – eine Ideenbörse

Menschenrechtskampagnen Auftritt im Internet

Keine halben Sachen! Gleiche Liebe, gleiches Recht! www.lsvd.de
Für ein Gesetz zur sozialen Teilhabe www.isl-ev.de
Stopp Landgrabbing für Rendite www.fi an.de
Wasser ist ein Menschenrecht www.right2water.eu/de
Fair spielt www.fair-spielt.de
Clean Clothes www.cleanclothes.at
makeITfair www.germanwatch.de
Aktionsbündnis gegen Aids www.aids-kampagne.de
Fair Feels Good www.fair-feels-good.de
No Hate Speech www.sajv.ch
Existenzlohn-Kampagne www.evb.ch
Jugend für Menschenrechte de.youthforhumanrights.org
Briefe gegen das Vergessen www.amnesty.de

Tragt Zeitungs- und Internetbeiträge, Bilder und Fotos 
über Menschenrechte und Menschenrechtsverletzungen 
zusammen. Gestaltet daraus Plakate, eine Wandzeitung 
oder eine ganze Ausstellung. 

Plant gemeinsam mit eurer Schulleitung, der Lehrer-
schaft und lokalen Künstlern die Gestaltung eines großen 
Wandbildes in der Schule. Außerhalb der Schule bieten 
sich z. B. Jugend- und Kulturzentren oder Stadtteiliniti-
ativen als Kooperationspartner an. Bildet Arbeitsgrup-
pen zur inhaltlichen Vorbereitung und zur technischen 
Gestaltung des Wandbildes. 

Nehmt euer Recht auf freie Meinungsäußerung wahr! 
Schülerzeitungen, Kinder- und Jugendradios sowie 
Blogs bieten Plattformen, um eure Anliegen vorzubrin-
gen. Veröffentlicht eure eigene Website oder euren ei-
genen Blog zu Menschenrechten – oder erstellt eine 
Menschenrechtsbroschüre!

Bei YouTube fi ndet ihr viele Videos rund um die Men-
schenrechte! Habt ihr Ideen, wie ein Menschenrechts-
thema fi lmisch umgesetzt werden könnte? 

Nehmt Hörspiele auf oder dreht Videoclips zu einem 
Thema, das euch wichtig erscheint oder euch »auf den 
Nägeln brennt«. Oder entwickelt ein Theaterstück und 
führt es auf. Auch Improvisations-, Mitmach- und Stra-
ßentheater sind zu menschenrechtlichen Themen mög-
lich.

Ladet eine Person zu einer Fragerunde in die Schule 
ein, die sich für Menschenrechte engagiert. Bereitet das 
Gespräch in Gruppenarbeit vor.

Schreibt einen Essay-, Plakat- oder Fotowettbewerb zu 
Menschenrechten aus. Sucht hierfür die Unterstützung 
von Schulleitung, Lehrerschaft, lokaler Politik und Ge-
schäftsleuten. Radio- und Zeitungsredaktionen, Verlage, 
Werbeagenturen, Kunstschaffende und Menschenrechts-
organisationen sind oft zur Zusammenarbeit bereit.

Möglich sind auch Umfragen und Straßeninterviews, die 
ihr selbst vorbereitet, einübt, durchführt und anschlie-
ßend auswertet. Richtig Spaß macht es mit professio-
nellen Aufnahmegeräten und Videokameras. 

Sucht im Internet oder auf einem Stadtplan die Orte, 
wo sich in eurer Gemeinde oder in der nächsten größe-
ren Stadt Organisationen befi nden, die sich mit Men-
schenrechten beschäftigen. Gibt es Denkmäler oder öf-
fentliche Kunstwerke, die Menschenrechte zum Thema 
haben? Organisiert eine Stadtrallye, die zu den jewei-
ligen Orten führt. 

Bildet Kinderrechtsteams. Anregungen und Ideen fi ndet 
ihr unter www.kinderrechtsteams.de.
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D 5 Nichtstaatliche Menschenrechtsarbeit

WAS TUN NICHTSTAATLICHE MENSCHENRECHTSORGANISATIONEN?

Menschenrechtsbildung

Empowerment 
betroffener Gruppen

Dokumentation von 
Menschenrechtsverlet-
zungen

Öffentliche Proteste 
und Kampagnen

Lobbyarbeit

Nutzung internationaler 
Instrumente zum Schutz 
der Menschenrechte

Ausschöpfung nationaler 
Rechtsmittel 

Schutz von Menschen-
rechtsverteidigern und 
-verteidigerinnen

Betreuung von Betrof-
fenen und Hinterbliebe-
nen

Erinnerungsarbeit

Vernetzung

Vermittlung von Menschenrechtswissen, Stärkung 
des Menschenrechtsbewusstseins, Aufbau einer 
»Kultur der Menschenrechte« durch Bildungsmate-
rialien, Info-Veranstaltungen, Workshops, Projekt-
tage, Seminare usw. 

Stärkung der Organisations- und Handlungsfähig-
keit betroffener Gruppen durch gezielte Beratung, 
Schulung und fi nanzielle Unterstützung.

Beobachtung, Recherche und Dokumentation von 
Menschenrechtsverletzungen, auch anhand kon-
kreter Fallbeispiele.

Proteste und Kampagnen gegen drohende oder 
 bestehende Menschenrechtsverletzungen, um die 
Öffentlichkeit »wachzurütteln« und um Druck auf 
die Politik, auf Unternehmen usw. auszuüben, die 
Menschenrechte zu achten, zu schützen und um-
zusetzen.

Gezielte Einfl ussnahme auf menschenrechtlich 
bedeutsame Entscheidungen z. B. der nationalen 
Regierungen und Parlamente oder internationa-
ler Organisationen (Vereinte Nationen, Europarat 
usw.).

Kritische Begleitung staatlicher Menschenrechts-
berichte, Erstellung von Parallelberichten, 
Unter stützung von Individualbeschwerden vor 
Menschenrechtsausschüssen oder internationalen 
Gerichten usw.

Rechtsberatung und Unterstützung von Betrof-
fenen bei Klagen und Verfassungsbeschwerden vor 
natio nalen Gerichten.

Individueller Schutz für verfolgte Menschenrechts-
verteidiger und -verteidigerinnen durch Appelle, 
Eil aktionen, vorübergehende Aufnahme der Ver-
folgten usw.

Betreuung der Betroffenen, Trauma-Arbeit, 
Hinterbliebenenversorgung durch Rehabilitations-
programme, fi nanzielle Hilfen usw.

Menschenrechtsverletzungen der Vergangenheit 
aufarbeiten, z. B. im Rahmen von »Wahrheitskom-
missionen«, Dokumentationszentren oder Gedenk-
stätten.

Auf- und Ausbau von Menschenrechtsnetzwerken.

Handlungsfeld Erläuterung Arbeitsauftrag: Wer tut was?
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D 6 Organisationen, die sich für Menschenrechte einsetzen

Organisation / Internetauftritt Deine Antworten zu den Fragen 1 – 4

terre des femmes
www.terre-des-femmes.de
 

1.

2.

3.

4.

terre des hommes
www.tdh.de

1.

2.

3.

4.

Kindernothilfe
www.kindernothilfe.de

1.

2.

3.

4.

Asylzentrum Tübingen 
www.asylzentrum-tuebingen.de

1.

2.

3.

4.

Hamburger Stiftung für
politisch Verfolgte
www.hamburger-stiftung.de

1.

2.

3.

4.

FIAN
www.fi an.de

1.

2.

3.

4.

Pro Asyl
www.proasyl.de

1.

2.

3.

4.

3. Auf welcher Ebene (z. B. lokal, regional, national, inter-
national) setzt sich die Organisation ein? 

4. Ist die Organisation in eurer Stadt vertreten?
5. Gestaltet anschließend ein Plakat zu »eurer« Organi-

sation und erarbeitet eine Präsentation, in der ihr die 
Arbeit der Organisation vorstellt.

Bildet kleine Arbeitsgruppen. Jede Gruppe wählt eine der 
genannten Organisationen aus. Recherchiert und beant-
wortet die folgenden Fragen:
1. Für welche Menschenrechte bzw. gegen was setzt sich 

die Organisation ein?
2. Welche Methoden wendet die Organisation an, um ihre 

Ziele durchzusetzen?
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Organisation / Internetauftritt Deine Antworten zu den Fragen 1 – 4

Bundesfachverband Unbegleitete 
Minderjährige Flüchtlinge e. V.
www.b-umf.de

1.

2.

3.

4.

Nürnberger 
Menschenrechtszentrum
www.menschenrechte.org

1.

2.

3.

4.

Amnesty International
www.amnesty.de

1.

2.

3.

4.

Germanwatch e. V.
www.germanwatch.org

1.

2.

3.

4.

medica mondiale e. V.
www.medicamondiale.org

1.

2.

3.

4.

Lesben- und Schwulenverband in 
Deutschland (LSVD) e. V.
www.lsvd.de

1.

2.

3.

4.

Reporter ohne Grenzen e. V.
www.reporter-ohne-grenzen.de

1.

2.

3.

4.

Interessenvertretung Selbst-
bestimmt Leben in Deutschland 
e. V. (ISL)
www.isl-ev.de

1.

2.

3.

4.

Tipp: Auf der Homepage des bundesweiten Netzwerkes 
»Forum Menschenrechte« (www.forum-menschenrechte.de) 

fi ndet ihr weitere Links zu über 50 deutschen Mitgliedsor-
ganisationen, die sich für die Menschenrechte einsetzen.
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Art. 9
Jeder Mensch hat, einzeln und gemeinsam mit anderen, das 
Recht, wirksame Rechtsmittel in Anspruch zu nehmen und 
sich zu beschweren, wenn die Menschenrechte und sein 
Recht, dafür einzutreten, verletzt werden.

Art. 10
Kein Mensch darf sich durch sein Handeln oder durch die 
Unterlassung einer gebotenen Handlung an der Verletzung 
von Menschenrechten und Grundfreiheiten beteiligen; kein 
Mensch darf in irgendeiner Form bestraft oder benachteiligt 
werden, wenn er sich weigert, sich an Menschenrechtsver-
letzungen zu beteiligen. 

Art. 12
Jeder Mensch hat, einzeln oder gemeinsam mit anderen, 
das Recht, an friedlichen Aktionen teilzunehmen, die gegen 
die Verletzung von Menschenrechten gerichtet sind. Der 
Staat hat alle notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, um 
ihn hierbei gegen Gewalt, Drohungen, Racheakte, Diskri-
minierung, Pressionen oder anderes willkürliches Verhalten 
zu schützen.

Art. 13
Jeder Mensch hat, einzeln und gemeinsam mit anderen, das 
Recht, Ressourcen zu erbitten, zu erhalten oder zu nutzen, 
um die Menschenrechte mit friedlichen Mitteln zu fördern 
und zu schützen.

Art. 5
Um die Menschenrechte zu fördern und zu schützen, hat 
jeder Mensch, einzeln und gemeinsam mit anderen, das 
Recht, sich zu treffen oder friedlich zu versammeln, nicht-
staatliche Organisationen und Gruppen zu gründen, ihnen 
beizutreten oder in ihnen mitzuarbeiten und sich mit ande-
ren Organisationen auszutauschen.

Art. 6
Jeder Mensch hat, einzeln und gemeinsam mit anderen, das 
Recht, sich über alle Menschenrechte zu informieren und 
Informationen zu verbreiten. Er darf Ansichten über die 
Einhaltung aller Menschenrechte diskutieren und sich dazu 
eine eigene Meinung bilden.

Art. 7
Jeder Mensch hat, einzeln und gemeinsam mit anderen, das 
Recht, in Bezug auf die Menschenrechte neue Ideen und 
Prinzipien zu entwickeln, diese zu diskutieren und für deren 
Akzeptanz einzutreten.

Art. 8
Jeder Mensch hat, einzeln und gemeinsam mit anderen, das 
Recht auf effektiven Zugang zu einer Mitarbeit in der Regie-
rung des eigenen Staates und in der Wahrnehmung öffent-
licher Angelegenheiten, ohne dabei diskriminiert zu werden. 
Dies schließt auch das Recht ein, Kritik und Vorschläge 
an staatliche Stellen zu richten, um ihre Arbeitsweise zu 
verbessern und die Aufmerksamkeit auf jeden Aspekt ihrer 
Tätigkeit zu lenken, der die Förderung, den Schutz und die 
Umsetzung der Menschenrechte behindern oder verhindern 
könnte. 

D 7 Schutz von Menschenrechtsverteidigerinnen und -verteidigern

1998 verabschiedete die UN-Generalversammlung eine »Er-
klärung zum Schutz von Menschenrechtsverteidigerinnen 
und Menschenrechtsverteidigern«. Nachfolgend werden 

einige der 20 Artikel der Erklärung in stark gekürzter und 
abgewandelter Form sinngemäß zusammengefasst.

institutioneller Zugehörigkeit. Entscheidend ist das En-
gagement für die Menschenrechte. Überlegt, warum der 
Schutz von Menschenrechtsverteidigerinnen und -vertei-
digern notwendig und wichtig ist.

◗ Laut der UN-Erklärung besitzt jeder Mensch das Recht, 
sich für den Schutz und die Verwirklichung der Menschen-
rechte einzusetzen. Alle Menschen können daher Men-
schenrechtsverteidiger oder -verteidigerinnen (human 
rights defender) sein, unabhängig von Qualifi kation und 
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